

Beschlussfassung der VK SGB IX im schriftlichen Verfahren: 
Großer Beschluss – redaktionelle Anpassung LRV SGB IX, Kennzahlenmatrix ASP, QSB, Anlagen 5.5.2, 5.5.3 und 5.5.5

25.09.2019
Sachverhalt:

Die Verbände der Leistungserbringer, die FHH als Trägerin der EGH und die Landesarbeitsgemeinschaft für Menschen mit Behinderungen haben sich in einem Letter of Intent auf ein gemeinsames Verfahren zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in Hamburg verständigt. Dieses Verfahren soll die im LRV SGB IX manifestierten Leitplanken für den Umsetzungsprozess in 2019 konkretisieren und die erforderliche Struktur mit den Zielen der Personen-, Leistungs- und Wirkungsorientierung sowie der gesteigerten Autonomie und Selbstbestimmung für die leistungsberechtigten Menschen vorgeben. Die ersten Aufträge wurden gemeinsam erledigt und damit Meilensteine für die Umsetzung der Anforderungen des BTHG im Sinne aller Beteiligten gesetzt. 

Konkret haben sich die Vertreter des Begleitmanagements LRV SGB IX mit Inkrafttreten des LRV SGB IX am 19.12.2018 zum Auftrag gemacht, den Vertragstext nebst seiner Anlagen formal zu überprüfen und die seinerzeit zurückgestellten Anlagen 5.5.2 (Kalkulation Besondere Wohnformen), 5.5.3 (Kalkulation Besondere Wohnformen Sozialpsychiatrie) und 5.5.5 (Kalkulation Besondere Wohnformen Sucht) auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse des Hamburger Modellprojektes zur Trennung der Fachleistungen von den existenzsichernden Leistungen (Flex) zu erstellen. Des Weiteren bedurften sowohl die Matrix zur Erfassung der Kennzahlen der Ambulanten Sozialpsychiatrie (ASP) als auch der Qualitätssicherungsbericht einer Überarbeitung. Das Verfahren konnte nun nach mehreren Verhandlungsterminen einvernehmlich abgeschlossen werden.

1. Der Vertragstext und der Text der Anlagen des LRV SGB IX wurden formal überprüft. Insbesondere die Verwendung nicht-BTHG-konformer Termini und Falschverweise auf Anlagen des LRV SGB IX wurden berichtigt (Anlagen 1 inkl. Clearingverfahren).

2. Zur kalkulatorischen Fortschreibung des Trägerbudgets zur Erbringung der Leistungen der ASP ist die monatliche Erfassung der Kennzahlen erforderlich. Das Erfassungstool (Matrix), welches Bestandteil der Mustervereinbarung des LRV SGB IX ist, wurde überarbeitet und einvernehmlich abgestimmt (Anlage 2).

3. Die Leistungserbringer sind verpflichtet, jährlich über ihre Leistungserbringung zu berichten. Dies erfolgt durch schriftliche Ausführungen in dem dafür zur Verfügung gestellten Qualitätssicherungsbericht (QSB), als Anlage der Mustervereinbarung LRV SGB IX, und Abgabe des ausgefüllten Berichtes beim Träger der Eingliederungshilfe. Festgestellte Anpassungsbedarfe machten eine Überarbeitung des QSB erforderlich (Anlage 3a). Diese wurde vorgenommen und gemeinsam abgestimmt. Als Hilfestellung zum Ausfüllen wurde eine Erläuterung erstellt, die ein einheitliches Verständnis der abgefragten Kriterien gewährleistet (Anlagen 3b).

4. Mit Reform des Teilhaberechtes durch das Bundesteilhabegesetz und Inkrafttreten des 1. und 2. Teiles des SGB IX wird die stationäre Behindertenhilfe von den Leistungen in den Besonderen Wohnformen abgelöst. Auf Grund der mit den gesetzlichen Änderungen des SGB IX einhergehenden neuen Kalkulationen ist die Erstellung eines neuen Kalkulationsblattes der klassischen Behindertenhilfe in den Besonderen Wohnformen erforderlich geworden. 

Die Vertreter des Begleitmanagements LRV SGB IX konnten sich auf die Inhalte des anliegenden Kalkulationsblattes (5.5.2 - Anlage 4a) einigen, das die Grundlage der Einzelverhandlungen darstellt. Für ein leichteres Verständnis der neuen Kalkulationswege der Leistungen in den Besonderen Wohnformen haben die Partner des LRV SGB IX ein Erläuterungsblatt (5.5.2 Erläuterung - Anlage 4b) entwickelt.






5. Es wird darauf hingewiesen, dass durch den Beschluss der Vertragskommission vom 03.07.2019 zur Fortgeltung der Vereinbarungen gem. § 75 Abs. 3 SGB XII (§§ 123 ff. SGB IX) nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen im SGB IX, die bestehenden Vereinbarungen bezüglich der stationären Leistungen (unbeschadet § 134 SGB IX) ersetzt werden und die Vereinbarungen auf Grundlage der neuen gesetzlichen Regelungen des SGB IX (Leistungsvereinbarungen der Besonderen Wohnformen) ausschließlich die gesetzlich vorgeschriebene Erbringung der Fachleistungen beinhalten.

6. Auch die Erstellung eines neuen Kalkulationsblattes der sozial-psychiatrischen Leistungen in den Besonderen Wohnformen (5.5.3 - Anlage 5) wurde erforderlich, welche gemeinsam im Begleitmanagement LRV SGB IX vollzogen wurde.

7. In Zusammenarbeit mit den Vertreterinnen der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz (BGV) konnten die Vertreter des Begleitmanagements LRV SGB IX einvernehmlich auch das Kalkulationsblatt für die Suchthilfe im Bereich der Besonderen Wohnformen nebst einem Kalkulationsbeispiel (5.5.5 - Anlagen 6) abstimmen und erstellen.

Beschluss:

Die VK SGB IX beschließt:

1.	den redaktionell angepassten LRV SGB IX nebst seiner Anlagen,

2.	die neue Kennzahlenmatrix ASP,

3.	den neuen QSB nebst seiner Erläuterung, 	

4.	das Kalkulationsblatt Besondere Wohnformen klassische Behindertenhilfe nebst dessen Erläuterungsblatt,

5.	dass mit Beschluss der Vertragskommission vom 03.07.2019 zur Fortgeltung der Vereinbarungen gem. § 75 Abs. 3 SGB XII (§§ 123 ff. SGB IX) nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen im SGB IX, die bestehenden Vereinbarungen bezüglich der stationären Leistungen ersetzt werden und die Vereinbarungen auf Grundlage der neuen gesetzlichen Regelungen des SGB IX (Leistungsvereinbarungen der Besonderen Wohnformen) ausschließlich die gesetzlich vorgeschriebene Erbringung der Fachleistungen beinhalten.

6.	das Kalkulationsblatt Besondere Wohnformen Sozialpsychiatrie,

7. 	das Kalkulationsblatt Besondere Wohnformen Sucht.













Anlagen 
 
1.
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Ergebnis der Abstimmung im schriftlichen Verfahren:

	
Einstimmig.


Hamburg, den 24.10.2019
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Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX


für die Freie- und Hansestadt Hamburg


Die in der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände, Hamburg zusammengeschlossenen Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege:

· Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Hamburg e.V., 


· Caritasverband für das Erzbistum Hamburg e.V., 


· Der Paritätische Wohlfahrtsverband Hamburg e.V.,


· 
Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband Hamburg e.V., 


· Diakonisches Werk, Landesverband der Inneren Mission Hamburg, e.V., 


· Jüdische Gemeinde, Hamburg,


die Zusammenschlüsse privatwirtschaftlicher Unternehmen:


· Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V., Landesgeschäftsstelle Hamburg,

· 
Zentralverband Hamburger Pflegedienste e.V., Hamburg,

handelnd als Vereinigungen der Leistungserbringer auf Landesebene in Vertretung ihrer jeweiligen Mitglieder,

und die


· 
Freie- und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration als Trägerin der Eingliederungshilfe 


schließen unter Beteiligung der Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft behinderter Menschen (LAG) als Interessenvertretung behinderter Menschen nachfolgenden Rahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX zu den Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX:


Inhaltsverzeichnis:


Präambel

I.  Allgemeines

§ 1
Gegenstand und Grundlagen

§ 2
Vertragskommission

§ 3
Abschluss von Vereinbarungen nach §§ 123 ff. SGB IX 


II.  Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung (Leistungsvereinbarung)

§ 4
Leistungsmerkmale 


§ 5
Sächliche Ausstattung und Personalbemessung


III.  Pauschalen und Beträge für einzelne Leistungsbereiche (Vergütungsvereinbarung)

§ 6
Vereinbarung einer leistungsgerechten Vergütung


§ 7
Vergütungsbestandteile


§ 8
Kalkulationsgrundlagen


IV.  Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung


§ 9
Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistung
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Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung des Landesrahmenvertrages 
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Salvatorische Klausel

Anlagen zum Landesrahmenvertrag


Anlage 1:    
Abgrenzung der den Vergütungspauschalen und -beträgen nach § 125 SGB IX zu Grunde zu legenden Kostenarten und -bestandteile sowie die Zusammensetzung der Investitionsbeträge nach § 134 Abs. 3 SGB IX

Anlage 2:    
Inhalt und Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen, die Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf nach 

§ 125 Abs. 3 SGB IX sowie die Zahl dieser zu bildenden Gruppen

Anlage 3:  
Musterleistungsvereinbarung

Anlage 3a:
Musterleistungsvereinbarung Tak


Anlage 4:   
Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit und Qualität einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen sowie Inhalt und Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen

Anlage 5:
Allgemeine Verfahrensvereinbarung

Anlage 5.1:

Strukturblatt 


Anlage 5.2: 

System der Leistungsdarstellung 


Anlage 5.3:
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allgemeine Kalkulation für Leistungen nach § 134 SGB IX
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Kalkulation besondere Wohnformen bei geistigen und körperlichen Beeinträchtigungen 

Anlage 5.5.3: 

Kalkulation besondere Wohnformen Sozialpsychiatrie
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Kalkulation besondere Wohnformen Sucht
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Geschäftsordnung der Vertragskommission

Präambel


Leitlinie dieses Rahmenvertrages und der von ihm umfassten Leistungen, über die Maßgaben des § 131 SGB IX hinaus, ist die UN-Behindertenrechtskonvention vom 13.12.2006 (UN-BRK) mit ihren Zielen und Inhalten.


Im Wege der partnerschaftlichen, transparenten und vertrauensvollen Zusammenarbeit wirken die Vertragspartner darauf hin, dass die Leistungen für Menschen mit Behinderung in ihrer inhaltlichen und fachlichen Konzeption und Ausgestaltung den Zielen der UN-BRK entsprechen. Die Regelungen des Rahmenvertrages zielen auf personenzentrierte Teilhabeleistungen, welche die Partizipation und Inklusion stärken und die Überwindung von Aktivitätseinschränkungen aus der Wechselwirkung zwischen Funktionsstörung und den umwelt- und einstellungsbedingten Barrieren ermöglichen.


Die Vertragspartner stellen sicher, dass die Leistungserbringung in Art, Form und Maß der Hilfe nach den Grundsätzen des SGB IX erfolgt und insbesondere im Sinne von § 17 SGB I

· jede/r Berechtigte die ihm zustehenden Leistungen der Eingliederungshilfe in zeitgemäßer Weise umfassend und schnell erhält;


· die zur Ausführung der Leistungen der Eingliederungshilfe erforderlichen Einrichtungen und Dienste rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen; 


· der Zugang der Leistungsberechtigten zu den Leistungen der Eingliederungshilfe möglichst einfach und unbürokratisch gestaltet wird und


· gemeinsam mit den Zusammenschlüssen der behinderten Menschen Regelungen getroffen werden, die ein großes Maß an Transparenz im Leistungsgeschehen herstellen und

· das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten gewährleistet wird. In Umsetzung dessen sind bei der Wahl der Wohnform Leistungen in eigenen Wohnungen und inklusiven Wohnangeboten gem. § 104 Abs. 3 und 4 SGB IX gegenüber Leistungen in besonderen Wohnformen (i.S.d. § 42a Abs. 2 Nr. 2 SGB XII i.d.F. ab 2020) der Vorrang zu gewähren.

Aufgabe der Eingliederungshilfe gem. § 90 Abs. 1 SGB IX ist es, den Leistungsberechtigten eine individuelle Lebensführung zu ermöglichen, die der Würde des Menschen entspricht, und die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Die Leistung soll sie befähigen, ihre Lebensplanung und -führung möglichst selbstbestimmt und eigenverantwortlich wahrnehmen zu können. Die nach den Regelungen dieses Rahmenvertrages vereinbarten und erbrachten Leistungen werden hinsichtlich ihrer Wirksamkeit an diesen Grundsätzen gemessen. Die Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX sind an dem Auftrag, den Zielen und den Grundsätzen der Eingliederungshilfe auszurichten:


· Durch die Vereinbarungen ist zu gewährleisten, dass die Leistung an die Leistungsberechtigten den Grundsätzen des 2. Kapitels SGB IX, Teil 2 ent​spricht. Gem. § 95 SGB IX stellt die Trägerin der Eingliederungshilfe in ihrem Zuständigkeitsbereich sicher, dass jeder leistungsberechtigten Person die zur Deckung des individuellen festgestellten Bedarfes erforderlichen Leistungen personenzentriert zur Verfügung stehen. Leistungsformen sog. anderer Leistungsanbieter (§ 111 Abs. 1 Nr.2 SGB IX i.V.m. § 60 Abs. 3 SGB IX) und die Beschäftigung mit Hilfe des Budgets für Arbeit (§ 111 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX i.V.m. § 61 Abs. 5 SGB IX) sind von diesem Sicherstellungsauftrag ausgenommen. 

· Die Vereinbarungen beziehen sich nur auf diejenigen Leistungen, die die Trägerin der Eingliederungshilfe unter Berücksichtigung des Nachrangs der Eingliederungshilfe nach § 91 Abs. 1 und 2 SGB IX sicherzustellen hat.

· Gem. §§ 91 Abs. 3 SGB IX i.V.m. § 13 Abs. 3 SGB XI und § 103 SGB IX werden die Leistungen der Eingliederungshilfe und der Pflegeversicherung nebeneinander aber bei Einverständnis der Leistungsberechtigten wie aus einer Hand gewährt.

· Die Vorschriften über die existenzsichernden Leistungen nach dem SGB II und dem 3. und 4. Kapitel des SGB XII bleiben gem. § 93 Abs. 1 SGB IX unberührt.

· Die Selbständigkeit, das Selbstverständnis und die Unabhängigkeit der Rehabilitationsdienste und -einrichtungen bei der Erbringung der vereinbarten Leistun​gen werden im Einklang mit den Vorgaben der Teilhabebedarfsplanung (§ 19 f. SGB IX), der Gesamtplanung (§ 117 f. SGB IX) und ggf. der Teilhabezielvereinbarung (§ 122 SGB IX) gem. § 39 Abs. 2 S. 2 SGB IX beachtet.

Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen (LAG) hat gem. § 131 Abs. 2 SGB IX an der Erarbeitung und Beschlussfassung dieses Rahmenvertrages mitgewirkt.

Den Interessen der Leistungsberechtigten wird aus Sicht der LAG im Vertrag insbesondere Rechnung getragen mit der Gewährleistung des Wunsch- und Wahlrechts und dem Vorrang bei der Wahl der Wohnform für Leistungen in eigenen Wohnungen und inklusiven Wohnangeboten gegenüber Leistungen in besonderer Wohnform. Auch ist erkennbar, dass die Festlegungen des Vertrags insgesamt einen Leistungsrahmen für die Rechte und Ansprüche der Leistungsberechtigten auf volle und wirksame Teilhabe im Sinne des § 90 SGB IX setzen sollen. Die intensiven Verhandlungen überzeugen davon, dass die Vertragsparteien die aus diesem Ziel erwachsene Verpflichtung verfolgen, wie es auch der Letter of Intent der Vertragsparteien zum „Verhandlungspaket Umsetzung BTHG Landesrahmenvertrag“ zum Ausdruck bringt.

I. Allgemeines

§ 1

Gegenstand und Grundlagen 


(1)  Der Landesrahmenvertrag regelt die Rahmenbedingungen für den Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX über die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe i.S.v. § 102 SGB IX durch Leistungserbringer gemäß § 131 Abs. 1 SGB IX. 

(2)  Ein Leistungserbringer i.S.v. Abs. 1 ist die auf eine gewisse Dauer angelegte, organisatorisch strukturierte Zusammenfassung sächlicher und personeller Mittel mit dem Ziel, ausschließlich oder teilweise Leistungen der Eingliederungshilfe für einen wechselnden Kreis von Personen zu erbringen. Einzelpersonen sind keine Leistungserbringer.

(3)  Die Freie- und Hansestadt Hamburg, als Trägerin der Eingliederungshilfe in Hamburg, ist für den Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX zuständig, wenn die Leistung in Hamburg erbracht wird. Sofern der Ort der Leistungserbringung außerhalb Hamburgs liegt kann die mit der Freien- und Hansestadt Hamburg geschlossene Vereinbarung gem. den §§ 123 ff. SGB IX bei Zustimmung des örtlich zuständigen Leistungsträgers Anwendung finden.

§ 2 

Vertragskommission


(1)  Die Vertragspartner setzen eine Vertragskommission SGB IX für den Anwendungsbereich dieses Vertrages ein. Sie entsenden Mitglieder in die Vertragskommission wie folgt:


· Die Vereinigungen der Leistungserbringer entsenden jeweils ein Mitglied. 


· Die Freie und Hansestadt Hamburg entsendet ein Mitglied aus der zuständigen Fachbehörde.


· Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen (LAG) entsendet ein nicht stimmberechtigtes Mitglied.

(2)  Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Vertragskommission werden namentlich gegenüber der Geschäftsstelle der Vertragskommission benannt. Die Geschäftsstelle der Vertragskommission wird in der zuständigen Fachbehörde geführt.


(3)  Die Vertragskommission gibt sich eine Geschäftsordnung Anlage 6.


(4)  Die Aufgaben der Vertragskommission umfassen: 

· die Weiterentwicklung und Auslegung des Landesrahmenvertrages, 

· die Weiterentwicklung der Grundlagen, Kriterien und Verfahren zur Ermittlung von Vergütungen gem. Anlage 1 LRV; dies erfolgt unter der Maßgabe der Abgrenzung der Fachleistung zu den existenzsichernden Leistungen,


· die Entwicklung und Weiterentwicklung von Grundlagen, Kriterien und Verfahren zur Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf gem. Anlage 2,


· die Vereinbarung von Rahmendaten für die Vergütungsvereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX. Hierzu gehören insbesondere die Regelungen zur Anpassung der Vergütungen gem. Anlage 5 (AVV),

· die Beschlussfassung über Formblätter für Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX (Mustervereinbarungen)

· die Förderung und Weiterentwicklung der Strukturen der Eingliederungshilfe i.S.v. § 94 Abs. 4 SGB IX

sowie

· die Einsetzung und Festlegung der Aufgabenstellung von Arbeitsgruppen. Die Vertragskommission beschließt über die Ergebnisse der Arbeitsgruppen.


(5)  Beschlüsse der Vertragskommission sind für alle Vertragspartner verbindlich.

(6)  Die Geschäftsstelle der Vertragskommission führt ein für Vertragspartner und dem Vertrag beigetretene Leistungserbringer frei einsehbares, strukturiertes (Online-) Verzeichnis aller Beschlüsse, die diesen Landesrahmenvertrag einschließlich seiner Anlagen ändern, ergänzen, konkretisieren oder sonst für die Vertragsbeziehungen von Bedeutung sind und über einen Einzelfall hinaus anwendbar sind.

§ 3

Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX


(1) Inhalt, Umfang und Qualität, einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen und deren Vergütung, werden zwischen dem Leistungserbringer und der Trägerin der Eingliederungshilfe nach den in diesem Vertrag festgelegten Kriterien vereinbart.

(2) Die Verhandlung zum Abschluss einer Vereinbarung mit der Trägerin der Eingliederungshilfe führt der Leistungserbringer oder sein Verband. Im Falle der Bevollmächtigung des Verbandes bedarf diese der Schriftform. Mit dem schriftlichen Angebot wird mitgeteilt, wer die Verhandlung führt und wer zum Abschluss bevollmächtigt ist. 


(3) Eine Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX kommt zustande, wenn zwischen der Trägerin der Eingliederungshilfe und dem Leistungserbringer oder seinem Verband Einvernehmen über die Leistungs- und Vergütungsvereinbarung besteht. Die Vereinbarung bedarf der Schriftform. Dabei soll zunächst Einvernehmen über die Inhalte der Leistungsvereinbarung hergestellt werden. Im Anschluss ist die Vergütungsvereinbarung zu verhandeln. 


(4) Die Laufzeit der Vereinbarung beträgt in der Regel ein Kalenderjahr. Die Vereinbarung kann ganz oder in Teilen mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende des Vereinbarungszeitraums gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung der Vereinbarung, verlängert sich die Laufzeit der Leistungsvereinbarung um jeweils ein Kalenderjahr. Für die Vergütungsvereinbarung gilt § 127 Abs. 4 SGB IX.


(5) Die Allgemeine Verfahrensvereinbarung zum Abschluss von Vereinbarungen ist in Anlage 5 geregelt.


(6) Sofern im Einzelfall die in diesem Vertrag festgelegten Kriterien aufgrund der Aufgabenstellung und Konzeption des Leistungserbringers keine Anwendung finden können, werden gemeinsam abweichende Regelungen getroffen.

(7) Ergänzende, abweichende Zielvereinbarungen gem. § 131 SGB IX können abgeschlossen werden. Soweit die Vereinbarungen auch die Verfahren zur Vergütung und Abrechnung der Fachleistung betreffen, sind die Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen zu beteiligen und die Vertragskommission zu informieren.

II. Leistungsvereinbarung

§ 4

Leistungsmerkmale

(1) 
Die Leistungsvereinbarungen können sich beziehen auf


· Leistungen zur medizinischen Rehabilitation


· Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben


· Leistung zur Teilhabe an Bildung (dazu gehören auch Schulbegleitung und Leistungen im Rahmen der GBS)


· Leistungen zur sozialen Teilhabe


· Leistungen der Pflege soweit diese gem. § 103 Abs. (1) oder (2) von der Eingliederungshilfe umfasst werden. 


(2)
Die Leistung wird anhand der Leistungsmerkmale gem. § 125 Abs. 2 SGB IX unter Berücksichtigung der leistungsbezogenen Merkmale der Konzeption des Leistungserbringers vereinbart. Die Leistungsbeschreibung erfolgt gemäß Anlage 5.2 nach Leistungsbereichen auf der Grundlage der neun Lebensbereiche der ICF.


(3) 
Die Leistung beinhaltet


· die zur Umsetzung der Fachmaßnahmen erforderliche personelle Ausstattung und die benötigten sächlichen Mittel,

· ggf. die Bereitstellung der betriebsnotwendigen Anlagen einschließlich ihrer Ausstattung 

gem. Anlage 3 LRV (Mustervereinbarung Anlage 1).

(4)
Werden Fachleistungen in Einrichtungen oder Räumlichkeiten im Sinne des § 43a SGB XI i.V.m. § 71 Abs. 4 SGB XI erbracht, umfasst die Fachleistung nur grundpflegerische Leistungen. Ärztlich verordnete Leistungen nach dem SGB V, insbesondere Leistungen der häuslichen Krankenpflege, sind – auch in besonderen Wohnformen – nicht Gegenstand der vereinbarten Leistung, es sei denn, dies wird in der Leistungs- und Vergütungsvereinbarung nach § 125 SGB IX ausdrücklich vereinbart. In Werkstätten für behinderte Menschen und bei anderen Leistungsanbietern werden im Einzelfall einfache Leistungen der Krankenpflege erbracht. 

(5)
Die Leistungsbeschreibung umfasst als Grundlage der Leistungsvereinbarung insbesondere folgende Merkmale:


* Leistung nach Art, Umfang, Ziel und Qualität


* zu betreuender Personenkreis bzw. Zielgruppe 


* sächliche Ausstattung und Bemessung des Betreuungspersonals (§ 5)


* Funktion und Qualifikation des Betreuungspersonals (§ 5)


* ggf. betriebsnotwendige Anlagen einschl. ihrer Ausstattung. 

Das Nähere regelt die Mustervereinbarung gem. Anlage 3.

(6) 
Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Leistung ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich zu erbringen. 
Dabei sind die persönlichen Verhältnisse der Leistungsberechtigten (das familiäre, freundschaftliche und nachbarschaftliche Umfeld) und der individuelle Sozialraum gem. § 104 Abs. 1 Satz 1 SGB IX zu berücksichtigen und den Wünschen des Leistungsberechtigten bezüglich der Gestaltung der Leistung zu entsprechen.

(7)  
Die Beurteilung der Qualität und Wirksamkeit der Leistung richtet sich nach den Regelungen des Abschnittes IV dieses Vertrages sowie den Regelungen der Allgemeinen Mustervereinbarung in der jeweils geltenden Fassung.


(8)   
Plant der Leistungserbringer dauerhafte qualitative und quantitative Veränderungen des Leistungsangebotes, die von der abgeschlossenen Leistungsvereinbarung abweichen, teilt er dies der Trägerin der Eingliederungshilfe rechtzeitig vor deren Umsetzung mit, spätestens jedoch 3 Monate vor Umsetzungsbeginn. Die Vertragspartner behalten sich in diesen Fällen eine Neuverhandlung der Vereinbarung vor.

§ 5

Sächliche Ausstattung und Personalbemessung

(1) 
Eine Beschäftigung von Fachkräften unterschiedlicher Fachdisziplinen wird gewährleistet, um angesichts der Vielgestalt von Beeinträchtigungen und deren Wechselwirkungen mit Umweltfaktoren i.S.v. einstellungs- und umweltbedingten Barrieren und den daraus resultierenden Anforderungen arbeits- und entscheidungsfähig zu sein. Die Fachkräfte tragen dabei auch die Verantwortung, i.S.e. Begleitung und Steuerung, für die Leistung anderer Beteiligter in den individuellen sozialräumlichen Kontexten.

(2)   
Die sächliche und personelle Ausstattung, einschließlich der Funktion und Qualifikation des Betreuungspersonals, leiten sich ab von den Bedürfnissen des Leistungsberechtigten und von der vereinbarten Leistung. Sie ist in der Leistungsvereinbarung in nachprüfbarer Form festzulegen. 



Für die Bemessung des Betreuungspersonals werden Personalrelationen oder Zeitvolumina, ggf. differenziert nach Gruppen von Leistungsberechtigten mit vergleichbaren Bedarf gem. Anlage 2, vereinbart. Für vergleichbare Leistungen finden einheitliche Kriterien zur Personalbemessung Anwendung.

(3)
Für Werkstätten für behinderte Menschen und andere Leistungsanbieter gelten die §§ 8 u. 9 WVO.

(4) 
Leistungen sind dann vergleichbar, wenn sie bei gleichen Zielstellungen und ähnlichem Maßnahmenkatalog eine übereinstimmende Zielgruppe ansprechen.

III. Vergütungsvereinbarung


§ 6

Vereinbarung einer leistungsgerechten Vergütung

(1)
Die Vergütungen müssen angemessen und leistungsgerecht sein und es dem Leistungserbringer bei sparsamer und wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, bedarfsgerechte Leistungen entsprechend der Gesamtpläne zu erbringen.

(2)
Zur Bewertung der Angemessenheit und Leistungsgerechtigkeit einer Vergütung sind Vergütungen anderer Leistungserbringer mit vergleichbarem Leistungsangebot nach Maßgabe des § 124 Abs. 1 SGB IX heranzuziehen. 


(3)
Die Vergütung von Leistungen für Leistungsberechtigte der Eingliederungshilfe darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler. 


(4)   
Soweit Investitionskosten gesondert geregelt werden, umfassen diese die Kosten für die betriebsnotwendigen Anlagen und deren Ausstattung.


(5)
Zur Durchführung eines externen Vergleichs hat die Trägerin der Eingliederungshilfe alle notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen, die einen Vergleich der für die Leistung geforderten Vergütung mit den Vergütungen anderer Anbieter erlaubt. In den externen Vergleich sind alle Leistungsanbieter in Hamburg mit einem vergleichbaren Leistungsangebot einzubeziehen.

Vergleichbare Leistungserbringer sind solche, deren Leistungsangebot auf derselben Anlage 1 der Musterleistungsvereinbarung basiert und die gleichen Personalschlüssel vereinbart haben.


 (6)
Als tarifgebunden gelten neben den Direktanwendern auch sog. Analoganwender, die in Form von Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) oder Arbeitsvertraglichen Bedingungen (AVB) für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Trägers die wesentlichen Regelungen eines Tarifvertrages (z.B.: Arbeitszeit, Tabellenerhöhung, Eingruppierung, Sonderzuwendung, Urlaubsanspruch) regelhaft umsetzen. Diese tarifgebundene Vergütungen werden dabei nicht als unwirtschaftlich bewertet.

§ 7


Vergütungsbestandteile

(1)
Die Leistungspauschale ist die Vergütung für die gem. § 125 SGB IX vereinbarte Leistung, ohne die existenzsichernden Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel SGB XII, Drittes Kapitel SGB II. Wenn kein Fall des § 134 SGB IX vorliegt, werden von der Leistungspauschale umfasst,


· die Personalaufwendungen


· die Sachaufwendungen,


· Investitionskosten, 

· Der zwischen dem Leistungserbringer und der Trägerin der Eingliederungshilfe zu vereinbarende Teil der Kosten der Unterkunft, der die Angemessenheitsgrenze gem. § 42a Abs. (6) Satz 2 überschreitet.

(2)   
Soweit Investitionskosten gemäß Anlage 1 gesondert geregelt werden, sind diese Bestandteil der Leistungspauschale.


(3)
Bei Leistungen für minderjährige Leistungsberechtigte und in Sonderfällen findet § 134 Abs. 3 SGB IX Anwendung.

§ 8

Kalkulationsgrundlagen

(1) Die Vergütungen sind nach einheitlichen Grundlagen, Kriterien und Verfahren zu kalkulieren. 


(2) Die Kalkulation der Vergütung bezieht sich auf die vereinbarte Leistung. 


(3) Der Kalkulation der Vergütung werden die für die Laufzeit der Vereinbarung im Voraus zu kalkulierenden Kosten oder die durch die Vertragskommission SGB IX festgesetzten Pauschalen gem. Anlage 5.1 - 5.5.9 zugrunde gelegt. 


(4) Die nähere Abgrenzung der den Leistungspauschalen und -beträgen nach § 125 Abs. 3 SGB IX zu Grunde zu legenden Kostenarten und -bestandteile sowie die Zusammensetzung der Investitionsbeträge sind in Anlage 1 geregelt. 


(5) Der Inhalt und die Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen, die Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf nach § 125 Abs. 3 Satz 2 SGB IX sowie die Zahl dieser zu bildenden Gruppen sind in Anlage 2 geregelt.


(6) Das Verfahren zur der Zuordnung von Leistungsberechtigten zu Gruppen für Leistungsberechtigte mit vergleichbarem Bedarf und ein Schlichtungsverfahren für Fälle, in denen kein Einvernehmen über die Zuordnung erzielt wird, ist in Anlage 2 geregelt.


IV.  Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung

§ 9

Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistung

(1)
Die Trägerin der Eingliederungshilfe prüft gem. § 128 Abs. (1) SGB IX i.V.m. § 2 AG SGB IX die Wirtschaftlichkeit und Qualität einschließlich der Wirksamkeit der erbrachten Leistungen sowie die Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Leistungserbringer i.S.v. § 131 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB IX.

(2)
Soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Leistungserbringer seine vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, kann Gegenstand der Prüfung auch die Wirtschaftlichkeit der Leistung sein, in anderen Fällen beschränkt sich die Prüfungen auf die Qualität einschließlich der Wirksamkeit der Leistung. 

(3)
Qualitätsprüfungen haben insbesondere das Ziel, eine personenorientierte, individuell bedarfsgerechte Leistungserbringung in der vereinbarten Qualität und Wirksamkeit zu gewährleisten.

(4)
Die Prüfung wird durch die Trägerin der Eingliederungshilfe in einem Prüfauftrag konkretisiert. Der Prüfauftrag ist auf das notwendige Maß zu beschränken, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist zu beachten. Unterschiedliche Auffassungen über die Begründung des Prüfauftrages berühren nicht das Recht zur Durchführung der Prüfung.

(5)
Die Trägerin der Eingliederungshilfe und die Leistungserbringer teilen die Kosten der anlassbezogenen Prüfung. Kosten, die sich aus den Mitwirkungspflichten des Leistungserbringers und ggf. der Beteiligung seines Verbandes ergeben, gehen zu deren Lasten. Eigene Kosten der Prüfung gehen jeweils zu eigenen Lasten.

(6)
Der Inhalt und das Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen sind in Anlage 4 geregelt.

V. Schlussbestimmungen


§ 10

Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung des Landesrahmenvertrages

(1)
Dieser Vertrag tritt mit Zeichnung in Kraft. Die Anlagen 1-6 sind Bestandteil des Vertrages.


(2)
Der Vertrag kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals zum 01.01.2024, schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung seitens der Vereinigungen der Leistungserbringer als Mitglieder der Vertragskommission ist gegenüber der zuständigen Fachbehörde auszusprechen. Diese wird die Kündigung den übrigen Vertragspartnern mitteilen.


(3)   
Die Mitglieder der Vertragskommission verpflichten sich, nach erfolgter Kündigung unverzüglich Verhandlungen über eine Neuregelung dieses Vertrages aufzunehmen. Kommt eine Einigung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zustande, verlängert sich dieser Vertrag um weitere 3 Monate. Nach Ablauf dieser Frist endet dieser Vertrag, ohne dass es einer erneuten Kündigung bedarf.


(4)
Im Falle der Kündigung durch einen oder mehrere Vertragspartner seitens der Vereinigungen der Leistungserbringer auf Landesebene bleibt der Vertrag zwischen den übrigen Vertragspartnern bestehen. Nach Ablauf der Frist gem. Absatz 3 Satz 2 endet das Vertragsverhältnis zwischen dem oder den kündigenden Vertragspartner/n und der Trägerin der Eingliederungshilfe.

§ 11


Salvatorische Klausel 



Soweit einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam sind, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragspartner wirken in diesem Fall darauf hin, die rechtsunwirksame Regelung unverzüglich durch eine vergleichbare, rechtswirksame Regelung zu ersetzen.


Freie- und Hansestadt Hamburg, 


Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration

_________________________


Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Hamburg e.V.


_________________________


Der Paritätische Wohlfahrtsverband


Hamburg e. V.


_________________________


Diakonisches Werk,


Landesverband der Inneren Mission


Hamburg, e. V.


_________________________


Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V., 


Landesgeschäftsstelle Hamburg


_________________________


Die LAG hat mitgewirkt.

__________________________





Caritasverband für das Erzbistum Hamburg e.V.

Deutsches Rotes Kreuz 


Landesverband Hamburg e. V.


_________________________


Jüdische Gemeinde


in Hamburg


_________________________


Zentralverband Hamburger Pflegedienste 

e. V.


_________________________



Hamburg, den

 FILENAME 
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Anlage 1 LRV SGB IX Abgrenzung Kostenarten





[bookmark: Anlage_3_LRV_Abgrenzung_Kostenarten_24.1]Abgrenzung der den Leistungspauschalen nach § 125 Abs. 3 SGB IX zu Grunde zu legenden Kostenarten und –bestandteile sowie die Zusammensetzung der Investitionsbeträge nach § 134 Abs. 3 SGB IX



Der Kalkulation der Vergütungen werden die für die Laufzeit der Vereinbarung im Voraus zu kalkulierenden Kosten nach dem Netto-Prinzip (Kosten abzüglich Einnahmen) zugrunde ge-legt.

Die Aufteilung der Kostenarten sowie die Kalkulationsblätter für Einzelverhandlungen sind  als Anlagen 5.5.1 bis 5.5.9 beigefügt.



Allgemeine Regelungen (gelten nicht für Leistungen nach § 134 Abs. 3 SGB IX)



1. Leistungspauschalen (§ 7 Abs. 1 LRV)



Leistungspauschalen umfassen Personal- und Sachaufwendungen für die Betreuung, notwendige Personal- und Sachkosten für die Durchführung der Leistung.



Zur Herleitung der betrieblichen Miete werden die Punkte 4. – 4.6 dieser Anlage herangezogen.



Weitere Informationen zu besonderen Wohnformen sind in der Beschreibung zur Anlage 5.5.2 zu finden.



Regelungen zur Leistung nach § 134 Abs. 3 SGB IX



2. Grundpauschale (§ 7 Abs. 3 LRV):

Der Grundpauschale zuzuordnende Kostenarten und –bestandteile gem. Anlage 5.5.1:



· Sachkosten des notwendigen Lebensunterhalts, der in der Einrichtung erbracht wird, so- weit nicht dem Investitionsbetrag oder der Maßnahmepauschale zuzuordnen.



Der Lebensmittelaufwand (Pos. 2.1 Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1) ist der Grundpauschale zu 100% zugeordnet. Die übrigen Sachkosten (Pos. 2.2, 2.4 und 3. Kalkulationsblatt Anlage  5.5.1) sind zu 50 % der Grundpauschale zugeordnet.



· Personalkosten des Geschäftsbetriebes und sonstige Personalkosten (Pos. 1.1, 1.3 und

1.4 Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1) – ohne Personalkosten der Betreuung – sind der Grundpauschale zu 50 % zugeordnet.



Im Übrigen erfolgt die Zuordnung nach den für die jeweiligen Leistungsbereiche ggf. abwei-chend vereinbarten Grundlagen, Kriterien und Verfahren.



3. Maßnahmepauschale (§ 7 Abs. 3 LRV):



Der Maßnahmepauschale zuzuordnende Kostenarten und –bestandteile gem. Anlage 5.5.1:



· Personalkosten des Betreuungspersonals (Pos. 1.2 Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1) sind der Maßnahmepauschale zu 100 % zugeordnet. 



· Sachkosten der Betreuung, einschl. medizinischer und therapeutischer Kosten (Pos.

2.3 Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1), sind der Maßnahmepauschale zu 100% zugeordnet. Die übrigen Sachkosten (Pos. 2.2, 2.4 und 3. Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1) sind zu 50 % der Maßnahmepauschale zugeordnet.



· Personalkosten des Geschäftsbetriebes und sonstige Personalkosten (Pos. 1.1, 1.3 und 1.4 Kalkulationsblatt Anlage 5.5.1) – ohne Personalkosten der Betreuung –  sind der Maßnahmepauschale zu 50 % zugeordnet.



Im Übrigen erfolgt die Zuordnung nach den für die jeweiligen Leistungsbereiche ggf. abwei- chend vereinbarten Grundlagen, Kriterien und Verfahren.



Wird die Maßnahmepauschale nach Gruppen differenziert, findet die Zuordnung auf Grundlage der für den jeweiligen Leistungsbereich vereinbarten Zuordnung an Zeit oder Personal statt.



4. Investitionsbetrag (§ 7 Abs. 2 und Abs. 3 LRV):



Bei der Berechnung des Investitionsbetrages finden nachfolgende Zuordnungen und Verfahren grundsätzlich Anwendung. 



4.1 Mieten, Pachten, Erbbauzinsen:



· Mieten für Betriebsgebäude, Betriebsräume, Mitarbeiterwohnungen, technische Anlagen und Betriebsausstattung,

· Pachten für Grundstücke,

· Erbbauzinsen



4.2 Fremdkapitalaufwand:

· Zinsen für Fremdkapital



4.3 Inventarinstandhaltung und -abschreibung sowie AfA-Spezialgerät:

· Für Ersatz, Abschreibung und Instandhaltung des Inventars werden jährlich bis zu 12 % (10 % für Ersatz und Abschreibung, 2 % für Instandhaltung), bei ambulanten Einrichtungen bis zu 15 % (12 % für Ersatz und Abschreibung, 3 % für Instandhaltung) der Wiederbeschaffungswerte veranschlagt. Für die Abschreibung der zum Anlagevermögen gehörende Motorfahrzeuge sowie Spezial- und Sportgeräte können bis zu 20 % der An- schaffungskosten angesetzt werden.



4.4 Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung:

· Für die Instandhaltung von Gebäuden und Außenanlagen (ohne Gartenpflege und War- tung der maschinellen Anlagen) wird ein Betrag in Höhe von 1 % des Gebäudewiederbeschaffungswertes, bei über 25 Jahre alten Gebäuden 1,3 % angesetzt. Bei Gebäuden mit außergewöhnlicher Abnutzung erhöht sich der Ansatz jeweils um 0,3 %. Obliegt dem Träger bei angemieteten oder unentgeltlich überlassenen Gebäuden nicht die gesamte bauliche und dekorative Unterhaltung der Gebäude und Außenanlagen, so werden die Instandhaltungsaufwendungen entsprechend herabgesetzt. Der Instandhaltungsaufwand beinhaltet den Personalaufwand für diejenigen Arbeitskräfte, denen überwiegend Instandhaltungsaufwendungen obliegen.

· Zur Berechnung des Wiederbeschaffungswertes wird der Feuerkassenwert des/der Gebäude mit der für den Vereinbarungszeitraum vereinbarten Feuerkassen-Richtzahl multipliziert.



4.5 Gebäudeabschreibung:

Auf den Wiederbeschaffungswert wird die Mindestabschreibung von 1,4 % zzgl. Tilgungsanteile bis zur max. Abschreibungsrate von 2,2 % angesetzt.

Die Mindestabschreibung wird auch angewandt, wenn ein Einrichtungsträger zwar selbst nicht Eigentümer eines Gebäudes ist, dieses ihm aber unbefristet oder langfristig zur 

Nutzung überlassen wurde mit der Verpflichtung, die Bausubstanz zu erhalten und sämtliche Erneuerungsarbeiten an Gebäuden und technischen Anlagen aus eigenen Mitteln durchzuführen. Die Abschreibung mindert sich entsprechend, soweit der Eigentümer  einen  Teil selbst trägt.



4.6 Anrechnung von Förderung aus öffentlichen Mitteln:

Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude.

Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche bzw. umfangreiche Modernisierung (ein- schließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages ge- währt werden. Dies bedeutet im Wesentlichen:



Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus:

· Ausgleichsfonds des Bundes,

· Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit,

· Zuschüsse des Integrationsamts

· Zuschüsse der FHH (gem. § 23/46 LHO und der WK)



Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die Sum- me aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 T€ angesetzt.



· Ermittlung der Förderung aus öffentlichen Mitteln:

Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt ge- mindert (Laufzeit: 25 Jahre). D.h., es werden ausschließlich Zuschüsse im Zeitraum von rückwirkend 25 Jahren berücksichtigt. Der Zeitraum wird in vollen Jahren ab dem Vereinba- rungsjahr bzw. bei mehrjährigen Vereinbarungen ab dem ersten Vereinbarungsjahr gerech- net.



· Anrechnungsverfahren:

Die Summe der Restwerte der anrechenbaren Förderung aus öffentlichen Mitteln wird mit  1,4 % multipliziert. Das Ergebnis, geteilt durch den vereinbarten Divisor, wird vom Investiti- onsbetrag abgezogen.
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Anlage 2 LRV SGB IX Inhalt und Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen und die Merkmale für die Bildung von Hilfebedarfsgruppen / Leistungsstufen




Inhalt und Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen, die Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf nach § 125 Abs. 2 SGB IX sowie die Zahl dieser zu bildenden Gruppen

1. Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen

Die Herleitung der Leistungspauschalen ergibt sich je nach Leistungsbereich aus den Anlagen 5.5.1 bis 5.5.9.

Im Einzelfall können auch gesondert Leistungen vereinbart werden.

Das Verfahren zur Ermittlung der Leistungspauschalen und Vergütungen nach Bedarfsgruppen erfolgt

· Für die Leistungen der besonderen Wohnformen für geistig, körperlich und sinnesbehinderte Menschen mit 4 Leistungsstufen gem. Anlage 5.5.2

· Für die Leistungen der besondere Wohnformen für seelisch behinderte Menschen mit 5 Bedarfsgruppen gem. Anlage 5.5.3

· Für die Leistungen der Ambulant Betreuten Wohn- und Hausgemeinschaften für geistig, körperlich und sinnesbehinderte sowie seelisch behinderte Menschen mit 5 Bedarfsgruppen gem. Anlage 5.5.9


· Für die Leistung der ambulanten Sozialpsychiatrie gem. Anlage 5.5.4

Hiervon abweichende Regelungen bedürfen der gesonderten Vereinbarung.

2. Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf

· Die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf erfolgt auf der Grundlage einheitlicher und einrichtungsübergreifend anzuwendender Grundlagen, Kriterien und Verfahren durch Beschluss der Vertragskommission.

· Die Zuordnung der Leistungsberechtigten in eine Gruppe mit vergleichbarem Bedarf erfolgt durch die bewilligende Dienststelle der Trägerin der Eingliederungshilfe.

3. Dissens im Rahmen der Zuordnung

· In solchen Fällen kann das Clearingverfahren
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zur Anwendung kommen.

� Außer AWG Psych. oder anders vereinbart
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 Freie und Hansestadt Hamburg



Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration



Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Eingliederungshilfe


Verfahrensregelung für Leistungsberechtigte, die in Umsetzung der Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX in Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe, Hamburg einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe zugeordnet werden. 



In der nachfolgenden Verfahrensregelung, wird bei strittigen Zuordnungen einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe ein Verfahren (Clearing-Verfahren) festgelegt, das zwischen den Leistungserbringern und der Trägerin der Eingliederungshilfe, Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Eingliederungshilfe, als bewilligende Dienststelle, vereinbart wurde. Das Clearing-Verfahren hat das Ziel, strittige Zuordnungen unter Beteiligung der Leistungsberechtigten und unter Berücksichtigung der Ziele der gewährten Eingliederungshilfe im Einzelfall zu überprüfen. Es handelt sich um ein Verfahren auf Veranlassung.



Grundlagen für die Verfahrensregelung



Das Fachamt Eingliederungshilfe nimmt im Rahmen der Einzelfallprüfung die Zuordnung einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe vor.



Personenkreis 



Die Verfahrensregelung gilt für Leistungsberechtigte, die in Umsetzung der Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX in Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe zugeordnet werden und die persönlichen Anspruchsvoraussetzungen für die Bewilligung von Eingliederungshilfe gem. §§ 99 ff. SGB IX erfüllen. Hiermit soll ein gleiches Verfahren für alle leistungsberechtigten Personengruppen eingeführt werden. 


Schnittstelle zum Widerspruchsverfahren



Der Rechtsweg hinsichtlich des Leistungsbescheides zur Eingliederungshilfe bleibt von dieser Verfahrensregelung unberührt. 



Einleitung des Verfahrens zur Überprüfung der Zuordnung 



Das Clearing-Verfahren wird auf Veranlassung



1. 
der/des Leistungsberechtigten oder
2. 
des gesetzlichen Vertreters, wenn der Aufgabenkreis dies beinhaltet oder
3. 
mit Zustimmung des Leistungsberechtigten auch des Leistungserbringers


eingeleitet.


In der Regel erfolgt die Anregung schriftlich und mit Begründung – sie kann von der/dem Leistungsberechtigten auch mündlich vorgetragen werden.



Verfahren



1. 
Die bewilligende Dienststelle wird unverzüglich das Clearingverfahren durchführen und ggf. die zu beteiligenden Personen einladen. Sie leitet das Verfahren. Ein Clearing-Verfahren soll innerhalb von 3 Monaten nach Veranlassung abgeschlossen sein.



2.
Beteiligte:



a. Leistungsberechtigte/Leistungsberechtigter und/oder ggf. der gesetzliche Vertreter. Die/der Leistungsberechtigte kann eine Vertrauens- oder Vertretungsperson mitbringen. 



b. Ein Vertreter/eine Vertreterin des Leistungserbringers. Der Leistungserbringer entscheidet, wen er zur Konferenz entsendet.



c. Eine Vertreterin/einen Vertreter der bewilligenden Dienststelle.



d. Weitere Beteiligte (z.B. behandelnde Ärztin/ behandelnder Arzt, Gesundheitsamt, Landesarzt, Jugendamt und Bundesanstalt für Arbeit) können hinzugezogen werden. Diese Beteiligten werden durch die bewilligende Dienststelle ausgewählt, wobei auf die Wünsche der/des Leistungsberechtigten eingegangen werden soll. Leistungsberechtigte/Leistungsberechtigter, gesetzliche Vertreter und/oder Träger können Vorschläge machen.



3.
Die ggf. erforderliche Erörterung im Rahmen des Clearingverfahrens findet am Ort der bewilligenden Dienststelle statt. Sie kann auch vor Ort (in der Einrichtung des Leistungserbringers) stattfinden – sie soll vor Ort stattfinden, wenn die/der Leistungsberechtigte anderenfalls nicht teilnehmen kann. 



4.
Ohne Beteiligung der/des Leistungsberechtigten und/oder ggf. des gesetzlichen Vertreters kann ein Clearing-Verfahren nicht stattfinden.



5.
Der vorhandene Teilhabeplan bzw. Gesamtplan stellt neben den jeweils anzuwendenden Instrumenten zur Zuordnung einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe eine wesentliche Entscheidungsgrundlage zur Ermessensentscheidung bei der Zuordnung dar. 


6.
Unter Hinzuziehung dieses Teilhabeplanes / Gesamtplanes sowie der angewandten Instrumente zur Bedarfsermittlung wird die Zuordnung zu einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe erörtert. Es wird Konsens angestrebt. Die Entscheidung trifft die bewilligende Dienststelle. 


7.
Sollte im Einzelfall eine bedarfsgerechte Zuordnung mit den gegebenen Instrumenten nicht möglich sein, so beinhaltet die Erörterung auch die Prüfung, ob der besondere Bedarf durch Änderung der Zuordnung in eine andere Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe gedeckt werden kann oder sonstige individuelle Lösungsmöglichkeiten gefunden werden können.


8.
Die bewilligende Dienststelle teilt den Beteiligten der Erörterung das Ergebnis in geeigneter Weise mit, insbesondere  die ggf. beabsichtigte Änderung der Zuordnung der Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe. 


Laufzeit / Kündigung



Die Verfahrensregelungen werden nach einem Jahr Laufzeit gemeinsam überprüft. Sofern nicht innerhalb von 3 Monaten eine Einigung über das weitere Verfahren zustande kommt, kann jede Partei die Vereinbarung mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende schriftlich kündigen, wobei der Vertrag mit den Vertragspartnern, die die Vereinbarung nicht kündigen, fortbesteht.



Trägerin der Eingliederungshilfe - Fachamt Eingliederungshilfe im Bezirksamt Wandsbek


      ___________

__________________________________________ 



Datum






Vertreter der Leistungserbringer


___________

_____________________________________________



Datum


Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Hamburg e.V.



___________

_____________________________________________  



Datum


Der Paritätische Wohlfahrtsverband Hamburg e.V.



___________

_____________________________________________



Datum


Diakonisches Werk Hamburg


___________

_____________________________________________


Datum


Caritasverband für Hamburg e.V.



___________

_____________________________________________


Datum


Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband Hamburg e.V.



___________

_____________________________________________



Datum


Fördern & Wohnen



___________

_____________________________________________



Datum


Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.


Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen



___________

________________________________________________



Datum
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 Freie und Hansestadt Hamburg


Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration


Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Eingliederungshilfe

Verfahrensregelung für Leistungsberechtigte, die in Umsetzung der Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX in Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe, Hamburg einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe zugeordnet werden. 


In der nachfolgenden Verfahrensregelung, wird bei strittigen Zuordnungen einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe ein Verfahren (Clearing-Verfahren) festgelegt, das zwischen den Leistungserbringern und der Trägerin der Eingliederungshilfe, Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Eingliederungshilfe, als bewilligende Dienststelle, vereinbart wurde. Das Clearing-Verfahren hat das Ziel, strittige Zuordnungen unter Beteiligung der Leistungsberechtigten und unter Berücksichtigung der Ziele der gewährten Eingliederungshilfe im Einzelfall zu überprüfen. Es handelt sich um ein Verfahren auf Veranlassung.


Grundlagen für die Verfahrensregelung


Das Fachamt Eingliederungshilfe nimmt im Rahmen der Einzelfallprüfung die Zuordnung einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe vor.


Personenkreis 


Die Verfahrensregelung gilt für Leistungsberechtigte, die in Umsetzung der Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX in Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe zugeordnet werden und die persönlichen Anspruchsvoraussetzungen für die Bewilligung von Eingliederungshilfe gem. §§ 99 ff. SGB IX erfüllen. Hiermit soll ein gleiches Verfahren für alle leistungsberechtigten Personengruppen eingeführt werden. 

Schnittstelle zum Widerspruchsverfahren


Der Rechtsweg hinsichtlich des Leistungsbescheides zur Eingliederungshilfe bleibt von dieser Verfahrensregelung unberührt. 


Einleitung des Verfahrens zur Überprüfung der Zuordnung 


Das Clearing-Verfahren wird auf Veranlassung


1. 
der/des Leistungsberechtigten oder
2. 
des gesetzlichen Vertreters, wenn der Aufgabenkreis dies beinhaltet oder
3. 
mit Zustimmung des Leistungsberechtigten auch des Leistungserbringers

eingeleitet.

In der Regel erfolgt die Anregung schriftlich und mit Begründung – sie kann von der/dem Leistungsberechtigten auch mündlich vorgetragen werden.


Verfahren


1. 
Die bewilligende Dienststelle wird unverzüglich das Clearingverfahren durchführen und ggf. die zu beteiligenden Personen einladen. Sie leitet das Verfahren. Ein Clearing-Verfahren soll innerhalb von 3 Monaten nach Veranlassung abgeschlossen sein.


2.
Beteiligte:


a. Leistungsberechtigte/Leistungsberechtigter und/oder ggf. der gesetzliche Vertreter. Die/der Leistungsberechtigte kann eine Vertrauens- oder Vertretungsperson mitbringen. 


b. Ein Vertreter/eine Vertreterin des Leistungserbringers. Der Leistungserbringer entscheidet, wen er zur Konferenz entsendet.


c. Eine Vertreterin/einen Vertreter der bewilligenden Dienststelle.


d. Weitere Beteiligte (z.B. behandelnde Ärztin/ behandelnder Arzt, Gesundheitsamt, Landesarzt, Jugendamt und Bundesanstalt für Arbeit) können hinzugezogen werden. Diese Beteiligten werden durch die bewilligende Dienststelle ausgewählt, wobei auf die Wünsche der/des Leistungsberechtigten eingegangen werden soll. Leistungsberechtigte/Leistungsberechtigter, gesetzliche Vertreter und/oder Träger können Vorschläge machen.


3.
Die ggf. erforderliche Erörterung im Rahmen des Clearingverfahrens findet am Ort der bewilligenden Dienststelle statt. Sie kann auch vor Ort (in der Einrichtung des Leistungserbringers) stattfinden – sie soll vor Ort stattfinden, wenn die/der Leistungsberechtigte anderenfalls nicht teilnehmen kann. 


4.
Ohne Beteiligung der/des Leistungsberechtigten und/oder ggf. des gesetzlichen Vertreters kann ein Clearing-Verfahren nicht stattfinden.


5.
Der vorhandene Teilhabeplan bzw. Gesamtplan stellt neben den jeweils anzuwendenden Instrumenten zur Zuordnung einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe eine wesentliche Entscheidungsgrundlage zur Ermessensentscheidung bei der Zuordnung dar. 

6.
Unter Hinzuziehung dieses Teilhabeplanes / Gesamtplanes sowie der angewandten Instrumente zur Bedarfsermittlung wird die Zuordnung zu einer Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe erörtert. Es wird Konsens angestrebt. Die Entscheidung trifft die bewilligende Dienststelle. 

7.
Sollte im Einzelfall eine bedarfsgerechte Zuordnung mit den gegebenen Instrumenten nicht möglich sein, so beinhaltet die Erörterung auch die Prüfung, ob der besondere Bedarf durch Änderung der Zuordnung in eine andere Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe gedeckt werden kann oder sonstige individuelle Lösungsmöglichkeiten gefunden werden können.

8.
Die bewilligende Dienststelle teilt den Beteiligten der Erörterung das Ergebnis in geeigneter Weise mit, insbesondere  die ggf. beabsichtigte Änderung der Zuordnung der Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe. 

Laufzeit / Kündigung


Die Verfahrensregelungen werden nach einem Jahr Laufzeit gemeinsam überprüft. Sofern nicht innerhalb von 3 Monaten eine Einigung über das weitere Verfahren zustande kommt, kann jede Partei die Vereinbarung mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende schriftlich kündigen, wobei der Vertrag mit den Vertragspartnern, die die Vereinbarung nicht kündigen, fortbesteht.


Trägerin der Eingliederungshilfe - Fachamt Eingliederungshilfe im Bezirksamt Wandsbek

      ___________

__________________________________________ 


Datum





Vertreter der Leistungserbringer

___________

_____________________________________________


Datum


Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Hamburg e.V.


___________

_____________________________________________  


Datum


Der Paritätische Wohlfahrtsverband Hamburg e.V.


___________

_____________________________________________


Datum


Diakonisches Werk Hamburg

___________

_____________________________________________

Datum


Caritasverband für Hamburg e.V.


___________

_____________________________________________

Datum


Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband Hamburg e.V.


___________

_____________________________________________


Datum


Fördern & Wohnen


___________

_____________________________________________


Datum


Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen


___________

________________________________________________


Datum
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<<Muster>>1 Vereinbarung nach

§§ 123 ff. SGB IX



zwischen



der Freien und Hansestadt Hamburg,

<<Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration>>,

<<Amt für Soziales>> als Trägerin der Eingliederungshilfe und



dem Träger

<<Trägername>>,

<<Straße>>,

<<Postleitzahl>>, <<Ort>>



über Leistungen der <<Leistungsart>>



durch die Einrichtung / den Dienst

<<Einrichtungsname / Name des Dienstes>>

(nachfolgend: Der Anbieter)







vom <<xx.xx.20xx>>









            Anlage 3 LRV SGB IX





Anlage 3 LRV SGB IX Mustervereinbarung





1 Die grau unterlegten Felder sind leistungs- bzw. anbieterbezogen zu konkretisieren oder ggf. zu streichen!





Abschnitt I: Allgemeines



§ 1

Gegenstand



(1) Diese Vereinbarung umfasst die

· Leistungs- und

· Vergütungsvereinbarung i.S.v. § 125 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB IX.

(2) Der Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX sowie die Beschlüsse der Vertragskommission finden auf diese Vereinbarung unmittelbar Anwendung. Die jeweils gültige Fassung des Landesrahmenvertrags sowie die diese Vereinbarung betreffenden Beschlüsse der Vertragskommission werden auf Anforderung durch die vertragsschließende Dienststelle zur Verfügung gestellt. Eine Veröffentlichung erfolgt auf der Homepage der BASFI (Infoline).



(3)	Der Anbieter erbringt Leistungen für Menschen, die Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe gem. §§ 99 ff. SGB IX haben.









Abschnitt II: Leistungsvereinbarung



§ 2

Leistungsart



(1) Der Anbieter <<Anbietername>> erbringt selbständig wirtschaftend, unter ständiger Verantwortung geeigneter, ausgebildeter Fachkräfte Leistungen der <<Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem 2. Teil SGB IX>>.



(2) Die Leistungen sind in Anlage 3.1 (Leistungsbeschreibung) auf Grundlage der Leistungsmerkmale gem. § 4 LRV sowie der Anlage 2 LRV beschrieben, sie werden zwischen dem Anbieter und den Leistungsberechtigten im Einzelfall nach Maßgabe des § 4 Abs. 1 vereinbart.





§ 3

Personenkreis



(1) Das Angebot richtet sich an <<volljährige Menschen mit Behinderungen>>, die zum Personenkreis nach §§ 99 ff SGB IX gehören.

Näheres ist in der Anlage 3.1 Ziffer 2 (Zielgruppe) geregelt.



(2) Im Rahmen des in diesem Vertrag vereinbarten Leistungsangebotes ist der Anbieter zum Abschluss von Leistungsverträgen mit Leistungsberechtigten verpflichtet. Sollten dem im Einzelfall erhebliche Gründe entgegenstehen, so sind diese von dem Anbieter gegenüber der bewilligenden Dienststelle darzulegen. Im Streitfall ist eine Einigung herbeizuführen.



(3) Erhält der Anbieter im Rahmen der vereinbarten Leistungserbringung Hinweise auf Gefährdungspotentiale bei einem durch ihn betreuten Leistungsberechtigten, ist er gehalten, unverzüglich entsprechende Mitteilungen an die bewilligende Dienststelle zu leiten.
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§ 4

Voraussetzungen  der Leistungserbringung



(1) Für die Leistungserbringung durch den Anbieter ist die Bewilligung der Leistungen im Einzelfall durch die zuständige Dienststelle der Trägerin der Eingliederungshilfe maßgeblich.



(2) Mit den Leistungsberechtigten oder ihren Vertretungsberechtigten ist jeweils ein Leistungsvertrag abzuschließen. Der Abschluss des Vertrages erfolgt zeitnah zu Beginn der Maßnahme.



(3) Sind Sofortmaßnahmen durchzuführen, hat die Einrichtung die erforderlichen Hilfen nach Zustimmung der bzw. in Abstimmung mit der bewilligenden bzw. befürwortenden Dienststelle vorläufig sicherzustellen. Die Hilfeplanung ist schnellstmöglich nachzuholen.



(4) Der Anbieter ist verpflichtet, spätestens <<6 Wochen>> vor Ablauf der aktuellen Bewilligung einen Sozial-/Verlaufsbericht für den jeweiligen Leistungsberechtigten bzw. die jeweilige Leistungsberechtigte der bewilligenden Dienststelle einzureichen.





§ 5

Ziele der Leistungen



(1) Grundsatz



Zu Beginn der Leistungserbringung sind mit den Leistungsberechtigten individuelle Rehabilitations- und Teilhabeziele und Indikatoren auf Grundlage der im Rahmen der Gesamtplanung festgelegten Ziele zu vereinbaren.

Bei der Zielbildung sind die individuellen Fähigkeiten und Kontextfaktoren zu berücksichtigen.



(2) Allgemeine Zielsetzung



Die Ziele der Leistungen bestimmen sich nach den allgemeinen Grundsätzen des Ersten und Zweiten, ggf. des Dritten und Vierten Kapitels SGB IX und den Zielsetzungen zu den jeweiligen Leistungsarten nach dem <<Teil 2, I./II./III./IV./V./VI. Kapitel >>  SGB IX,  die  gemäß Anlage 3.1 Ziffer 4.1 (Ziele der Leistungen) zu konkretisieren sind.



(3) Zielgruppenspezifische Zielsetzungen



Auf die Zielgruppe bezogene Konkretisierungen zu den Zielen der Leistungen ergeben sich aus Anlage 3.1 Ziffer 4.1 (Ziele der Leistungen).





§ 6

Art und Umfang der Leistungen



(1) Die Leistungserbringung erfolgt in Form von Beratung, Motivierung, Begleitung, Unterstützung, Anleitung, Förderung <<, ggf. auch Übernahme der beschriebenen Leistungen>> gemäß § 2 in Verbindung mit Anlage 3.1. Dabei wird die eigenständige Lebensführung der Leistungsberechtigten gewahrt und gefördert.



(2) Die Leistungen werden gegenüber dem Personenkreis nach § 3 ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich erbracht. Das Maß des Notwendigen wird nicht überschritten.



(3) <<Der Leistungsvereinbarung liegt eine Kapazität von <<xx>> Plätzen zugrunde. Bei Kapazitätsänderungen ist § 4 Abs. 8 LRV nach § 131 Abs. 1 SGB IX vom 01.01.2020 zu beachten.>>.



(4) Der Umfang der Leistungen im Einzelfall wird auf der Grundlage der Leistungsbeschreibung gemäß § 2 und der bewilligten Leistungen des Einzelfalls gemäß § 4 in Verbindung mit dem Gesamtplan nach <<§§ 117 ff SGB IX>> festgelegt.
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(5) Die Leistungen umfassen auch die Durchführung aller erforderlichen Verwaltungsaufgaben sowie die Organisation der erforderlichen sächlichen und räumlichen Arbeitsmittel einschließlich der Beschaffung und Instandhaltung.



(6) Sofern Leistungen des Anbieters bei den Leistungsberechtigten regelhaft mit Leistungen anderer Kostenträger zusammentreffen, ist eine vernetzte Leistungserbringung anzustreben. Näheres kann ggf. in Anlage 3.1 Ziffer 4 (Art und Umfang der Leistung) geregelt werden.





§ 7

Personelle Ausstattung und Qualifikation



(1) Das Betreuungspersonal richtet sich in Art (Qualifikation) und Umfang nach den vereinbarten Leistungen. Hilfs- und angelerntes Personal wird nur in dem vereinbarten Umfang tätig. Näheres zur personellen Ausstattung und Qualifikation ist in Anlage 3.1 Ziffer 5 (Personelle Ausstattung und Qualifikation) geregelt. Der Einsatz des Betreuungspersonals ist nach Art und Umfang zu dokumentieren.



(2) Darüber hinaus kann in dem Umfang, den die Ziele der Leistungen gem. § 5 erfordern, das zur Leistungserbringung erforderliche Personal (z.B. anbieterpezifisches Leitungs- und Verwaltungspersonal, anbieterübergreifendes Leitungs- und Verwaltungspersonal, Wirtschaftspersonal und sonstiges Personal) beschäftigt werden.



(3) Die §§ 1 – 3 des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (Mindestlohngesetz - MiLoG) finden für die Beschäftigungsverhältnisse des Leistungserbringers unmittelbar Anwendung.





§ 8

Räumliche und sächliche Ausstattung



Die zur Leistungserbringung erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung sowie ggf. die betriebsnotwendigen Anlagen sind in der Anlage 3.1 Ziffer 6 (Räumliche und sächliche Ausstattung) beschrieben.





§ 9

Qualität der Leistungen



(1) Die Qualität der Leistungen wird in der Anlage 3.1 Ziffer 8 (Qualität der Leistung) konkretisiert.



(2) Die Qualität der Leistungen orientiert sich an den fachlichen Zielen (Anlage 3.1). Sie ergibt sich aus der Eignung der Leistungserbringung zur Erreichung der vereinbarten Ziele sowie der hierzu erforderlichen Ressourcen- und Prozessorganisation.



(3) Grundlagen zur Beurteilung der Qualität der Leistungen sind die gemäß § 2 Abs. 2 und Anlage 3.1 vereinbarten Leistungsmerkmale.



(4) Maßstäbe und Indikatoren zur Bewertung der Qualität der Leistungen ergeben sich aus dem jeweils angewandten und unter 

§ 10 Ziff. 2.1.3 benannten Qualitätssicherungssystem. Die entsprechenden Handlungsbereiche sind in § 10 Ziff. 2.2.2 aufgeführt.
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§ 10

Wirtschaftlichkeit und Qualitätssicherung der Leistungen



Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit und die Qualitätssicherung der Leistungen



1. Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit



Die Wirtschaftlichkeit einer Leistung ist dann gegeben, wenn die Leistung mit dem auf das für die Zielerreichung notwendige Maß beschränkten Einsatz personeller und sächlicher Mittel erbracht wird.



2. Grundsätze und Maßstäbe für die Qualitätssicherung



2.1 Grundsätze



2.1.1 Der Anbieter hat die vereinbarte Qualität in der Betreuung und Versorgung der Leistungsberechtigten zu gewährleisten. Der Anbieter hält dazu insbesondere auch Maßnahmen zur Gewaltprävention vor. Er führt präventive Maßnahmen zum Schutz der Leistungsberechtigten vor Gewalt, Misshandlungen und Missbrauch durch und stellt mit geeigneten Mitteln den Schutz der Leistungsberechtigten vor Gewalt, Misshandlungen und Missbrauch durch das Personal / Leistungsberechtigte in der Einrichtung sicher.



2.1.2 Die Maßnahmen zur Qualitätssicherung dienen der Sicherstellung der Qualität der vereinbarten Leistungen. Hierzu arbeitet der Anbieter mit Zielvereinbarungen.
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2.1.3 Die Qualitätssicherung des Anbieters erfolgt durch das Instrument

<<DIN EN ISO 9000ff.>>



Das fachlich anerkannte Qualitätssicherungs-System ist

· systematisch und

· regelmäßig anzuwenden.



Der Anbieter ist insbesondere verpflichtet,

· regelmäßig, mindestens jedoch alle 2 Jahre1, Maßnahmen zur Messung der Lebensqualität der Leistungsberechtigten (gem. § 14 Abs. 1 Nr. 6 HmbWBG) sowie zur Feststellung der Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (gem. § 14 Abs. 2 HmbWBG) sowie

· Maßnahmen zur Prävention bezüglich Machtmissbrauch und Gewalt durchzuführen und

· ein ständiges Beschwerdemanagement vorzuhalten.



2.1.4 Der Anbieter soll externe Qualitätssicherung durchführen bzw. sich an Maßnahmen der externen Qualitätssicherung beteiligen.



2.1.5 Die Ergebnisse der Qualitätssicherung sind zu dokumentieren. Die im Rahmen der Qualitätssicherung durchgeführten Maßnahmen, deren wesentliche Ergebnisse sowie die hieraus abgeleiteten weiteren Maßnahmen sind in einer für die Leistungsberechtigten  und die Öffentlichkeit geeigneten Form jährlich zu veröffentlichen (z.B. in Gesprächsrunden mit den Leistungsberechtigten, auf der Homepage, auf Mitteilungsblättern etc.).



2.2 Maßstäbe



2.2.1 Es wird ein fachlich anerkanntes Qualitätssicherungssystem nach dem Stand der wissen- schaftlichen Erkenntnis angewandt.



2.2.2 Das Qualitätssicherungs-System umfasst insbesondere folgende Bereiche:










Nach DIN EN ISO 9000ff.

















1   Protokollnotiz:  Der 2-Jahres-Rhythmus führt nicht dazu, dass alle 2 Jahre eine Vollerhebung durchzuführen ist. Es muss lediglich sichergestellt sein, dass der Zweck der Erhebung, eine Aussage über die Lebensqualität/Zufriedenheit treffen zu können, erreicht wird



Kundenorientierung 

Führung          

Engagement von Personen 

Prozessorientierter Ansatz 

Verbesserung

Faktengestützte Entscheidungsfindung 

Beziehungsmanagement



2.2.3 Die Qualitätssicherung ist fortlaufender Bestandteil der Leistungsprozesse.







Abschnitt III: Vergütungsvereinbarung









§ 11

Inhalt der Vergütung



(1) Grundsätzlich besteht die Vergütung aus einer Leistungspauschale.





(2) Im Fall des § 134 SGB IX (Minderjährige, Sonderfälle) besteht die Vergütung aus:

a) Grundpauschale,

b) Maßnahmepauschale, 

c) Investitionsbetrag. 

	Darüber hinaus werden ein Freihaltegeld und ein Betrag für ersparten Aufwand bei vorübergehender Abwesenheit vereinbart.

Die Höhe der Vergütung für den Vereinbarungszeitraum sowie die Regelungen zum Freihaltegeld nach Abs. 2 sind in Anlage 3.2 ausgewiesen.



§ 12

Prüfung der Wirtschaftlichkeit, Qualität und Qualitätssicherung



(1) Der Inhalt und das Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen nach § 128 SGB IX sowie die Grundsätze und Maßstäbe hierfür richten sich nach § 9 LRV sowie der Anlage 4.



(2) Der Anbieter ist anhand seines Qualitätssicherungs-Systems in der Lage, die Qualität und Wirksamkeit der Leistungen gemäß § 9 gegenüber der Trägerin der Eingliederungshilfe zu belegen.

Hierzu wird der Trägerin der Eingliederungshilfe jährlich bis spätestens 31.05. des Folgejahres ein Qualitätssicherungsbericht nach Anlage 3.3 vorgelegt.2



































2 Soweit in einzelnen Leistungsbereichen (WfbM) andere übergreifende Regelungen zur Berichterstattung über die Qualität/Qualitätssicherung vereinbart sind, finden diese statt des QS-Berichts nach Anlage 3 dieser Vereinbarungen Anwendung.
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Abschnitt IV: Schlussbestimmungen



§ 13

Schlussbestimmungen



(1) Die Vereinbarung tritt am <<xx.xx.20xx>> in Kraft und endet am <<xx.xx.20xx>>. Sie kann ganz oder in Teilen mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende des Vereinbarungszeitraums gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung der Vereinbarung, verlängert sich die Laufzeit der Leistungsvereinbarung und der Vereinbarung zum Qualitätssicherungsbericht um jeweils 1 Kalenderjahr.

Für die Vergütungsvereinbarung gilt § 127 Abs. 4 SGB IX.



(2) Die Anlagen 3.1-3.3 sind Bestandteil dieser Vereinbarung.



(3) Die Geschäftsführung des Anbieters erklärt, dass der Anbieter nicht nach der Technologie von L. Ron Hubbard geführt wird, und dass die Geschäftsleitung die Technologie von L. Ron Hubbard incl. der Besuche von Kursen und Seminaren ablehnt.



(4) Soweit einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechtsunwirksam sind, wird die Wirksamkeit der übrigen Vereinbarungsregelungen hiervon nicht berührt. Die Vereinbarungspartner wirken in diesem Fall darauf hin, die rechtsunwirksame Regelung unverzüglich durch eine vergleichbare, rechtswirksame Regelung zu ersetzen.



(5) Die Möglichkeit einer außerordentlichen Kündigung nach § 130 SGB IX bleibt unberührt.







		Unterschrift........................................................

		Unterschrift........................................................



		Name in Druckbuchstaben:  	

<<Behörde für Arbeit, Soziales, Familie 

und Integration 

Amt für Soziales

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>

		Name in Druckbuchstaben:

<<Trägername oder Verband>>



		Datum.....................................

		Datum.....................................









Anlagen

Anlage 3.1: Leistungsvereinbarung

Anlage 3.2: Vergütungsvereinbarung

Anlage 3.3: Qualitätssicherungsbericht
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Anlage 3.1 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration  und <<Trägername>>

(hier:  Leistungsvereinbarung  <<Leistungsart,  Anbietername, Einrichtungsnummer>>)





Leistungsbeschreibung

und konkretisierende Regelungen zur Beschreibung der Qualität der Leistungen



Leistungsgrundsätze 

1.1 Inhalt der Maßnahmen sind bei Leistungen zur sozialen Teilhabe die erforderlichen Leistungen zur Unterstützung eines möglichst selbstbestimmten Lebens, die unter Sicherstellung des § 104 SGB IX zu erbringen sind. 

Assistenzleistungen umfassen insbesondere Leistungen für (inhaltlich):

a)	Leistungen für die allgemeinen Erledigungen des Alltags wie die Haushaltsführung,

b)	die persönliche Lebensplanung,

c)	die Teilhabe am gemeinschaftlichen Leben,

d)	die Freizeitgestaltung einschließlich sportlicher Aktivitäten,

e)	die Verständigung mit der Umwelt in diesen Bereichen,

f)	Leistungen an Mütter und Väter mit Behinderung bei der Versorgung und Betreuung ihrer Kinder.

Die Assistenzleistungen umfassen (strukturell)

a)	die Befähigung der Leistungsberechtigten zu einer eigenständigen Alltagsbewältigung und/oder

b)	die vollständige und teilweise Übernahme von Handlungen zur Alltagsbewältigung sowie die Begleitung der Leistungsberechtigten.

Die Assistenzleistungen zur Befähigung der Leistungsberechtigten zu einer eigenständigen Alltagsbewältigung werden von Fachkräften als qualifizierte Assistenz erbracht. Sie umfasst insbesondere Anleitung und Übungen.



1.2. Inhalt und Ziel der Leistungen im Arbeitsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter ergeben sich maßgeblich aus den §§ 58, 219 und 220 SGB IX. Ziel  ist somit die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung auf einem ihren Fähigkeiten entsprechenden Arbeitsplatz zu einem ihrer Leistung angemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis sowie Erhalt, Entwicklung, Wiedergewinnung oder Erhöhung der  Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit und die Förderung des Überganges geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Das schließt die Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit der Menschen mit Behinderung ein. Die dazu erforderlichen begleitenden Maßnahmen umfassen u.a. arbeitspädagogische, arbeitstherapeutische, sonderpädagogische Maßnahmen und persönlichkeitsbildende Maßnahmen insbesondere im Zusammenhang mit der Arbeitsplatzgestaltung und den Arbeitsabläufen oder der Vermittlung von entsprechenden Kompetenzen und Kulturtechniken.





2. Leistungsart (§ 2)



Die Maßnahme <<Leistungsart>> ist eine Leistung der

<<Eingliederungshilfe>>.<<in eigenen/besonderen Wohnformen

<<§§ 77 ff. SGB IX



3. Benennung des Personenkreises/ Zielgruppe (§ 3)



Die Maßnahme richtet sich an <<volljährige Menschen mit Behinderungen>>, die zum Personenkreis nach <<§§ 99 ff SGB IX>> gehören.

 <<…>>



4. Ziele der Leistungen (§ 5)



4.1 Die grundsätzliche Zielsetzung bestimmt sich nach Maßgabe <<der Eingliederungshilfe gemäß

§§99 ff. SGB IX>>.

Ziele der Maßnahme sind <<…>>.

<<…>>



4.2 Zielgruppenspezifische Zielsetzungen:

<<…>>



5. Art, Inhalt und Umfang der Leistungen / Leistungsdarstellung (§ 6)



Die Leistungen, die zur Unterstützung in den jeweiligen Lebensbereichen erforderlich sind, werden entsprechend des individuellen Bedarfes <<sowohl als Individual- als auch als Gruppenleistung>> erbracht.



<<Die Leistungsbeschreibung ist hier in detaillierter Form aufzunehmen. Die Regelungen gem.  Anlage 3.2 sind zu beachten.>>



Die Leistungsberechtigten werden zur Förderung und Erhaltung ihrer größtmöglichen Selbständigkeit darin unterstützt, die Angebote des Sozialraumes zu nutzen. Der Auf- und Ausbau relevanter Netzwerke und die Kooperation mit Hilfeangeboten des Trägers und der Region sind integrale Bestandteile der Leistungserbringung.



Ärztlich verordnete sowie von den Pflegekassen geschuldete Leistungen sind nicht Gegenstand dieses Vertrages.

6. Personelle Ausstattung und Qualifikation (§ 7)



Das für die Betreuungsleistungen eingesetzte Personal besteht aus:

	<<Pädagogisch ausgebildetem Personal

· Pflegerisch ausgebildetem Personal

· Hauswirtschaftlich ausgebildetem Personal

· Hilfs- und angelerntem Personal (Quote: bis zu x %)>>



Für das Betreuungspersonal wird je nach tatsächlicher Leistungsart Personalrelationen in Leistungsstufen oder in anderer geeigneter Form dargestellt.



Die Regelungen nach § 7 sind zu beachten.





7. Räumliche und sächliche Ausstattung (§ 8)



Die für die Erbringung der Leistungen notwendige Raum - und Sachausstattung wird vorgehalten. Sie besteht aus <<…>>.





8. Qualität der Leistungen (§ 9)



Konkretisierung der Anforderungen an die Qualität der Leistungen (Leistungsmerkmale):



Darstellung der konzeptionellen Schwerpunkte (bezogen auf die Qualität der Leistungen) des Anbieters.

Diese können sich auf Strukturen und/oder Prozesse und/oder Ergebnisse beziehen. Ebenso auf besondere Zielgruppen, die einer speziellen Betreuung bedürfen.






































Anlage 3.2 - Übersicht der Typen der Vergütungsvereinbarungen







· Anlage 3.2.1 - Vergütung nach Leistungsstufen für die besonderen Wohnformen (klassisch)



· Anlage 3.2.2 - Vergütung durch tägliche/monatliche Leistungspauschalen ohne Hilfebedarfsgruppe/Leistungsstufe (z.B. Hilfe für Familien mit behinderten Kindern – HFbK) 



· Anlage 3.2.3 - Vergütung durch Leistungspauschale für Einzel- und Gruppenmaßnahme in ambulanten Angeboten für Wohnassistenz (WA) und pädagogische Betreuung im eigenen Wohnraum (PBW), Heilpädagogische Leistungen – HPL



· Anlage 3.2.4 - Vergütung nach Leistungspauschale bei Hilfeempfängergruppen für ambulant betreute Wohn-und Hausgemeinschaften (AWG)



· Anlage 3.2.5 - Vergütung durch Leistungspauschale für Tagesförderstätten (Tafö)



· Anlage 3.2.6 und 3.2.6.1 - Vergütung durch Fallpauschalen für Ambulante Sozialpsychiatrie (ASP),

Anlage 3.2.6.2 Kennzahlenmatrix



· Anlage 3.2.7 - Vergütung durch Fallpauschalen für Teilhabe im arbeitsweltlichen Kontext (TaK)



· Anlage 3.2.8 - Vergütung für Leistungen nach § 134 SGB IX



· Anlage 3.2.9 - Vergütung für Leistungen für besondere Wohnformen Sozialpsychiatrie



· Anlage 3.2.10 - Vergütung für Leistungen für besondere Wohnformen Suchthilfe
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Anlage 3. 2.1 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Name Leistungserbringer >>

(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer>>)

<<Leistungsart,        Angebotsname>>		Angebotsbietername,



für die Leistungsart <<Leistungsart>>



Angebotsnr.:	<<Nr.>>

Leistungserbringer:	<<Name>> 

Aktenzeichen:	<<Az>>



1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:1] [1:  Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom … .] 




		Leistungsstufen:

		LS 1

		LS 2

		LS 3

		LS 4



		

Leistungspauschale/tgl.

		

€

		

€

		

€

		

€



		

Vergütung/Monat*:

		

€

		

€

		

€

		

€







1 Leistungsstufe (LS) 0 gilt für Einrichtungen, deren Vergütung nicht nach LS vereinbart wird.

* Anzahl Tage/Jahr: 365,25 Tage, Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: 30,44





2. Allgemeine Regelungen:



a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



b) Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser Vergütung nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des WBVG bleiben hiervon unberührt.



c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm wohnenden Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen (z.B. nach Nr. 2 Satz 4 der Anlage 5.5.2 zum Landesrahmenvertrag) dürfen gegenüber der Trägerin der Eingliederungshilfe nur abgerechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.

e) Wird die/der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



f) Der Tag des Einzugs und der Tag des Auszugs gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach dem Auszug aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt.





3. Besondere Regelungen:



<<.......>>



Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.







		Unterschrift........................................................

		Unterschrift........................................................



		Name in Druckbuchstaben:  	

<<Behörde  für  Arbeit,  Soziales, Familie

und Integration  

Amt für Soziales 

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>

		Name in Druckbuchstaben:___________________

<<Trägername oder Verband>>



		Datum.....................................

		Datum.....................................



		

		



		

		





Anlage 3..2.2 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Name  Leistungserbringer>><<Leistungsart,    Angebotsname>>



   (hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer>>)



für die Leistungsart <<Leistungsart>>



Angebotsnr.:	<<Nr>>

Leistungserbringer:	<<Name>> 

Aktenzeichen:	<<Az>>



1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:2]1 [2: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 






		

Leistungspauschale/tgl.

		

 €



		

Vergütung/Monat*:

		

 €





* Anzahl Betriebstage: xx Tage/Jahr; Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: xx,xx



2. Allgemeine Regelungen:



a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



b) Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser Vergütung nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des WBVG bleiben hiervon unberührt.



c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.



e) Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



f) Der Tag der Aufnahme und der Tag der Entlassung gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach der Entlassung aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



3. Besondere Regelungen:



<<.......>>



Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.







		Unterschrift........................................................

		Unterschrift........................................................



		Name in Druckbuchstaben:________________________

<<Behörde für Arbeit, Soziales, Familie     und     Integration Amt für Soziales

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>

		Name in Druckbuchstaben:______________

<<Trägername oder Verband>>



		Datum.....................................

		Datum.....................................
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Anlage 3.2.3 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Name Leistungserbringer >><<Leistungsart,     Angebotsname>>



(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer>>)



für die Leistungsart <<Leistungsart>>



Angebotsnr.:	<<Nr>>

Leistungserbringer:	<<Name>> 

Aktenzeichen:	<<Az>>



1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:3]1 [3: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 


Leistungspauschalen:* Einzelmaßnahme:

Gruppenmaßnahme:

00,00 €

0,00 €  je Betreuungseinheit / Stunde, **



** Gegebenenfalls näher zu erläutern!



* Für den Angebotsstyp: <<PBW>> gilt:

Wegezeiten sind in der Leistungspauschale enthalten.



2. Allgemeine Regelungen:



a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



b) Der Träger der Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten, seinen unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 3 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



c) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.



d) Rechnungen sind, mit schriftlicher Bestätigung über den Erhalt der abgerechneten Leistungen, bis zu 3 Wochen nach Monatsschluss bei der bewilligenden Sozialdienststelle einzureichen. Die bewilligenden Dienststellen werden die Rechungen bis 3 Wochen nach Rechnungseingang anweisen.



e) Der Träger der Einrichtung ist verpflichtet, von den bewilligenden Dienststellen festgesetzte Eigenanteile einzuziehen.



3. Besondere Regelungen:



<<...........>>



Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten dieses Schreiben zur Kenntnis.



		





Unterschrift.................................................................

		





Unterschrift......................................................................



		Name in Druckbuchstaben: ______________________ 

<<Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration 

Amt für Soziales

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>

		Name in Druckbuchstaben:________________________

<<Trägername oder Verband>>



		

Datum.....................................

		

Datum.....................................
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Anlage 3.2.4 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Name Leistungserbringer>><<Leistungsart,  Angebotsname>>



(hier:	Vergütungsvereinbarung Angebotssnummer>>)



für die Leistungsart <<Leistungsart>>



Angebotssnr.:	<<Nr>>

Leistungserbringer:	<<Name>>

Aktenzeichen:	<<Az>>



1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:4]1 [4: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 




		

		HBG 0

		HBG 1

		HBG 2

		HBG 3

		HBG 4

		HBG 5



		

Leistungspauschale/tgl.

		

€

		

€

		

€

		€

€

		€

€

		

€





		

Vergütung/Monat*:

		

€

€

		

€



		

€

		€

€

		€

€

		

€







* Anzahl Tage/Jahr: 365,25 Tage, Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: 30,44



2. Allgemeine Regelungen:



a) Wird der Leistungsberechtigte den vollen Monat in der Wohngemeinschaft betreut, so ist als Abrechnungsbetrag die Monatsvergütung zugrunde zu legen.



b) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten nach SGB IX, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 3 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Vereinbarung genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.



e) Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Wohngemeinschaft aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



f) Der Tag der Aufnahme und der Tag der Entlassung gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach der Entlassung aus der Wohngemeinschaft bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



g) Der Träger der Einrichtung ist verpflichtet, von den bewilligenden Dienststellen festgesetzte Eigenanteile einzuziehen.



3. Besondere Regelungen:



<<..........>>



Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.







Unterschrift........................................................	Unterschrift........................................................
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Name in Druckbuchstaben:  	

<<Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration 

Amt für Soziales

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>


Name in Druckbuchstaben:

<<Trägername oder Verband>>







Datum.....................................	Datum.....................................











Anlage 3.2.5 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Name Leistungserbringer>><<Leistungsart,  Angebotsname>>



(hier:	Vergütungsvereinbarung Angebotssnummer>>)



für die Leistungsart <<Leistungsart>>



Angebotssnr.:	<<Nr>>

Leistungserbringer:	<<Name>>

Aktenzeichen:	<<Az>>



1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:5]1 [5: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 




		Hilfebedarfsgruppe

		 

		 TZ 20%

		TZ 30%

		TZ 40%

		TZ 50%

		TZ 60%

		TZ 70%

		TZ 80%

		100%



		Leistungspauschale/tgl.

		

		€ 

		€

		€

		€

		€

		€

		€

		€



		davon Investitionsbetrag/tgl. 

		

		€ 

		€

		€

		€

		€

		€

		€

		€



		Vergütung/Monat* 

		 

		€

		€

		€

		€

		€

		€

		€

		€



		

* Anzahl Tage/Jahr:

		 

		Tage

		Faktor zur Berechnung des Monatssatzes:

		0,00 

		

		

		







Wird der Leistungsberechtigte den vollen Monat in der Einrichtung betreut, so ist als Abrechnungsbetrag die Monatsvergütung zugrunde zu legen.



2. Allgemeine Regelungen:



a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



b) Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser Vergütung nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken.



c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart. 



d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.



e) Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



f) Der Tag des Beginns und der Tag der Beendigung der Maßnahme gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach Beendigung der Maßnahme bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



3. Besondere Regelungen:



<<..........>>



Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.







Unterschrift........................................................	Unterschrift........................................................





Anlage 3  LRV SGB IX





Name in Druckbuchstaben:  	

<<Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration 

Amt für Soziales

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe>>


Name in Druckbuchstaben:

<<Trägername oder Verband>>



Datum.....................................	Datum.....................................





		[bookmark: RANGE!A1:H128]Anlage 3.2.6 zur Vereinbarung nach § 123 ff SGB IX zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 



		

		Einrichtung:

		



		

		für die Leistung

		

		Ambulante Sozialpsychiatrie (ASP)



		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotsnr.:

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:6]1 [6: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 






		

		

		

		

		Monatlich

		Jährlich

		



		

		Abrechnungsbetrag

		€

		€

		



		2. Abwesenheitsregelung:



		

		In analoger Anwendung der Ziffer 5.4.3 der Anlage 1 zum LRV wird bei Krankenhausbehandlung, Kur- oder Rehabilitationsmaßnahme für bis zu 42 zusammenhängende Tage innerhalb eines Kalenderjahres die Vergütung weitergezahlt. Darüber hinaus und in anderen Fällen nur dann, wenn der Träger der Sozialhilfe vorher zugestimmt hat.



		3. Allgemeine Regelungen:



		a.

		Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



		b.

		Die Einrichtung verpflichtet sich, von den von ihr betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



		c.

		Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.    



		4. Besondere Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		



		

		In Ergänzung und Abweichung zu den Ziffern 1 und 3 gelten für die Abrechnung der Leistungen der Ambulanten Sozialpsychiatrie in Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe Hamburg die Regelungen nach Anlage 2.1, Ziffer 3.
In diesen Fällen erfolgt die Zahlung der Vergütung nicht über die Abrechnung im Einzelfall. Der von der bewilligenden Dienststelle festgesetzte Eigenanteil wird durch selbige eingezogen. Im Übrigen bleiben die Regelungen der Ziffern 3. a-c unberührt.



		

		



		

		



		

		



		

		



		

Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................                                               

		

		Unterschrift: .........................................                                               



		Name in Druckbuchstaben: ………………….

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration

		

		



		Amt für Soziales

		

		oder



		Abteilung Rehabilitation und Teilhabe

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................             

		

		Datum: ...................................................             



		

		

		

		

		

		

		



		Anlage 3.2.6.1 zur Vereinbarung nach § 123 ff SGB IX zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 



		

		Träger des Angebots Einrichtung:

		



		

		hier: Budgetvereinbarung

		



		

		für die Leistung

		

		ASP



		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotsnr.:

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		

		

		



		

1.

		Die Vereinbarung über die Leistungen der ambulanten Sozialpsychiatrie findet nach Maßgabe nachfolgender Regelungen für Leistungsberechtigte in Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe Hamburg Anwendung.



		

2.

		Der Träger verpflichtet sich, auf Basis dieser Budgetvereinbarung mit den Möglichkeiten seiner Angebotspalette im Einzelfall personenorientierte und lebensfeldorientierte sozialpsychiatrische Leistungen der Eingliederungshilfe bedarfsgerecht zu erbringen.



		

3.

		Hierfür stellt die BASFI ein Budget zur Verfügung. Bei der Bildung und Festsetzung des Budgets finden die Beschlüsse der Vertragskommission SGB XII/ SGB IX entsprechend Anwendung.



		

		Grundlage für das nachfolgend genannte trägerindividuelle Gesamtbudget sind gem. der Beschlüsse der VK SGB XII vom 01.11.2016 und vom 13.12.2016 die folgenden drei landeseinheitlichen Jahrespauschalen:



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		Monatlich



		

		Fallpauschale 1

		

		

		



		

		zzgl. Fallpauschale 2 für Intensivbetreuung

		

		

		



		

		Pauschale niedrigschwelliger Bereich

		

		

		



		

		Für den in der Anlage 2 benannten Zeitraum beträgt das Gesamtbudget

		 



		

		

		

		

		

		

		



		

		Das Gesamtvolumen wird anteilig der Monate der Laufzeit in gleichen Monatsraten gezahlt.



		

		

		

		

		

		

		



		

		Die monatliche Rate beträgt:

		

		

		

		



		

		Mit der Zahlung des Gesamtbudgets gelten alle während des Vereinbarungszeitraums entstandenen Ansprüche des Trägers auf Vergütung der gemäß Anlage 1 erbrachten Leistungen als abgegolten.



		

		Aus den Ergebnissen des begleitenden Controllings gem. Ziffer 5 werden die Leistungsdaten für das Folgejahr neu prognostiziert und vereinbart.



		

		

		

		

		

		

		



		

4.

		Begleitendes Controlling und Verfahrensregelungen zum Trägerbudget



		

		

		

		

		

		

		



		

		Für eine fristgemäße Zahlung der ersten Monatsrate des Folgebudgets ist die Vereinbarung gem. Ziffer 3 spätestens 6 Wochen vor Ende des vierten Quartals des laufenden Jahres abzuschließen. Danach abgeschlossene Vereinbarungen treten unter Einbeziehung der 6-Wochen-Frist zum darauf folgenden Monatsersten in Kraft. Die Regelungen des § 126 (3) SGB IX finden Anwendung.



		

		



		

		



		5.

		Fachliche Berichterstattung zum Leistungsgeschehen (Kennzahlenerhebung)



		

5.1

		Der Träger dokumentiert das Leistungsgeschehen anhand der unter Ziff. 5.3 benannten Kennzahlen bis zum Stichtag  30.09.und übersendet die Dokumentation bis spätestens 15.10. an den Vertragspartner. 



		

5.2

		Die Vertragspartner führen zu den Ergebnissen der Kennzahlenerhebung jeweils im IV. Quartal ein Fachgespräch durch. Dazu lädt die BASFI ein. In das Fachgespräch werden neben den Daten zur Inanspruchnahme der Leistungen (Falldaten gem. Ziff. 5.1) auch die fachlichen Erkenntnisse über die Inanspruchnahme und Nutzung der Leistungsangebote, Prognosen zur Entwicklung der Nachfrage sowie daraus folgender Maßnahmen für das Folgejahr einbezogen.



		

















5.3

		

















Kennzahlen (Anzahl; Mehrfachnennung möglich)



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		5.3.1

		Prävention und Nachsorge



		

		

		

		

		

		

		



		

		Die Kennzahlen aus der "Kennzahlenmatrix für den Bereich Prävention und Nachsorge" gem. Beschluss der VK SGB IX vom xx.xx.201x sind monatlich zu dokumentieren. 



		

		

		

		

		

		

		



		5.3.2

		Personenorientierte Betreuung



		

		

		

		

		

		

		



		

		Die Kennzahlen aus  der „Kennzahlenmatrix für den Bereich Personenorientierte Leistungen“ (Anlage 3.2.6.2) gem. Beschluss der VK SGB IX vom xx.xx.201x sind monatlich zu dokumentieren.



		

		

		

		

		

		

		



		

		

   Anlage  3.2.6.2:

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................                                               

		

		Unterschrift: .........................................                                               



		Name in Druckbuchstaben: ………………….

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration

		

		



		Amt für Soziales

		

		oder



		Abteilung Rehabilitation und Teilhabe

		

		



		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................             

		

		Datum: ...................................................             
















Anlage 3.2.7 zur Vereinbarung nach §§ 123 ff SGB IX zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 

		

		Träger des Angebots:

		  



		

		Einrichtung:

		 



		

		für die Leistung

		

		Teilhabe im arbeitsweltlichen Kontext (TaK)     



		

		

		

		Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotsnr.:

		 

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		 

		

		

		



		

1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:7]1 [7: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …
] 




		

		

		

		

		Monatlich

		Jährlich

		



		

		Abrechnungsbetrag

		€

		€

		









		2. Allgemeine Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		a.

		Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



		b.

		Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser Vergütung nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken.



		c.

		Der Leistungserbringer verpflichtet sich, von den bei ihr betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 3 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



		d.

		Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind.



		e.

		Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



		3. Besondere Regelungen:





		





Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.



		

		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................                                               

		

		Unterschrift: .........................................                                               



		Name in Druckbuchstaben: ………………….

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration

		

		 



		Amt für Soziales

		

		oder



		Abteilung Rehabilitation und Teilhabe

		

		

		 

		 



		

		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................             

		

		Datum: ...................................................             













		



                                                         











[bookmark: RANGE!A1:H72] Anlage 3.2.8 zur Vereinbarung nach §§ 123 ff. SGB IX zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 





		

		Träger des Angebots:

		

		



		

		Einrichtung:

		



		

		für die Leistungsart

		

		Leistungen nach § 134 SGB IX



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotsnr.:

		

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:8]1 [8: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 




		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Grundpauschale/tgl.

		

		€

		

		

		

		



		

		Investitionsbetrag/tgl. 

		

		€

		

		

		

		



		

		Maßnahmepauschale/tgl.

		

		€

		

		

		

		



		

		SUMME tgl. 
- Abrechnungsbetrag -

		

		€

		

		

		

		



		

		Abrechnungsbetrag/ Monat*

		 

		€

		

		

		

		



		

		nachrichtlich:

		

		

		

		

		

		



		

		Freihalteabzug GP/tgl.

		

		€

		

		

		

		



		

		* Anzahl Tage/Jahr:

		365,25 

		Tage

		Faktor zur Berechnung des Monatssatzes:

		30,44



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		2. Freihaltegeldregelung:  



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Hinsichtlich der Vergütung bei der Betreuung von Sozialhilfeempfängern in der Einrichtung gilt:



		

		Wohnt der Leistungsberechtigte den vollen Monat in der Einrichtung, so ist als Abrechnungsbetrag die Monatsvergütung zugrunde zu legen. 



		

		Bei vorübergehender Abwesenheit des Leistungsberechtigten von bis zu drei Tagen wird diesem der ersparte



		

		Lebensmittelaufwand von täglich 

		

		ausgezahlt. Dabei gilt der Ab- und Anreisetag als ein Tag.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Mit dem pauschalierten Freihalteabzug für die vorübergehende Abwesenheit von mehr als drei Tagen entfällt die Einzelfallabrechnung der Freihaltetage. Die tatsächlich angefallenen Freihaltetage der Leistungsberechtigten sind zu dokumentieren und auf Anforderung der abrechnenden Dienststelle vorzulegen.



		

		

		

		

		

		

		

		



		3. Allgemeine Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		a.

		Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



		

		



		b.

		Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Leistungsberechtigten zur Deckung dieser Vergütung (zuzüglich ggf. des Barbetrages zur persönlichen Verfügung nach § 27b Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes bleiben hiervon unberührt.



		

		









		



		

		



		







c.







		







Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihr wohnenden Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



		d.

		Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind (z.B. Barbetrag zur persönlichen Verfügung).



		

		



		e.

		Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



		

		



		f.

		Der Tag des Einzugs und der Tag des Auszugs gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach dem Auszug aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Leistungsberechtigten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



		

		

		

		

		

		

		

		



		4. Besondere Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		





		

		



		

		



		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................

		

		Unterschrift: .........................................



		Name in Druckbuchstaben: ………………….

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration

		

		



		Amt für Soziales

		

		oder



		Abteilung Rehabilitation und Teilhabe

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................

		

		Datum: ...................................................



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



























		Anlage 3.2.9 zur Vereinbarung nach §§ 123 ff. SGB IX zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 



		

		Träger des Angebots:

		

		



		

		Einrichtung:

		



		

		für die Leistungsart

		

		Besondere Wohnform Sozialpsychiatrie



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotsnr.:

		

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:9]1 [9: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 




		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Hilfebedarfsgruppe

		 

		HBG 1

		HBG 2

		HBG 3

		HBG 4

		HBG 5



		

		Leistungspauschale/tgl.

		

		€

		€

		€

		€

		€



		

		Abrechnungsbetrag/ Monat*

		 

		€

		€

		€

		€

		€



		

		* Anzahl Tage/Jahr:

		365,25

		Tage

		Faktor zur Berechnung des Monatssatzes:

		30,44 



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		2. Allgemeine Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		a.

		Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



		

		



		b.

		Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Leistungsberechtigten zur Deckung dieser Vergütung (zuzüglich ggf. des Barbetrages zur persönlichen Verfügung nach § 27b Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes bleiben hiervon unberührt.



		c.

		Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihr wohnenden Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



		

		



		d.

		Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind (z.B. Barbetrag zur persönlichen Verfügung).



		

		



		e.

		Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



		

		



		f.

		Der Tag des Einzugs und der Tag des Auszugs gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach dem Auszug aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Leistungsberechtigten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		





		

		

		

		

		

		



		







		

		

		

		

		

		

		



		3. Besondere Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		 







		

		



		

		



		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................

		

		Unterschrift: .........................................



		Name in Druckbuchstaben: ………………….

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration

		

		



		Amt für Soziales

		

		oder



		Abteilung Rehabilitation und Teilhabe

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................

		

		Datum: ...................................................



		

		

		

		

		

		

		

		

























































		Anlage 3.2.10 zur Vereinbarung nach §§ 123 ff. S zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, und 



		

		Träger des Angebots:

		

		



		

		Einrichtung:

		



		

		für die Leistungsart

		

		Besondere Wohnform Sucht



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Angebotssnr.:

		

		

		

		

		



		

		Aktenzeichen:

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum xx.xx.20xx bis xx.xx.20xx:[footnoteRef:10]1 [10: 1 Die Vergütung ergibt sich aus dem Beschluss zur pauschalen Anpassung der Vertragskommission SGB IX vom …] 




		

		

		

		

		

		

		

		



		

		Leistungspauschale/tgl.

		

		€

		

		

		

		



		

		Abrechnungsbetrag/ Monat*

		 

		€

		

		

		

		



		

		* Anzahl Tage/Jahr:

		365,25 

		Tage

		Faktor zur Berechnung des Monatssatzes:

		30,44 



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		2. Allgemeine Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		a.

		Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler.



		

		



		b.

		Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Leistungsberechtigten zur Deckung dieser Vergütung (zuzüglich ggf. des Barbetrages zur persönlichen Verfügung nach § 27b Abs. 2 SGB 75

) nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes bleiben hiervon unberührt.



		

		



		c.

		Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihr wohnenden Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart.



		

		



		d.

		Zuschläge und Nebenleistungen zu den in dieser Anlage genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich zugelassen sind (z.B. Barbetrag zur persönlichen Verfügung).



		

		



		e.

		Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



		

		



		f.

		Der Tag des Einzugs und der Tag des Auszugs gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach dem Auszug aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Leistungsberechtigten wird keine Vergütung mehr gezahlt.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		



















		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		3. Besondere Regelungen:



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		 



		

		



		

		



		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis.



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		

		

		

		

		

		

		

		



		Unterschrift: .........................................

		

		Unterschrift: .........................................



		…………………………………………… 

		

		Name in Druckbuchstaben: ………………….



		

		

		

		

		

		

		

		



		Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz

		

		



		Amt für Gesundheit

		

		 ………………………………………………



		Fachabteilung Drogen und Sucht

		

		……………………………………………… 



		

		

		

		

		

		

		

		



		Datum: ...................................................

		

		Datum: ...................................................























































Anlage 3.3 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbiet, Soziales, Familie und Integration  und <<Trägername>>

(<<Leistungsart,  Anbietername, Einrichtungsnummer>>)





a. Anforderungen an den Qualitätssicherungsbericht



I. Grundsätzliche Anforderungen an die Berichterstattung



Der Anbieter stellt die Ergebnisse seiner Qualitätssicherung sowie die daraus abgeleiteten Schritte der zuständigen Trägerin der Eingliederungshilfe jährlich bis spätestens 31.05. des Folgejahres anhand des Qualitätssicherungsberichts gemäß Ziffer 2 (Qualitätssicherungsbericht) dar.



a) Strukturqualität:



Bezüglich der Strukturqualität sind die gesetzlichen Bestimmungen (z.B. nach dem Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz und den dazugehörigen Verordnungen) einzuhalten.





b) Prozessqualität:



Der Anbieter berichtet zu den unter § 10 Ziff. 2.2.2 genannten Qualitätsprinzipien insbesondere zu den Verfahrensrichtlinien und Ergebnissen bezüglich der folgenden Prozesse:

· Eingangsmanagement

· Hilfeplanung

· Klientenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung)

· Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5





c) Ergebnisqualität:



· Ergebnisse der Befragungen und des Beschwerdemanagements gemäß § 10 Ziffer 2.1.3

· Ergebnisse der Zielerreichung der Leistungserbringung (Wirksamkeit) auf Unternehemensebene (z.B. Soll- Ist-Vergleich, Stärken-Schwächen-Analyse)





II. Weitere Anforderungen an die Berichterstattung



Für Anbieter aus dem Bereich der Eingliederungshilfe für Suchtkranke sind die Teilnahme an der Basisdatenkommunikation (BADO) und der mit der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz vereinbarte Qualitätssicherungsbericht verpflichtend.



Jährliche standardisierte Kundenbefragung zur Zufriedenheit der Leistungsberechtigten sowie Dokumentation der daraus resultierenden aggregierten Daten.



Anlage 3  LRV SGB IX





Qualitätssicherungsbericht (QSB)

		Träger:

		



		[bookmark: _GoBack]Berichtszeitraum:

		01.01.__ – 31.12.__



		Angewandtes QS-System nach § 10 Ziff. 2.1.3:

		







		Leistungsart:

§§ 76 ff SGB IX

		ASP

		AWG

		AWG psych

		GWU

		HFbK

		HPL

		PBW

		TaK

		TaFö

		WA

		WG klass. 

		WG psych 

		Sonst.



		

		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		______



		Einrichtungsnummer

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Aktenzeichen

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Leistungsberechtigte

Stichtag 31.12.

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		davon mit Pflegegrad (betrifft nur WG klass, WG psych,AWG)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Betreuungs-Personal (in VZÄ1)

Zum Stichtag 31.12.

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ



		davon mit pflegerischen Kenntnissen/ Ausbildung (betrifft nur WG klass., WG psych)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Fachkraft-Quote bezogen auf die LV

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%







Möglichkeit zur Vorbemerkung des Trägers:

(Gab es im Berichtsjahr beim Träger Besonderheiten, die Auswirkungen auf die Qualitätssicherung bzw. die Berichterstattung haben?)

		







A) Qualitäts-MATRIX



Folgende Angaben sind bei der Darstellung der nachfolgenden QS-Kriterien zu berücksichtigen:



- Ergebnisse zum Beschwerdemanagement gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 sowie zu den Schulungen und Schulungsinhalten (jährlich)

- Ergebnisse zu Präventionsmaßnahmen bezüglich Machtmissbrauch, Gewalt und sexuellen Missbrauchs  gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (jährlich)

- Ergebnisse aus Befragungen gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (alle 2 Jahre)



Folgende Kriterien sind nur aufzuführen, wenn im Berichtsjahr tatsächlich Maßnahmen hierzu durchgeführt wurden. 

Eigene relevante Kriterien sind zu ergänzen. 



· Eingangsmanagement

· Hilfeplanung

· Klientenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung)

· Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5

· Präventive  Maßnahmen zu den Themen Gesundheit / Hygiene



		Kriterium nach QS-System

		Maßnahmen im Berichtszeitraum

		Maßstab / Kriterien der Bewertung (ergeben sich aus dem jeweiligen QS-System)

		Ergebnisse der Maßnahmen

		Aus den Ergebnissen abgeleitete Maßnahmen



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		









Bereiche, in denen der Träger Verbesserungspotential sieht:

(prägnante Zusammenfassung, in welchen Bereichen die Qualitätssicherung ergeben hat, dass es noch Verbesserungspotenziale gibt. Hierauf ist im kommenden Jahr ein besonderes Augenmerk zu legen.  Die hier benannten Baustellen sind im folgenden QSB in der Matrix aufzuführen.)

		









Bereiche, in denen der Träger besondere Stärken hat:

(Wo sieht sich der Träger gegenüber anderen Anbietern als besonders gut bzw. leistungsstark?)

		









B) Ausgewählte Indikatoren zur Ergebnisqualität

		













Ergebnisse der Zielerreichung der Leistungserbringung auf Unternehmensebene:

Durch die Abgabe dieses QSB bestätigt der Träger, dass er mit individuellen Zielvereinbarungen arbeitet:

· Operationalisierung der Ziele aus dem Gesamtplan

· kurz- bzw. max. mittelfristige Zielsetzungen

· Vereinbarung konkreter Zwischenschritte

· Dokumentation im Einzelfall



		





Anzahl der Fälle, in denen dies nicht möglich war: 



Begründung:

		

















___________________________

Datum/Unterschrift

 VZÄ = Vollzeitäquivalenten  Wert gibt an, wie viele Vollzeitstellen sich rechnerisch bei einer gemischten Personalbelegung mit Teilzeitbeschäftigten ergeben
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Kennzahlenmatrix  ASP neu.xlsx




Kennzahlenmatrix ASP neu.xlsx

Table 1


			Kennzahlenmatrix ASP für Anlage 2.1 (5.3.1 und 5.3.2)





			Träger                                                                                                          																																																																														Jahr


			ab Zählung 01.10.2019


			Anmerkungen:
- Diese Kennzahlen werden monatlich je Träger erhoben und sind für die Fortschreibung der Trägerbudgets erforderlich
-Gezählt werden Personen (dazu zählen auch Personen, die namentlich nicht erfasst werden {anonym bleiben} wollen)
Bitte füllen Sie alle Felder aus!
Sollte es bei einem Angebot/einer Maßnahme keine Klienten geben, kennzeichnen Sie dies bitte mit einer Null (O). Sollten Sie die aufgeführten Angebote/ Maßnahmen nicht anbieten, kennzeichnen Sie dies bitte mit einem Strich(-).


			1. Kennzahlenmatrix für den Bereich Prävention und Nachsorge/niedrigschwelliger Bereich gem. ASP- Mustervereinbarung  Anlage 2.1 Ziffer 5.3.1


			Anmerkung: Hier werden nur Personen ohne Leistungsbescheid erfasst.   ·                                                    ·                                             ·                             -


			Budgetrelevant:





			Personen 												Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep						Ø


			Anzahl Personen, die mindestens ein Angebot aufgesucht haben																																																																																	0


			(Menschen, die an mehreren Angeboten teilgenommen haben, werden in der Summe nur 1x gezählt)





			Nachrichtlich:





			Angebote/Maßnahmen												Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep						Ø


			Beratung
(Anzahl der Beratung /Monat  (dazu zählt auch die Beratung von Angehörigen usw. lt. Anlage 1))																																																																																	0


			Präventions-/Nachsorgegruppen *
(Anzahl genutzter Gruppen / Monat)
																																																																																	0


			Freizeitmaßnahmen
(Anzahl der Termine)																																																																																	0


			Angebote												Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep						Ø


			Offene Treffs
(Wie viele Tage im Monat  geöffnet?)																																																																																	0


			davon Wochenende / Feiertag																																																																																	0


			Feste / Veranstaltungen
(Anzahl der Angebote)																																																																																	0


			davon Wochenende / Feiertag																																																																																	0


			* eine Gruppe versteht sich ab einer TN-Zahl von 4, dies bedeutet, dass eine regelmäßig geführte Gruppe auch gezählt wird, wenn die TN-Zahl an einzelnen Terminen unter 4 liegt.


			2. Kennzahlenmatrix Personenorientierte Leistung


			Anmerkung: Hier werden Personen mit Leistungsbescheid erfasst.


			Budgetrelevant:


			Personen 												Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep						Ø


			Anzahl ASP Klienten gesamt                                                                                                                                                                                              																																																																																	0


			davon Fallpauschale 2																																																																																	0





			Nachrichtlich:


			Personen 												Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep


			Anzahl der Personen aus Wechsel niedrigschwelligre Bereich in personenorientierte Leistung 																																																																																	0


			Anzahl Personen aus Wechsel personenorientierten Leistung in den niedrigschwelligen Bereich																																																																																	0


			Art									Maßnahme**			Okt						Nov						Dez						Jan						Feb						Mrz						Apr						Mai			Jun						Jul						Aug						Sep


			Einzelfall									Aufsuchend: Summe der Leistungen für Maßnahmen im eigenen Wohnraum und Wohnumfeld des Klienten																																																																								0


												Begleitend: Summe der Leistungen für personell begleitende Anliegen (z.B. Arztbesuch, Behördengänge)																																																																								0


												Anbieterseitig: Summe der Leistungen für Maßnahmen in Räumen der Einrichtung																																																																								0


			Gruppenleistung									strukturierte Gruppen:                         Anzahl der Gruppenangebote:																																																																								0


			Nutzung der Begegnungsstätte:                              Summe der Klienten:																																																																																	0


			**			Es wird die gesamte Anzahl der Leistungen (unterschieden in diese Bereiche) monatlich angegeben. Daraus kann der Leistungsumfang des Trägers für seine Klienten deutlich gemacht werden, auch in Bezug der Intensivfälle. Dies ist für das Jahresgespräch Grundlage zur Beschreibung der Leistung und Intensität.





Stand 26.09.2018 finalisiert
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Beschluss VK SGB IX / SGB XII im schriftlichen Verfahren 17.04.2019



Anlage 1 zur Mustervereinbarung vom 15.12.17 für die Leistung 

Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK)



Anlage 1 zur Vereinbarung nach §§ 123 ff. SGB IX vom <<xx.xx.20xx>> zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und <<Trägername>>

(hier: Leistungsvereinbarung: TaK, <<Anbietername, Einrichtungsnummer>>)



Leistungsbeschreibung

und konkretisierende Regelungen zur Beschreibung der Qualität der Leistungen

für Leistungen zur Sozialen Teilhabe:

Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK)



1. Leistungsart (§ 2)



Grundlage für die Leistung zur Sozialen Teilhabe sind § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB XII i.d.F. bis zum 31.12.2019 und § 113 i.V.m. § 81 SGB IX i.d.F. des BTHG ab dem 01.01.2020.

Das neue Leistungsangebot der Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK) leistet einen wesentlichen Beitrag zur Inklusion von Menschen in Beschäftigung und Arbeit im Sinne des Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskonvention. Es stellt dem unter Zif. 2 beschriebenen Personenkreis gezielte Unterstützung zur Verfügung, um frühzeitig befähigt zu werden, neben sozialer Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, die Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen. Dies ermöglicht wichtige Schritte zu einem selbstbestimmten Leben. 



Leitziel der Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK) ist die Heranführung an eine Eingliederung in das Arbeitsleben, die in der Regel im Rahmen eines Übergangs in eine der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß Kapitel 10 SGB IX erreicht wird. Zielgruppe sind somit Menschen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung noch nicht oder noch nicht wieder einen Anspruchauf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß § 140 SGB XII i.d.F. bis zum 31.12.2019 und § 111 SGB IX i.d.F. des BTHG ab dem 01.01.2020 haben. Die Leistung zur Heranführung an eine Eingliederung in das Arbeitsleben soll möglichst nah am allgemeinen Arbeitsmarkt realisiert werden. Im Zentrum dieser Maßnahme der Eingliederungshilfe stehen der Erhalt, die Entwicklung oder die Hinführung zur Wiedergewinnung der Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit. Es sollen praktische Kenntnisse und Fähigkeiten zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit vermittelt werden, um die Menschen auf eine Teilhabe am Arbeitsleben vorzubereiten. Mit Hilfe individueller Begleitung und Unterstützung werden dazu Menschen mit Behinderung in geeigneten Beschäftigungsbereichen und auf Einzelarbeitsplätzen mit dem Ziel der Förderung und Qualifizierung beschäftigt und begleitet. 

Auch wenn zur Erreichung dieser Ziele je nach erreichter Qualifizierungsstufe und den sich daraus ergebenden Anforderungen Unterstützungsangebote auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Anspruch genommen werden, befinden sich die im Rahmen dieser Maßnahme betreuten Personen unverändert im Status der Erwerbsunfähigkeit. Die Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK) ist eine Maßnahme der sozialen Teilhabe. Die Platzierung bei Beschäftigungsgebern fällt nicht unter die Regelungen der Arbeitnehmerüberlassung (AÜG).



Die Maßnahme endet mit Erreichung der rentenversicherungspflichtigen Altersgrenze, mit einem Übergang in den Leistungskreis SGB II bzw. SGB III bzw. wenn die Betreuungsleistung durch einen anderen vorrangigen Leistungsträger sichergestellt wird,  wenn die Anschlussbefähigung zur Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben erreicht ist oder wenn das Ziel dieser Leistung der Eingliederungshilfe nicht erreicht werden kann.



2. Benennung des Personenkreises / Zielgruppe (§ 3)



Das Angebot richtet sich an volljährige Menschen vorrangig mit einer wesentlichen seelischen Behinderung gemäß § 53 SGB XII i.V.m. § 2 SGB IX und § 3 EinglHV.



Die Menschen sind im Sinne von § 43 Abs. 2 SGB VI voll erwerbsgemindert bzw. im Sinne von § 8 Abs. 1 SGB II nicht erwerbsfähig. Sie verfügen somit wegen der Art und Schwere ihrer Behinderung nicht mehr, noch nicht oder noch nicht wieder über eine Anspruchsberechtigung über Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und wollen ihren individuellen Möglichkeiten entsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten annehmen.





Es handelt sich um Personen,



die bei Maßnahmeeintritt aufgrund ihrer Behinderung bspw.

· keine langen Wege und/oder nur kurze Arbeitseinheiten mit entsprechenden Pausen bewältigen können,

· Leistungsdruck nicht aushalten können,

· kleine, überschaubare Arbeitsgruppen oder begleitete Einzelarbeitsplätze benötigen,

· einen individuellen Zuschnitt der Tätigkeit auf ihre Person und individuelle Begleitung benötigen,

und

· bei denen durch die Inanspruchnahme dieser Maßnahme eine Stabilisierung sowie die Entwicklung von neuen Kompetenzen und Fähigkeiten erwartet werden kann.



Nicht zur Zielgruppe gehören Personen,

· für deren Unterstützungsangebote vorrangig verpflichtete Sozialleistungsträger zuständig sind,

· bei denen eine primäre Suchterkrankung ursächlich für den Hilfebedarf ist oder eine akute psychische Erkrankung besteht, die eine Förderung ausschließt,

· die ein erhebliches Gewaltpotential aufweisen, bzw. bei denen die Steuerungsfähigkeit entsprechend eingeschränkt ist,

· die über eine Anspruchsberechtigung über Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben verfügen,

· die die Regelaltersgrenze nach dem SGB VI  erreicht haben.



3. Ziele der Leistungen (§ 5)



3.1	Grundsätzliche Zielsetzung



Die grundsätzliche Zielsetzung bestimmt sich bis zum 31.12.2019 nach Maßgabe der Eingliederungshilfe gemäß §§ 53 und 54 SGB XII und ab dem 01.01.2020 nach Maßgabe der Eingliederungshilfe gemäß § 90 Abs. 5 SGB IX i.d.F. des BTHG ab dem 01.01.2020.



3.2	Zielgruppenspezifische Zielsetzungen:



Neben der in Zif. 1 festgelegten Zielsetzungen werden mit dieser Maßnahme folgende Teilziele der sozialen Teilhabe verfolgt:

· Selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft (Soziale Teilhabe) durch niedrigschwellige Beschäftigung nach Maß.

· Stabilisierung der Lebenssituation durch sinnvolle, den Tag strukturierende Beschäftigung und Schaffung von sozialen Kontakten im arbeitsweltlichen Kontext.

· Entwicklung der individuellen Kenntnisse und Fähigkeiten durch eine dem Leistungsvermögen entsprechende, angemessene Tätigkeit.

· Entwicklung des Selbstvertrauens durch gesellschaftliche und persönliche Wertschätzung, einhergehend mit der Steigerung der Eigen- und Selbständigkeit.



Ziel der Maßnahme ist das Erreichen einer wöchentlichen Beschäftigungszeit von mindestens 15 Stunden und das Erzielen eines Mindestmaßes einer regelhaften wirtschaftlich verwertbaren Arbeitsleistung, zuzüglich Zeiten der Teilnahme an arbeitsbegleitenden Angeboten. 



Die Ziele der Maßnahme orientieren sich an den individuellen Bedarfen und den konkreten persönlichen Perspektiven der Leistungsberechtigten. Die im Gesamtplan des Eingliederungshilfeträgers festgelegten Zielkonkretisierungen sind zu beachten. 



4. Module und Art der Leistungen / Leistungsdarstellung (§ 6)



Der Leistungserbringer bietet zur Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext spezifische, individuell geeignete Unterstützungsleistungen an. Diese Leistungen werden u.a. in Form von Beratungsgesprächen, aktiver Beschäftigungsbegleitung, persönlicher Anleitung, Motivationsarbeit sowie Organisation und Durchführung von beruflichen Bildungsangeboten und gezielten, auf die Person abgestimmten Qualifizierungen erbracht. Die Leistungen erfolgen ausschließlich im Kontext Beschäftigung.



Die Leistungen, die zur Unterstützung im arbeitsweltlichen Kontext erforderlich sind, werden entsprechend des individuellen Bedarfs grundsätzlich als Individualleistung erbracht.

Eine Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern, z.B. in Hamburger Betrieben, WfbM oder anderen Leistungsanbietern (§ 60 SGB IX), die perspektivisch eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen, ist erforderlich, um Teilnehmer auf ausgelagerten Einzel-Beschäftigungsplätzen zu platzieren und zu begleiten. Die Akquise von Beschäftigungsplätzen durch den Anbieter ist daher ein wesentlicher Bestandteil dieser Leistung. 



4.1 Module

Die Leistung ist in die Module



Modul 1: Eingang

Modul 2: Qualifizierung, Stabilisierung und Beschäftigung



unterteilt, die von ihrer Zusammenstellung und Dauer genau auf den Unterstützungsbedarf des einzelnen Beschäftigten abgestimmt werden.



Modul 1: Eingang



In der Regel umfasst das Eingangsmodul sechs Monate.



Typische Leistungen des Eingangsmoduls sind:

· Stammdatenerhebung, soziale und berufliche Anamnese

· Austausch mit dem relevanten Netzwerk

· Behinderungsspezifische Fragestellungen

· Aufbau einer vertrauensvollen Arbeitsbeziehung

· Erarbeitung einer individuellen Entwicklungsplanung inkl. Zielvereinbarung unter Berücksichtung der Wünsche, Vorstellungen und Möglichkeiten 

· Leistungs- und Belastungserprobung (Assessment) zur Orientierung und Klärung möglicher Einsatzbereiche (z.B. trägereigene Bereiche, Kooperationspartner, allgemeiner Arbeitsmarkt)

· Erhebung von Entwicklungsbedarfen bezüglich arbeitsrelevanter Verhaltens- und Umgangsformen im Arbeitsleben

· Erstellung eines Fähigkeiten-, Fertigkeiten und Kompetenzenprofils

· Klärung und Recherche möglicher Erprobungsbetriebe (intern / extern)

· Vorbereitung auf Bewerbungsverfahren

· Akquise von Plätzen zur Beschäftigungserprobung in geschützten trägereigenen Beschäftigungsbereichen oder arbeitsmarktnah in potentiellen Kooperationsunternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes

· Vorstellungsgespräche in Betrieben für erste Beschäftigungserprobungen

· Überprüfung der individuellen Ziele / Klärung des Unterstützungsbedarfes im Kontext Beschäftigung, ggf. Gestaltung von Übergängen



Alle Ergebnisse, Erkenntnisse und Informationen werden zum Ende des Eingangsmoduls zu einem individuellen Plan zur Heranführung an das Arbeitsleben an zusammengeführt.



Modul 2: Qualifizierung, Stabilisierung und Beschäftigung



Schwerpunkt diese Moduls ist die Qualifizierung, Stabilisierung und Beschäftigung mit dem Ziel der Heranführung an eine Tätigkeit im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Die Beschäftigten werden im Verlauf der Maßnahme ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechend in einem Tätigkeitsbereich oder in mehreren Tätigkeitsbereichen eingearbeitet und qualifiziert.

Begleitenden Maßnahmen, wie z.B. das Bewerbungstraining, Maßnahmen zur Persönlichkeitsentwicklung, Stressbewältigung und emotionale Stabilisierung sind Bestandteil der Leistung. 

Die Qualifizierung und Beschäftigung erfolgt entweder

· im trägereigenen Betrieb 

oder

· in einem Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarkts (Ziel).



Typische Leistungen sind u.a.:

· Fortführung der im Eingangsmodul begonnenen Prozesse

· Fortlaufende Akquise von Plätzen zur Beschäftigungserprobung in geschützten trägereigenen Beschäftigungsbereichen, oder arbeitsmarktnah in potentiellen Kooperationsunternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes bei Bedarf

· Bewerbungsunterstützung

· Verhandlung und Abschluss von Erprobungs-, Beschäftigungs- bzw. Kooperationsverträgen

· Einarbeitung und regelmäßige bedarfsorientierte Begleitung (Jobcoaching)

· Auswertung der Erprobungs- bzw. Beschäftigungsphasen



· Stärkung beschäftigungsrelevanter Schlüsselkompetenzen, u.a. Training sozialer und persönlicher Kompetenzen am Beschäftigungsplatz

· Stabilisierung von Fähigkeiten und Fertigkeiten im arbeitsweltlichen Kontext

· Begleitende berufliche Fortbildungsangebote bei Bedarf

· Fachliches tätigkeitsbezogenes Training am Beschäftigungsplatz

· Kontinuierliche Anpassung des Stundenumfanges sowie der Beschäftigungsinhalte an die individuelle Leistungsfähigkeit

· Feststellung, Organisation und Durchführung von notwendigen Qualifizierungs- bzw. Fortbildungsmaßnahmen

· Reflektierende Gespräche, Entwicklung einer realistischen beruflichen Perspektive

· Regelhafte Gestaltung von betrieblichen Teilhabekonferenzen

· Krisenintervention, stabilisierende Maßnahmen  Kontinuierliche Dokumentation der Umsetzung der Maßnahmen zur Zielerreichung

· Vereinbarung / Überprüfung individueller Ziele im Rahmen der Teilhabeplanung

· Klärung von Übergängen (z.B. Begleitung bei Erstellung eines Rehaantrags).



Nach Übergang in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis wird – sofern eine weitere Begleitung erforderlich ist – diese in der Regel durch einen vorrangigen Leistungsträger bzw. durch das Integrationsamt sichergestellt. Nur wenn kein Anspruch auf eine solche Leistung besteht und ein entsprechender Unterstützungsbedarf vorhanden ist, kann zur Sicherung des Erfolgs der Arbeitsaufnahme eine bis zu sechsmonatige Begleitung der Eingewöhnungsphase erfolgen.



4.2 Art der Leistung: 

Die Leistungen gliedern sich in direkte und indirekte personenbezogene sowie nicht personenbezogene Leistungsanteile. Die direkten personenbezogenen Leistungen werden als Einzel- oder Gruppenbetreuung von entsprechend qualifiziertem Personal bedarfsgerecht erbracht. Nichtpersonenbezogene Leistungen beinhalten insbesondere die Teilnehmerverwaltung und die konzeptionelle Fortschreibung.



a) Personenorientierte Leistungen sind u.a.

· Beschäftigungsbegleitung

· Beschäftigungstraining

· Vorbereitende Maßnahmen der Beschäftigungserprobung

· Trägerinterne Planerstellung und -anpassung

· Praktische Vermittlung von Arbeitsabläufen

· Beratungsgespräche

· Entwicklungsgespräche

· Organisation und Durchführung von Bewerbungstraining

· Organisation und Durchführung maßnahmebezogener Bildungsangebote

· Organisation und Durchführung von Maßnahmen zur Stärkung der Persönlichkeit und der Beschäftigungsfähigkeit Vermittlung von fachspezifischen Kenntnissen

· Konfliktbearbeitung an Praktikumsstellen

· Krisenintervention

· Betriebliche Abstimmung mit den Kooperationspartnern 



Darüber hinaus sind die nachfolgenden Leistungen integraler Bestandteil der vorstehenden personenorientierten Leistungen:



· Maßnahmenplanung 

· Dokumentation und Evaluation der Hilfen

· Regelmäßige Berichterstattung und Aktualisierung an den Leistungsträger

· Vor- und Nachbereitung der individuellen Beschäftigungssituation

· Kontakte mit Einsatzstellen, anderen Maßnahmeträgern

· Kontakte mit anderen an der Maßnahme beteiligten Personen

· Akquise von Beschäftigungsplätzen

· Sicherstellung der Übergänge in Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) über die Vorhaltung entsprechender Leistungen bzw. Kooperationen



b) Weitere Organisations-, Planungs- und Verwaltungsleistungen, die zur Erbringung der personenorientierten Leistungen erforderlich sind u.a.:

· Maßnahmen der Qualitätssicherung

· Koordination, Organisation

· Fortbildung, Dienstbesprechungen, Beratung der Mitarbeiter

· Supervision

· Inklusions- und Netzwerkarbeit

· Dokumentation der Beratungs- und Planungsergebnisse

· Kooperation und Vernetzung mit für das Leistungsgeschehen relevanten Institutionen und Betrieben



Die Leistungsberechtigten werden zur Förderung und Erhaltung ihrer größtmöglichen Selbständigkeit darin unterstützt, die Angebote des Sozialraumes zu nutzen.



5. Personelle Ausstattung und Qualifikation (§ 7)



Die in der Maßnahme eingesetzten Mitarbeiter/innen müssen aufgrund ihrer beruflichen Erfahrungen und Qualifikationen in der Lage sein, den besonderen Anforderungen der Zielgruppe gerecht zu werden. Dabei gilt es in besonderer Weise arbeitsweltliche Lernschritte, Qualifizierungen und Stabilisierungen in strukturierten, rehabilititationsnahen Settings zu gestalten.



Das für die Betreuungsleistungen eingesetzte Personal verfügt vorrangig über folgende Qualifikationen:

· Pädagogisch ausgebildetes Personal (oder Fachpersonal mit vergleichbarer zielgruppenspezifischer Qualifikation)

· Ergotherapeuten / Arbeitserzieher

· Für die angebotenen Gewerke qualifizierte Anleiter/Anleiterinnen (z.B. hauswirtschaftlicher und/oder handwerklicher Qualifikation) sowie fachlich geeignete Assistenzkräfte

· Leitungs- und Verwaltungspersonal.



6. Räumliche und sächliche Ausstattung (§ 8)



Die für die Erbringung der Leistungen notwendige Raum - und Sachausstattung wird vorgehalten.



Als Orientierung gelten folgende Maßgaben:



Beratungsbüros verfügen über angemessene Ausstattung (z.B. Beratungstisch, Schreibtisch, PC) und Größe. Für die Qualifizierungsanteile werden Gruppen- und Besprechungsräume sowie ggf. Sozialräume vorgehalten.



Einsatzorte in trägereigenen Beschäftigungsbereichen sind so einzurichten und zu betreiben, dass die besonderen Belange dieser Teilnehmer/innen auch im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheitsschutz berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die barrierearme bzw. individuell angepasste Gestaltung von Arbeitsplätzen sowie von zugehörigen Türen, Verkehrswegen, Fluchtwegen, Notausgängen, Treppen, Orientierungssystemen, Waschgelegenheiten und Toilettenräumen. 



Wird die Leistung im externen betrieblichen Kontext durchgeführt, ist vertraglich zu regeln, dass berufsgenossenschaftliche Standards auch für die Teilnehmer des Leistungsangebots TaK vollumfänglich gelten.



Zur sächlichen Ausstattung zählen alle betriebsnotwendigen Mittel zur Betreibung der Maßnahme. Hierunter fallen insbesondere



· PC-Arbeitsplätze für Mitarbeiter

· Server- und Telefonanbindung

· Instandhaltung und Wartung

· Büromaterialien

· Gewerkeabhängige Ausstattung

· Freifeld für indiviuell zu regelnde Ausstattung pro Leistungserbringer





7. Qualität der Leistungen (§ 9)



Konkretisierung der Anforderungen an die Qualität der Leistungen gem. § 3 LRV

(Leistungsmerkmale):



Zusätzlich werden nachfolgende Kennzahlen zum Leistungsgeschehen verabredet, die jährlich zum 30.06. zu berichten sind:

· Anzahl der Personen, die aus Modul 1 erfolgreich in Modul 2 gewechselt sind:

· Anzahl der Personen, die aus Modul 2 erfolgreich in einer Maßnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben oder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt platziert werden konnten:

· Kundenzufriedenheit (in %) aus der jährlichen Kundenumfrage:

· Anzahl der Personen, die eine wöchentliche Beschäftigungszeit von bis zu 8 und bis zu 15 Stunden erreichen







6




image7.emf
4_Wirtschaftlichkeit s-undQualitätsprüfungen_redaktionell_bearbeitet_final.docx


4_Wirtschaftlichkeits-undQualitätsprüfungen_redaktionell_bearbeitet_final.docx
Anlage 6 LRV SGB IX - Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen





Anlage 4 LRV SGB IX Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen

Inhalt und Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen gem. § 9 LRV

I. Inhalt von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen

1. Gegenstand der Prüfung ist die Qualität einschließlich der Wirksamkeit der vereinbarten Leistungen des Leistungserbringers.



2. Zur Prüfung der Qualität und Wirksamkeit werden insbesondere die in den Leistungsvereinbarungen vereinbarten wirkungsbezogenen Daten und Kennzahlen herangezogen. Daten und Kennzahlen, die die Wirksamkeit der Leistung im Interesse der Leistungsberechtigten betrachten, stehen grundsätzlich immer im Mittelpunkt einer allgemeinen Wirksamkeitsbetrachtung.

3. Soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ein Leistungserbringer seine vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, kann auch die Wirtschaftlichkeit der vereinbarten Leistung Prüfgegenstand sein.

4. Bei einer Wirtschaftlichkeits- und/oder Qualitätsprüfung wird die Einhaltung der mit dem Leistungserbringer vereinbarten Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit und Qualität zugrunde gelegt.

5. Grundlage der Prüfung sind alle Unterlagen und Dokumentationen, die für die Durchführung der Prüfung notwendig sind und sich aus dem Prüfauftrag ableiten lassen. Die Prüfung kann auch die Befragung der Leistungsberechtigten und der Beteiligten vor Ort sowie Inaugenscheinnahme umfassen. Das Einverständnis der betroffenen Leistungs- berechtigten wird vorher eingeholt.

6. Ziel der Prüfung ist, je nach Prüfauftrag, festzustellen,

· ob die vereinbarte Leistung in der vereinbarten Qualität einschließlich der Wirksamkeit erbracht wird und/oder

· ob die Leistung entsprechend der Vereinbarung wirtschaftlich erbracht wird.


II. Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen

1. Die Prüfung erfolgt nach Maßgabe des § 9 Landesrahmenvertrag. Im Prüfauftrag sind der Prüfgegenstand und der Prüfungszeitraum festzulegen. Bei Wirtschaftlichkeitsprüfungen sind die tatsächlichen Anhaltspunkte dafür, dass der Leistungserbringer seine vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, konkret zu benennen.

2. Zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen beauftragt die Trägerin der Eingliederungshilfe externe Sachverständige oder geeignete Dienststellen der FHH mit der Prüfung.

3. Der Prüfauftrag kann sich auf einzelne oder mehrere Tatbestände beziehen; er kann sich ferner auf Teile der Leistung oder auf die Leistung insgesamt erstrecken.

4. Für die Prüfung und Feststellung der Wirtschaftlichkeit der tatsächlichen Leistungserbringung sind die für die wirtschaftliche Betriebsführung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Hierzu gehören insbesondere Unterlagen, die einen Rückschluss auf das wirtschaftliche Ergebnis in Bezug auf die vereinbarte und erbrachte Leistung sowie die hierfür gezahlte Vergütung ermöglichen.

5. Die Trägerin der Eingliederungshilfe teilt dem Leistungserbringer und seinem Verband schriftlich den Prüfauftrag sowie die Person des Prüfers mit. Dies gilt nicht für Prüfungen nach Ziffer 6. Der Leistungserbringer ermöglicht die Prüfung sowie den Zugang zu den Räumen der Einrichtung oder des Dienstes und wirkt an ihr mit. Der Leistungserbringer benennt mindestens eine auskunftsberechtigte Person, die an der Prüfung mitwirkt. Der Leistungserbringer ist verpflichtet, der Trägerin der Eingliederungshilfe auf Verlangen die für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. Einzelheiten zur Abwicklung der Prüfung werden zwischen dem Prüfer und dem Leistungserbringer abgesprochen.

6. Bei Gefahr im Verzug (insbesondere bei Hinweisen auf Personenschäden, gravierende Leistungsmängel, Entzug der Betriebserlaubnis nach dem Wohn- und Betreuungsgesetz oder bei Abrechnung nicht erbrachter Leistungen) erfolgt die Prüfung in Abstimmung mit der Wohn-Pflege-Aufsicht auch ohne vorherige Anmeldung.

7. Die an der Prüfung Beteiligten sind nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zur Verschwiegenheit verpflichtet und haben die Datenschutzbestimmungen einzuhalten. Die vorgelegten Unterlagen dürfen ausschließlich für die Zwecke der Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung gem. § 125 Abs. 1 SGB IX genutzt werden. Sie dürfen anderen Stellen nicht zugänglich gemacht werden, insbesondere sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnis- se zu wahren.

8. Der Leistungserbringer wird vor Erstellung des Prüfberichtes in einem Abschlussgespräch vom Prüfer über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung informiert und erhält ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme. Der Leistungserbringer kann seinen Verband auch zu dem Abschlussgespräch hinzuziehen.

9. Über die durchgeführte Prüfung ist ein Prüfbericht zu erstellen. Dieser beinhaltet:

· den Prüfauftrag;

· die Vorgehensweise bei der Prüfung;

· die vorgelegten Unterlagen;

· die Einzelergebnisse der Prüfung, bezogen auf die Prüfgegenstände;

· die Gesamtbeurteilung;

· ggf. Empfehlungen zur Umsetzung der Prüffeststellungen.

Der Prüfbericht wird zeitnah nach dem Abschlussgespräch der Trägerin der Eingliederungshilfe und dem Leistungserbringer vorgelegt. Soweit der Verband an der Prüfung beteiligt ist, wird der Prüfbericht auch dem Verband zugesandt.

Vom Prüfbericht abweichende Stellungnahmen des Leistungserbringers werden als Anlage dem Prüfbericht beigefügt. Sie sind innerhalb von 4 Wochen nach Zugang des Prüfberichtes dem Prüfer schriftlich mitzuteilen.

10. Die im Ergebnis der Prüfung festgestellten Qualitätsmängel der Leistungen sollen unverzüglich behoben werden, sofern nicht ausnahmsweise angezeigt ist, die Feststellung in der Folgevereinbarung zu berücksichtigen.

11. Aus den Prüfergebnissen sich ergebende Maßnahmen und Indikatoren zur Sicherung der Qualität und Wirtschaftlichkeit der Leistungen sind in den nachfolgenden Vereinbarungen nach § 125 Abs. 1 SGB IX zu berücksichtigen.
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zum Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX (AVV)





		

1. Allgemeine Regelungen Geltungsbereich

Die Allgemeine Verfahrensvereinbarung zum Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX (AVV) regelt das Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX. Sie findet Anwendung für die Vereinbarungen, die zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg als die Trägerin der Eingliederungshilfe und den Leistungserbringern oder ihrer Verbände gemäß § 1 des Landesrahmenvertrages geschlossen werden.

Die Vertragspartner des Landesrahmenvertrages können die Anwendung anderer Verfahrensregelungen bestimmen, soweit dies durch die Besonderheit der Leistung, durch Rechtsvorschriften oder bei Vereinbarung einrichtungsübergreifender Pauschalen geboten ist.



2. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX

            bei erstmaligem Angebot



2.1       Form und Inhalt des Angebotes



Der Leistungserbringer, der den Abschluss einer Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX beabsichtigt, legt der Trägerin der Eingliederungshilfe ein entsprechendes Angebot schriftlich vor.

Das Angebot enthält konkrete Angaben zu den Leistungs- undVergütungsvereinbarungen - Grundlage ist die Allgemeine Mustervereinbarung in der jeweils aktuellen Fassung (Anlage 3).



Dem Angebot sind folgende ergänzende Unterlagen beizufügen:



· Allgemeine Angaben: Strukturblatt (Anlage 5.1)



· Leistungsvereinbarung :

Leistungsbeschreibung gemäß Anlage 5.2 bzw. gemäß Musterleistungsvereinbarung zu den zu vereinbarenden Leistungen.

Konzeption des Leistungserbringers bezüglich der zu vereinbarenden Leistungen (zur Kenntnisnahme).



· Vergütungsvereinbarung: 

Kalkulationsblatt (Anlagen 5.5.1 ff.)



· Qualitätssicherungsbericht:

Beschreibung der Maßnahmen zur Sicherung der Qualität und Wirtschaftlichkeit gem. § 9 LRV und § 10 Allgemeine Mustervereinbarung (Anlage 3.3).
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2. 2	Prüfung des Angebotes



2.2.1 Die Trägerin der Eingliederungshilfe bestätigt den Eingang des Angebotes unverzüglich schriftlich. Soweit die notwendigen Unterlagen nach Ziffer 2.1 nicht vollständig beigefügt sind, wird der Leistungserbringer mit der Eingangsbestätigung auf die Einreichung der noch fehlenden Unterlagen hingewiesen.



2.2.2 Die Verhandlungen werden unverzüglich nach Vorliegen der Unterlagen gemäß Punkt 2.1 aufgenommen und sollen binnen 6 Wochen zu einem Ergebnis führen.



2.2.3 Lehnt die Trägerin der Eingliederungshilfe das Angebot ab oder führen die Verhandlungen nicht zu einem Ergebnis, teilt sie dies dem Leistungserbringer unter Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mit. Bei Annahme des Angebotes leitet sie unverzüglich das Unterschriftsverfahren ein.



3. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX bei Änderung von Leistungs-, Vergütungsvereinbarung



3. 1	Änderung der bestehenden Vereinbarungen



Beabsichtigte Änderungen der bestehenden Leistungs- und Vergütungsvereinbarung werden in der Regel 6 Monate vor Ablauf der Laufzeit der Vereinbarung dem anderen Vertragspartner, unter Angabe der Gegenstände über die verhandelt werden soll, mit einem Angebot schriftlich mitgeteilt. Die Kündigungsfrist der Leistungsvereinbarung beträgt in diesen Fällen - abweichend zu § 3 Abs. 4 Landesrahmenvertrag - 3 Monate zum Ende des Vereinbarungszeitraums.



Die Aufforderung zur Verhandlung über eine Vergütungsvereinbarung für den Folgezeitraum ist an keine Frist gebunden.



3.2 Form und Inhalt des Angebotes:



Es sind folgende Unterlagen beizufügen:



· Beschreibung der geplanten Änderung.

· Aktuelles Kalkulationsblatt gem. Anlagen 5.5.1 ff. sofern die Änderung durch Leistungserbringer gewünscht wird.

· Wenn durch den Leistungserbringer eine Erhöhung der Vergütung verlangt wird und die begehrte Vergütung im externen Vergleich über dem Unteren Drittel der Vergütungen vergleichbarer Leistungserbringer liegt, ist auf Anforderung der Trägerin der Eingliederungshilfe die Notwendigkeit der Erhöhung nachvollziehbar durch Darlegung und Bezifferung der voraussichtlichen Gestehungskosten zu begründen. Kalkulationsunterlagen können auch die auf die Leistungsvereinbarung bezogenen Betriebsergebnisrechnungen des letzten Geschäftsjahres sein.

· Qualitätssicherungsbericht des Vorjahres, sofern er noch nicht vorliegt.



3.3 Verfahren



3.3.1 Der Eingang des Angebotes wird unverzüglich schriftlich bestätigt. Soweit die Unterlagen gem. Ziffer 3.2 nicht vollständig beigefügt sind, wird mit der Eingangsbestätigung unter Fristsetzung auf die Einreichung der noch fehlenden Unterlagen hingewiesen.

















3.3.2 Die Verhandlungen werden unverzüglich nach Vorlage der Unterlagen gemäß Punkt 3.2 aufgenommen. Über die Inhalte der Leistungs- und Vergütungsvereinbarung soll spätestens 6 Wochen vor Ablauf der Laufzeit der Vereinbarung Einvernehmen hergestellt werden. Die Trägerin der Eingliederungshilfe leitet bei Annahme des Angebots unverzüglich das Unterschriftsverfahren ein.



3.3.3	Mit dem Antrag auf Einzelverhandlung nach Ziffer 3 scheidet eine Teilnahme am Verfahren der pauschalen Anpassung nach Ziffer 4 aus. Dem steht nicht entgegen, im Ergebnis der Verhandlungen nach Ziffer 3 eine Erhöhung der Vergütung in Höhe der Anpassungsrate nach Ziffer 4 zu vereinbaren.



4. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX zur Anpassung der Vergütung



Grundsatz:

Die Vertragspartner des Landesrahmenvertrages verständigen sich in der Vertragskommission rechtzeitig vor Ablauf der allgemeinen Laufzeit der Vereinbarungen über die Rahmenbedingunen der Verhandlungen sowie über Art und Höhe einer Anpassung der Vergütung.

Bei Anpassung der Vergütungen für die nachfolgende Laufzeit der Vereinbarungen sind ggf. die Regelungen nach § 7 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) zu beachten.



Dieses Verfahren findet nur Anwendung bei unveränderter Fortgeltung der Leistungsvereinbarung, es sei denn, die Regelungen müssen aufgrund gesetzlicher Änderungen angepasst werden.

    



4.1 Form und Inhalt des Angebotes



Die Inanspruchnahme dieses Verfahrens wird der Trägerin der Eingliederungshilfe spätestens 4 Wochen nach Beschluss der Vertragskommission über die Anpassung mit der Erklärung, dass die Leistungsvereinbarung unverändert fortgelten soll, schriftlich mitgeteilt. Der Mitteiung sind die nach dem vereinbarten Verfahren erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die Anwendung dieses Verfahrens setzt voraus, dass der jeweils aktuelle Qualitätssicherungsbericht des Leistungserbringers der Trägerin der Eingliederungshilfe vorliegt.



4.2 Verfahren



4.2.1 Der Eingang des Angebotes des Leistungserbringers oder des Verbandes im Auftrag von Leistungserbringern (Listenverfahren) wird unverzüglich schriftlich bestätigt. Soweit die notwendigen Unterlagen gem. Ziffer 4.1 nicht vollständig beigefügt sind, wird mit der Eingangsbestätigung auf die Einreichung der noch fehlenden Unterlagen hingewiesen.



4.2.2 Das Angebot wird geprüft. Ergibt die Prüfung, dass das Angebot nicht der vereinbarten Anpassung entspricht, wird der Leistungserbringer oder der Verband über die Abweichung informiert und erhält Gelegenheit zur Korrektur des Angebotes.



4.2.3 Der Trägerin der Eingliederungshilfe leitet binnen 6 Wochen nach Eingang der vollständigen und gegebenenfalls nach Ziffer 4.2.2 korrigierten Unterlagen das Unterschriftsverfahren ein.















Werden die nach Ziffer 4.1 bzw. 4.2.1 erforderlichen Unterlagen bzw. die nach Ziffer 4.2.2 korrigierten Unterlagen erst nach Ende des laufenden Vereinbarungszeitraums vollständig eingereicht, erfolgt die Anpassung der Vergütung frühestens zu Beginn des Monats, in dem die Unterlagen vollständig vorliegen.



5. Weitere Regelungen



5.1 Selbstzahler



Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung als von Sozialhilfeberechtigten verlangt und reicht das Einkommen zur Deckung dieser Vergütung (zuzüglich ggf. des Weiteren notwendigen Lebensunterhalts nach § 27b Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der Selbstzahlersatz entsprechend zu senken.

Die Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG) bleiben hiervon unberührt.



5.2 Andere Vergütungen und Leistungen



5.2.1 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, von den bei ihm wohnenden bzw. betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die mit der Trägerin der Eingliederungshilfe vereinbarten zu verlangen.



5.3 Aufnahme- und Entlassungstag



5.3.1 Ist eine monatliche Vergütung vereinbart und werden die Leistungsberechtigten im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder versterben, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen.



5.3.2 Der Einzugs-/Aufnahmetag und der Auszugs-/Entlassungstag gelten als je ein Tag.



5.3.3 Für die Zeit nach dem Auszug bzw. der Entlassung aus der Einrichtung bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird durch die Trägerin der Eingliederungshilfe keine Vergütung mehr gezahlt.



5.4 Freihaltegeld und Freihaltegeldabzugsbetrag bei Leistungen nach § 134 SGB IX



5.4.1 Soweit vereinbart, wird in stationären und teilstationären Einrichtungen bei vorübergehender Abwesenheit eines Leistungsberechtigten bis zu drei Tagen einschl. der Ab- und Anreisetage die Vergütung in voller Höhe weitergezahlt. Der Leistungserbringer verpflegt den Bewohner nach dessen Wahl während dieser Zeit oder zahlt ihm den ersparten Lebensmittelaufwand aus, für die Auszahlung gelten der Ab- und Anreisetag als ein Tag. Diese Regelung findet bei Abwesenheit wegen einer Krankenhausbehandlung oder einer Kur- oder Rehabilitationsmaßnahme keine Anwendung.



5.4.2 Soweit vereinbart wird in stationären und teilstationären Einrichtungen bei vorübergehender Abwesenheit von mehr als drei Tagen für die vollen Abwesenheitstage ein Freihaltegeld gezahlt, wenn der Platz während dieses Zeitraumes freigehalten wird. Für den Ab- und Anreisetag wird die volle Vergütung gezahlt.



Das Freihaltegeld beträgt 60 % der Grundpauschale. Die Maßnahmepauschale und der Investitionsbetrag werden in voller Höhe weitergezahlt.

















5.4.3 Freihaltegeld kann innerhalb eines Kalenderjahres gezahlt werden für längstens:

· 42 Tage bei Krankenhausbehandlung, einer Kur- oder Rehabilitationsmaßnahme.

· 28 Tage bei Urlaub/Schulferien.



5.4.4 Pauschalierte Freihaltegeldabrechnung:

Für Einrichtungen, mit denen Vereinbarungen gem. Ziffer 5.4.1 und/oder 5.4.2 bestehen oder abgeschlossen werden, wird die Abrechnung der Freihaltetage pauschaliert.



Die Berechnung des pauschalierten Freihaltegeldes erfolgt gemäß Anlage 5.3.



    5.5 	Vergütungsfortzahlung



Bei ambulant betreuten Wohngemeinschaften, besonderen Wohnformen und anderen Angeboten, die nach Tages- bzw. Monatssätzen oder Pauschalen abgerechnet werden, wird bei Krankenhausbehandlung oder einer Kur- oder Rehabilitationsmaßnahme für die Dauer von bis zu 6 Wochen pro Jahr die volle Vergütung gezahlt. Darüber hinaus und in anderen Fällen nur dann, wenn die Trägerin der Eingliederungshilfe vorher der Freihaltung zugestimmt hat.



    5.6 	Zustimmungserfordernis



Über 5.4 und 5.5 hinaus und in anderen Fällen erfolgt eine Freihaltegeldabrechnung bzw. Vergütungsfortzahlung nur, wenn die Trägerin der Eingliederungshife vorher zugestimmt hat.





6. Zahlungsweise und Abrechnung:



6.1 Voraussetzung für die Abrechnung ist, dass der schriftliche Leistungsbescheid vorliegt.



6.2 Die Abrechnung von Leistungen die im Anbietersystem geführt werden (Vereinbarungen mit Monatssätzen) erfolgt grundsätzlich mit Vorliegen des Leistungsbescheids ohne Rechnungstellung monatlich. Die Zahlungsanweisung erfolgt grundsätzlich zum Beginn des jeweiligen Monats.



6.3 Die Leistungserbringer erhalten von der zahlbarmachenden Dienststelle grundsätzlich bis zum 5. des Folgemonats eine Auflistung der je Leistungsberechtigtem angewiesenen Beträge unter Benennung des Zahlungsgrundes.



6.4 Änderungs- oder Abwesenheitsmitteilungen sind der zahlbarmachenden Dienststelle für das laufende Quartal bis spätestens zum 15. des dritten Quartalsmonats zu übermitteln. Sich daraus ergebende Unterschiedsbeträge zu den geleisteten Zahlungen werden in der Regel mit der Zahlungsanweisung des Folgemonats verrechnet. Abweichungen werden kenntlich gemacht.



6.5 Bei Diensten, die Leistungen nach Stunden im Einzelfall abrechnen (Fachleistungsstunden), erfolgen Abrechnungen über eine monatliche Rechnungstellung durch die Einrichtungen bei der jeweils zuständigen zahlbarmachenden Dienststelle. Die Zahlung erfolgt in der Regel innerhalb von 3 Wochen nach Eingang der vollständigen und korrekten Rechnungsunterlagen. Im Einzelfall können Abschlagszahlungen vereinbart werden.



6.6 Stellt die zahlbarmachende Dienststelle fehlerhafte Abrechnungen fest, wird der Unterschiedsbetrag mit der auf die Feststellung folgenden Abrechnung verrechnet.



6.7 Von den vorgenannten Grundsätzen abweichende Verfahrensregelungen können durch die Vertragspartner vereinbart werden.
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Anlage 5.1 LRV SGB IX Strukturblatt





Strukturblatt





1. Träger der Einrichtung: 



Name:			......................................................................................................

Anschrift: 			......................................................................................................

Tel.:			......................................................................................................

Fax:			......................................................................................................

Email: 			......................................................................................................

Homepage:			http:://www....................................................................................

Leitung bzw. bevollmächtigter Ansprechpartner:………...........................................................

Rechtsform: 		......................................................................................................

Status: 							

freigemeinnützig 			Satzung  	Eintrag ins Vereinsregister  

privatgewerblich 		  Gewerbeschein       Eintrag ins Handelsregister  

öffentlich-rechtlich	

			       Betriebserlaubnis/Anzeige[footnoteRef:1]* der Wohn- Pflegeaufsicht     [1: * Nicht zutreffendes bitte streichen ] 


			            Anerkennung als Pflegeeinrichtung nach SGB XI      

                            	      liegt – nicht[footnoteRef:2]* - vor. [2: ] 




Bestehende Vereinbarungen/Verträge:

Grundlage:			Name und Standort der Einrichtung/en:

SGB V			....................................................................................................

SGB VIII			………………………………………………………………………….

SGB IX			....................................................................................................

SGB XI			....................................................................................................

SGB XII			....................................................................................................



Verbandszugehörigkeit:



Name, Anschrift des Verbandes:   ..........................................................................................



Keine		





2.         Einrichtung: 



Name:			....................................................................................................

Anschrift: 			....................................................................................................

Tel.:				....................................................................................................

Fax:				....................................................................................................

Email: 				.......................................................................................

Homepage:			http://www...................................................................................

Leitung bzw. Ansprechpartner: 	 (Name, Vollmacht) .......................................................

Einzugsbereich (soweit erforderlich):	 	...........................................................................

Platzzahl (soweit erforderlich):			....................





Änderungen der Angaben sind der für den Abschluss des Vertrages nach § 125 SGB IX zuständigen Dienststelle unverzüglich mitzuteilen.  
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Anlage 5.2 LRV SGB IX System der Leistungsdarstellung

System der Leistungsdarstellung 

Struktur zur Erfassung von Teilhabe- und Teilhabebeschränkungen



		Lebensbereiche (ICF[footnoteRef:1]) [1: Mit Hilfe der Klassifikation der ICF (Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit) können Probleme der Teilhabe in allen Lebensbereichen beschrieben und mit dem  psycho-sozialen Modell und deren Wechselwirkungen unter Berücksichtigung von persönlichen und Umweltfaktoren dargestellt werden. Anhand der Lebensbereiche der  ICF und des psycho-sozialen Modell findet die Bedarfsermittlung  als Grundlage der Gesamt- und Teilhabeplanung für den einzelnen Menschen mit Behinderung statt. In der Leistungsvereinbarung (LV) werden daher die Lebensbereiche der ICF aufgegriffen und es soll beschrieben werden, welche Art von Leistung in welchem Lebensbereich konkret angeboten wird.] 


		Beschreibung des Lebensbereiches



		Lernen und Wissensanwendung

		

Dieses Kapitel befasst sich mit Lernen, Anwendung des Erlernten, Denken, Probleme lösen und Entscheidungen treffen.





		Allgemeine Aufgaben und Anforderungen

		

Dieses Kapitel befasst sich mit allgemeinen Aspekten der Ausführung von Einzel- und Mehrfachaufgaben, der Organisation von Routinen und dem Umgang mit Stress. Diese können in Verbindung mit spezifischeren Aufgaben und Handlungen verwendet werden, um die zugrunde liegenden Merkmale der Ausführung von Aufgaben unter verschiedenen Bedingungen zu ermitteln.





		Kommunikation

		

Dieses Kapitel befasst sich mit allgemeinen und spezifischen Merkmalen der Kommunikation mittels Sprache, Zeichen und Symbolen, einschließlich des Verstehens und Produzierens von Mitteilungen sowie der Konversation und des Gebrauchs von Kommunikationsgeräten und -techniken. 





		Mobilität

		

Dieses Kapitel befasst sich mit der eigenen Bewegung durch Änderung der Körperposition oder -lage oder Verlagerung von einem Platz zu einem anderen, mit der Bewegung von Gegenständen durch Tragen, Bewegen oder Handhaben, mit der Fortbewegung durch Gehen, Rennen, Klettern oder Steigen sowie durch den Gebrauch verschiedener Transportmittel.





		Selbstversorgung

		

Dieses Kapitel befasst sich mit der eigenen Versorgung, dem Waschen, Abtrocknen und der Pflege des eigenen Körpers und seiner Teile, dem An- und Ablegen von Kleidung, dem Essen und Trinken und der Sorge um die eigene Gesundheit.





		Häusliches Leben

		

Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von häuslichen und alltäglichen Handlungen und Aufgaben. Die Bereiche des häuslichen Lebens umfassen die Beschaffung einer Wohnung, von Lebensmitteln, Kleidung und anderen Notwendigkeiten, Reinigungs- und Reparaturarbeiten im Haushalt, die Pflege von persönlichen und anderen Haushaltsgegenständen und die Hilfe für andere.





		Interpersonelle Interaktionen und Beziehungen

		

Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von Handlungen und Aufgaben, die für die elementaren und komplexen Interaktionen mit Menschen (Fremden, Freunden, Verwandten, Familienmitgliedern und Liebespartnern) in einer kontextuell und sozial angemessenen Weise erforderlich sind.





		Bedeutende Lebensbereiche

		

Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von Aufgaben und Handlungen, die für die Beteiligung an Erziehung/Bildung, Arbeit und Beschäftigung sowie für die Durchführung wirtschaftlicher Transaktionen erforderlich sind.





		Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben

		

Dieses Kapitel befasst sich mit Handlungen und Aufgaben, die für die Beteiligung am organisierten sozialen Leben außerhalb der Familie, in der Gemeinschaft sowie in verschiedenen sozialen und staatsbürgerlichen Lebensbereichen erforderlich sind.
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[bookmark: Anlage_1.3_LRV_Freihaltegeld_15.12..17]Anlage 5.3 LRV SGB IX Pauschalierung Freihaltegeld

Pauschalierung Freihaltegeldabrechnung gilt für § 134 SGB IX





Pauschalierung der Abrechnung von Freihaltetagen





Für Einrichtungen, mit denen Vereinbarungen gem. Ziffer 5.4 der Anlage 5 bestehen oder zukünftig abgeschlossen werden, wird die Abrechnung der Freihaltetage pauschaliert.



Der Pauschalierung liegen bei bestehenden Vereinbarungen die jeweils in Anspruch genommenen Freihaltetage der letzten 3 Jahre zugrunde. Bei einer kürzeren Laufzeit der Vereinbarung werden die seit Beginn der Laufzeit bis zum 31.12. des Vorjahres in Anspruch genommenen Freihaltetage zugrunde gelegt.

Bei Neuvereinbarungen erfolgt die Berechnung anhand eines einvernehmlichen Schätzwertes.



Der pauschalierte Absetzbetrag wird gem. Ziffer 5.4.2 der Anlage 5 ermittelt. Das Berechnungsverfahren ist nachfolgend beispielhaft aufgeführt.



Der pauschalierte Absetzbetrag wird auf die Grundpauschale berechnet und wird auf Antrag einer Vertragspartei nach Ablauf von 3 Jahren überprüft und ggf. neu vereinbart.



Mit Abschluss der Vereinbarungen über die pauschalierte Abrechnung von Freihaltetagen entfällt die Abrechnung von Freihaltetagen im Einzelfall.



Die Einrichtungen führen über die in Anspruch genommenen Freihaltetage Buch und teilen der abrechnenden Dienststelle bis zum 31.03. d.J. die Summe der in  Anspruch genommenen Freihaltetage des Vorjahres mit.





		Beispielrechnung:

		



		Freihaltetage 20xx: Freihaltetage 20xy: Freihaltetage 20xz:

		

		4.032 Tage 5.710 Tage

5.555 Tage



		Durchschnittliche jährliche Freihaltetage:

		5.099 Tage

		



		vbt. Grundpauschale:

		15,30 €



		Absetzbetrag gem. Ziffer 5.4.2 Anlage 5:  (15,30*40%)

		6,12 €



		Durchschnitt Freihaltetage 5.099 * Absetzbetrag 6,12 € =

		31.205,88 €



		vbt. Divisor:	71.589

		







Summe Absetzbetrag Freihaltetage 31.205,88 € : Divisor 71.589 = 0,4359 € Grundpauschale:	15,30 € ./. 0,44 €



= Grundpauschale neu: 14,86 €.
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NJAZ 2020

		Anlage 5.4 LRV § 131 SGB IX Nettojahresarbeitszeit (NJAZ) 

										gültig 2020

		Jahresarbeitszeiten nach Wochenstunden bei 365,25 Tagen:

		38,5-Stunden						38,72 Stunden						39 Stunden								40 Stunden

		Jahr		365.25		Tage		Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage		Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage				Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage

		- Sonntage (/7 Tage)		52,18		Tage				52.18		Tage				52.18		Tage						52.18		Tage

		- Samstage (/7 Tage)		52,18		Tage				52.18		Tage				52.18		Tage						52.18		Tage

		- Feiertage an Werktage		4		Tage				4		Tage				4		Tage						4		Tage

		- sonstige Feiertage, die auch auf einen Samstag/Sonntag fallen können		5.7		Tage				5.7		Tage				5.7		Tage						5.7		Tage

		Bruttojahresarbeitszeit		251.19		Tage				251.19		Tage				251.19		Tage						251.19		Tage

		in Stunden (* 7,7 Std.)		1,934.16		Stunden		(*7,74 Std.)		1,944.21		Stunden		(*7,8 Std.)		1,959.28		Stunden				(*8,0 Std.)		2,009.52		Stunden

		-17.98		-45.16		Tage		-17.98%		-45.16		Tage		-17.98%		-45.16		Tage				-17.98%		-45.16		Tage

		= * 7,7 Std.		-347.76		Stunden		 =* 7,74 Std.		-349.57		Stunden		= * 7,8 Std.		-352.28		Stunden				= * 8,0 Std.		-361.31		Stunden

		Nettojahresarbeitszeit		206.03		Tage				206.03		Tage				206.03		Tage						206.03		Tage

		in Stunden (*7,7 Std.)		1,586.40		Stunden		(*7,74 Std.)		1,594.64		Stunden		(*7,8 Std.)		1,607.00		Stunden				(*8,0 Std.)		1,648.21		Stunden









&D




NJAZ 2021

		Anlage 5.4 LRV § 131 SGB IX Nettojahresarbeitszeit (NJAZ) 

										gültig ab 2021

		Jahresarbeitszeiten nach Wochenstunden bei 365,25 Tagen:

		38,5-Stunden						38,72 Stunden						39 Stunden								40 Stunden

		Jahr		365.25		Tage		Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage		Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage				Kalkgrundlage neu:		365.25		Tage

		- Sonntage (/7 Tage)		52,18		Tage				52.18		Tage				52.18		Tage						52.18		Tage

		- Samstage (/7 Tage)		52,18		Tage				52.18		Tage				52.18		Tage						52.18		Tage

		- Feiertage an Werktage		4		Tage				4		Tage				4		Tage						4		Tage

		- sonstige Feiertage, die auch auf einen Samstag/Sonntag fallen können		5.7		Tage				5.7		Tage				5.7		Tage						5.7		Tage

		Bruttojahresarbeitszeit		251.19		Tage				251.19		Tage				251.19		Tage						251.19		Tage

		in Stunden (* 7,7 Std.)		1,934.16		Stunden		(*7,74 Std.)		1,944.21		Stunden		(*7,8 Std.)		1,959.28		Stunden				(*8,0 Std.)		2,009.52		Stunden

		-18.49%		-47.73		Tage		-18.49%		-46.45		Tage		-18.49%		-46.45		Tage				-18.49%		-46.45		Tage

		= * 7,7 Std.		-367.49		Stunden		 =* 7,74 Std.		-359.49		Stunden		= * 7,8 Std.		-362.28		Stunden				= * 8,0 Std.		-371.57		Stunden

		Nettojahresarbeitszeit		203.46		Tage				204.74		Tage				204.74		Tage						204.74		Tage

		in Stunden (*7,7 Std.)		1,566.67		Stunden		(*7,74 Std.)		1,584.72		Stunden		(*7,8 Std.)		1,597.00		Stunden				(*8,0 Std.)		1,637.95		Stunden
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Anlage 5.5.LRV pauschale Anpassung 





Kalkulation besondere Wohnformen 2020ff.

Verfahrensregelungen zur pauschalen Anpassung bei Tarifklassen



· Anlage 5.5.2 Besondere Wohnform klassische EGH

· Anlage 5.5.3 Besondere Wohnform Sozialpsychiatrie

· Anlage 5.5.5 Besondere Wohnform Suchthilfe





Sachverhalt:



Mit der Festlegung von Tarifklassen im Kalkulationsverfahren der Leistungen besonderer Wohnformen sind die oben stehenden Anlagen zu verwenden. Mit diesem System wird der vorhandenen Differenzierung bei der Kalkulation der Vergütungen entsprochen.



Weiterhin bedarf es Regelungen bezüglich der Anwendung der durch die VK SGB IX festgelegten Steigerungsraten auf die jeweiligen Kalkulationsbestandteile. Diese sind in den Erläuterungen zum Kalkulationsblatt Anlage 5.5.2 in den Ziffern 3, 4, 6 und 10 ff. beispielhaft beschrieben. 



Grundsätzlich finden für die Vergütungen des Leistungsbereiches besonderer Wohnformen die pauschalen Anpassungsraten nach Beschluss der VK SGB IX Anwendung.



Für Fälle, bei denen es während der Laufzeit der Vereinbarungen zu Tarifabschlüssen bei den Tarifklassen kommt, die nach Feststellung der AG Kalkulation erheblich über den Annahmen liegen, die die VK SGB IX bei der Festlegung der Anpassungsraten für das Verei barungsjahr zugrunde gelegt hat, bedarf es einer die Abweichung betreffenden Regelung. Danach wird diese Abweichung in die Festlegung der Personalkostenwerte der Tarifklasse im Folgejahr einbezogen.



Grundlage dafür sind die Eckpunkte und die Herleitung von Anpassungsraten der AG Kalku- lation, Stand 01.11.2016, die eine tarifbezogene Berechnung ermöglichen.





Die oben stehenden Anlagen für die Kalkulation besondere Wohnformen 2020 ff. sowie – die zugehörigen Erläuterungsblätter – insbesondere zu Anlage 5.5.2 - regeln die Vergütungsanpassungen der Leistungen in besonderer Wohnformen:



1. Für die Anpassung der Vergütungen besonderer Wohnformen gilt folgendes Verfahren:



a. Die Eckpunkte und die Herleitung von allgemeinen Steigerungsraten der AG Kalkulation, Stand 01.11.2016, finden in Bezug auf die Tarifklassen der Leistungen in besonderen Wohnformen Anwendung.

b. In den Kalkulationsblättern der besonderen Wohnformen 2020ff. (siehe oben stehende Anlagen) werden an den dafür ausgewiesenen Stellen, die von der VK SGB IX beschlossenen Werte für die Personal (PK)- und Sachkosten (SK)-Steigerung bzw. die gewichtete Steigerungsrate eingesetzt.

Hieraus ergibt sich dann die im Verfahren der pauschalen Anpassung fort-geschriebene Vergütung.

c. Liegt ein Tarifabschluss zu einer Tarifklasse erst nach Beschluss der VK SGB IX zu den Steigerungsraten vor, ermittelt die AG Kalkulation der VK anhand der Eckpunkte und der Herleitung die Abweichung zu der von der VK SGB IX beschlossenen PK-Steigerungsrate.

d. Liegt die abweichende PK-Steigerungsrate der Tarifklasse um mehr als 0,3%- Punkte über der von der VK SGB IX beschlossenen PK-Steigerung, wird die
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darüber liegende Differenz bei der Festlegung des Personalkostenwertes der Tarifklasse im Folgejahr berücksichtigt.
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Kalkulationsblatt Einzel

		Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 (Leistungen nach § 134 SGB IX)

				Aufteilung der Kostenarten     -     Kalkulationsblatt Einzelverhandlung

		I. Stammdaten:		Einr.nummer:		0		Einrichtung:		xxx

				Vereinbarungsjahr:		20xx

				Divisor:		0		Träger:		xxx

				Plätze:		0

				Auslastung:		0.00%		Aktzeichen:		xxx

				Betriebstage:		0.00

		II. Vbg Vorjahr				Gesamtverg. Vorjahr:		0.00 €						Vbg.jahr:

						Investitionsbetrag:		0.00 €				Freihaltetage:		0

						Grundpauschale:		0.00 €				Lebensm.:		0.0000 €

						Maßnahmepauschale:		0.00 €

		III. Vergütungs-vereinbarung:

				Maßnahmepauschale				0.00 €

				Grundpauschale				0.00 €

				Investitionsbetrag (IB 1 bis 3)				0.00 €

				GESAMTVERGÜTUNG		Vereinbarungszeitraum		0.00 €

				monatlich Faktor:		0.00		0.00 €

				Freihalteabzug GP		Freihaltetage*40% GP/Divisor		0.00 €

		IV. Kalkulation PK:		Ziffer		Kostenarten				ggf. tgl. Ansatz		tgl. Ansatz		GP		MP

				1.		Personalkosten				Vorjahr		Vbg.jahr		Vbg.jahr		Vbg.jahr

				1.1		Zentr. Leitung/Verw. (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Leitung/Verw. Einrichtung

				1.2		Päd. u. Betreuungspers., Prakt.		bei HBG: ohne

						Pflegepersonal, Therap. Pers.		Ziffer VI.		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				1.3		HW-Küchenpers.

						Reinigg.-Wäschereipers. (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Technischer Dienst

				1.4		Sonstiges Pers., Zivi, FSJ (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Summe Personalk.				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

		V. Kalkulation SK:		2.		Sachkosten

				2.1		Lebensmittel				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				2.2		Energie, Brennst., Wasser (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				2.3		Med. u. therap. Kosten				0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

						Betreuungskosten

				2.4		Wirtschaftsaufw., Fuhrpark (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Verwaltung, Abgaben. u. Vers.

						Summe Sachkosten				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				3.		Sonstige Kosten (50:50)				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				Gesamtsumme GP/MP - ohne Betr.personal HBG (VI.)						0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €
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IB 1

		Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3								20xx		Einrichtnr.:		0

						Einrichtung:		xxx				Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Investitionsbetrages

														€/tgl.

		1.		Mieten, Pachten, Erbbauzinsen

				Es sind die aktuellen Werte anzusetzen

				Euro/Jahr		0.0000 €		/Divisor		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		2.		Fremdkapitalaufwand

				Es sind die  aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2

				Euro/Jahr		0.0000 €		/Divisor		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		3.		Inventarinstandhaltung und-abschreibung

				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		4.		Inventar "Spezialgerät"

				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		3.		Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung

				Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom

				Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist.

												Instandhaltg.

				FKW 1914		Alter d. Gebäude		Richtzahl		Wiederbesch.wert		= Euro/Jahr

		1,0%		0.0000 €		< 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,3%		0.0000 €		> 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,6%		0.0000 €		> 25 J. bes. Abn.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		Sonst.:										0.0000 €

		Summen:		0.0000 €						0.0000 €		0.0000 €

		FKW Vorj.:		0.0000 €								/ Divisor

												0		0.0000 €

		4.		Gebäudeabschreibung

				gemäß IB 3						zzgl. Verr.pos.:		/ Divisor

				Summe AfA:		0.0000 €				0.0000 €		0		0.0000 €

		5.		Abzugsbetrag Anrechnung Förderung:						= Euro/Jahr		/ Divisor

				(s. IB 3!)						0.0000 €		0		0.0000 €

		Summe Investitionsbetrag:												0.00 €
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IB 2

		Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3						Vbgs.jahr:		20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

						Fremdkapitalaufwand

		1.		Fremdkapitalaufwand /Tilgungen

		a)		Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient haben

				und die mit einem festen Tilgungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind:

				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		Zinsen vom Ursprungs-darlehen		Tilgungssatz %		Tilgung ohne Mehrtilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe a)		0.0000 €		Summe a)		0.0000 €

		b)		Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der

				Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz

				zu tilgen sind:

				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		voraussichtl. Zinsen Euro		Tilgungssatz %		Tilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe b)		0.0000 €		Summe b)		0.0000 €

								zzgl. a)		0.0000 €		zzgl. a)		0.0000 €

		c)		Verrechnungspositionen Zinsen/Zinserträge:						0.0000 €		Tilgungsanteil		0.0000 €

												von c)

		d)		Aufwendungszuschuss der WK** (Minusbetrag!)						0.0000 €

												Summe

		e)		Summe Fremdkapitalaufwand						0.0000 €		Tilgung		0.0000 €

												Vorjahr

												0.0000 €

		** gilt nur für WK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997
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IB 3

		Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3								20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln

		Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung

		1.		Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln:

				Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude.

				Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten

				für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung

				(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis

				eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages

				gewährt werden.*

				Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die

				Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt.

		* Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus

				- Ausgleichsfonds des Bundes;

				- Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit;

				- Zuschüsse des Integrationsamtes;

				- Zuschüsse der FHH (gem. §§ 23/44 LHO und der WK)

		Zuschuss-geber		Zeitpunkt der Förderung**		Zuschusshöhe		Restwert		Anrechnungsbetrag		Divisor		Abzug/tgl.

						Euro		200x		1.40%		0

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				Summe		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

		* Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber

		Maßgebend ist das Datum des Verwaltungsaktes (Bewilligungsbescheid), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages

		Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend

		für die letzten 25 Jahre anzugeben.

		2.		Gebäudeabschreibung								Geb.wieder-

												beschaffungswert

				FKW		*		FKR		=		€

				0.0000 €		*		12.44				0.0000 €

								Abschreibungsbasis:				0.0000 €

								davon 1,4 %						0.0000 €

										zzgl. Tilgung Anlage 2:				0.0000 €

												Summe:		0.0000 €

		jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes:								0.0000 €

								somit AfA:						0.0000 €

				Verrechnungsposten:										0.0000 €

								Summe Geb-AfA:						0.0000 €
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ASP-Neukalkulation_Struktur

				Anlage 5.5.4 LRV SGB IX Strukturblatt Kalkulation ASP

														Stand:

		erforderliche Kennzahlen:						Name		Tarifklasse						Stand 09.20xx

				1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung gesamt:

				2. Kennzahl: davon Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung FP 2

				3. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten im niedrigschwelligen Bereich (Pn)



		Von der VK SGB XII festgelegte landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrigschwellige Leistungen:

				Fallpauschale 1				(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)

				Fallpauschale 2				(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)

				Pauschale nP				(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)



		Budgetanteil gesetzliche Leistungen		1. Berechnung Budgetanteil gesetzliche Leistungen:



				Anteil Fallpauschale 1		+		Anteil Fallpauschale 2						=		Budgetanteil gesetzlich

				0 €		+		0 €						=		0 €



				1.1 Berechnung Anteil Fallpauschale 1



				Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung gesamt		*		Fallpauschale 1						=		Anteil
Fallpauschale 1

				0		*		0 €						=		0 €



				1.2 Berechnung Anteil Fallpauschale 2



				Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung FP 2		*		Fallpauschale 2						=		Anteil
Fallpauschale 2

				0		*		0 €						=		0 €

		+

		Budgetanteil niedrigschwellige Leistungen		2. Berechnung Budgetanteil niedrigschwellige Leistungen:



				Durchschnittliche Anzahl der Klienten Pn		*		Pauschale Pn						=		Anteil
Pauschale Pn

				0		*		0 €						=		0 €

		=

				3. Gesamtbudget vor Ausgleich:												0 €

												mit Tarifklasse:				0 €

		-		Budget 2017

		=		Differenz 2018: 2017								Differenz %		ERROR:#DIV/0!		0 €



				Anteil Differenz 2017										ERROR:#DIV/0!		ERROR:#DIV/0!



		=		4. Rechnerisches Gesamtbudget mit Anteil Differenz:												ERROR:#DIV/0!

		+

		Strukturkosten		6. Strukturkosten:				Strukturkosten 1* = 		zzgl. Strukturkosten 2

										(Ergebnis Vhdlg.)

								0 €		0 €				=		0 €

		* Erläuterungen Strukturkosten 1 + 2 als Anlage

		=		7. Gesamtbudget mit Anteil Diff. und pA 2018												ERROR:#DIV/0!
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Anlage 5.5.4. Eckpunktepapier ASP





Eckpunkte zum neuen prospektiven Kalkulationssystem der ASP-Budgets





1. Die Ermittlung der ASP-Budgets erfolgt ab dem 01.01.2017 jährlich prospektiv auf Basis der Anzahl der betreuten Personen statt wie bisher stundenbasiert.



2. Die Umstellung beginnt für alle Träger mit Wirkung zum 01.01.2017.



3. Für die Budgetberechnungen werden landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrigschwellige Leistungen gebildet, die den Übergang in das neue Finanzierungssystem Leistungsanbieter-übergreifend einmalig zum 01.01.2017 budgetneutral gestalten. Für die Bewilligungsleistungen wird zunächst 1 Pauschale gebildet, die für alle Leistungsberechtigten gilt (Fallpauschale 1). Zusätzlich wird für Leistungsberechtigte mit intensivem Betreuungsbedarf eine 2. Pauschale gebildet, die zur 1. Pauschale hinzugerechnet wird (Fallpauschale 2). Für die niedrigschwelligen Leistungen wird eine 3. Pauschale gebildet (Pauschale Pn).



4. Grundlage für die Festlegung der Anzahl der betreuten Personen sind die trägerbezogen dokumentierten Leistungsdaten des jeweils laufenden Jahres zu den Bewilligungsleistungen und den niedrigschwelligen Leistungen (jeweilige Anzahl der Personen im Monatsdurchschnitt zum Stichtag 30.09.d.J.). Sie bilden nach Prüfung durch die BASFI die Grundlage für die Vereinbarung der Folgebudgets.



5. Bei der Neukalkulation der trägerindividuellen ASP-Budgets werden die drei Pauschalen nach Tarifgruppen (OT/PET/TVL-KTD/AVH) gewichtet. Die Gewichtung wird jährlich von der VK SGB XII festgelegt.



6. Für die jährliche Berechnung der trägerindividuellen ASP-Budgets wird aus den nach Ziffer 5 gewichteten und um etwaige pauschale Anpassungsraten gesteigerten drei Jahrespauschalen mit den trägerspezifischen Leistungsdaten nach Ziffer 4 jeweils ein Budgetvolumen ermittelt. Für die Intensivbetreuung wird dabei ein Anteil von bis zu 6,5% berücksichtigt. Ein darüber hinaus gehender Anteil wird im Einvernehmen mit der BASFI berücksichtigt. Hieraus ergibt sich mit den ggf. zu berücksichtigenden Strukturkosten das rechnerische Gesamtbudget.



7. Trägerspezifische Strukturen werden nach der Besonderheit des Trägerangebotes berücksichtigt, soweit sie für die Leistungserbringung erforderlich sind und eine Refinanzierung mit dem aus den Leistungsdaten ermittelten Gesamtbudget nachweislich nicht gewährleistet werden kann. Hierüber ist jährlich Einvernehmen herzustellen.



8. Das nach Ziffer 6 und 7 ermittelte rechnerische Gesamtbudget wird gegen das im jeweiligen Jahr erhaltene Ausgangsbudget gestellt. Für den Übergang in das neue Kalkulationssystem wird ein Übergangszeitraum von 5 Jahren festgelegt. Im Übergangszeitraum wird jährlich aufwachsend 1/5 der Differenz verrechnet und das so ermittelte Budget für das Folgejahr vereinbart. Mit Ablauf des 5. Übergangsjahres ist das Verfahren abgeschlossen (5/5). Ab dem 5. Jahr wird die Differenz zwischen Ausgangsbudget und rechnerischem Gesamtbudget im Folgejahr voll verrechnet.






9. Abweichend zu Ziffer 8 gilt für Anbieter, deren kalkulatorische Differenz zum Ausgangsbudget 2016 mehr als 20%[footnoteRef:1] beträgt ein Übergangszeitraum von 6 Jahren mit einer entsprechenden Berücksichtigung der jährlichen Verrechnung von 1/6 der Differenz. [1:  Der %-Wert ist noch abschließend nach Feststellung der Höhe der drei Pauschalen von der VK SGB IX festzulegen.] 




10. Der Abschluss der neuen Budgetvereinbarungen („Anlagen 2 + 2.1“) soll spätestens zum Ende des 1. Quartals 2017 erfolgt sein. Die bisher vereinbarten Monatsraten auf das ASP-Budget 2016 werden weitergezahlt und mit den Monatsraten der neuen Budgetvereinbarungen verrechnet.



11. Für die trägerbezogenen Vergütungsvereinbarungen wird ein landeseinheitlicher Verrechnungssatz ermittelt, der als Monatssatz in den Vergütungsvereinbarungen ausgewiesen wird und der alle Bewilligungsleistungen und die niedrigschwelligen Leistungen beinhaltet.
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ASP-Neukalkulation_Struktur


						Anlage 5.5.4.1 LRV_Strukturblatt Kalkulation ASP


																					Stand:			12/15/17


			erforderliche Kennzahlen:									Name			Tarifklasse			1						Stand 09.20xx


						1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung gesamt:																		1


						2. Kennzahl: davon Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung FP 2																		1


						3. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten im niedrigschwelligen Bereich (Pn)																		1





			Von der VK SGB XII festgelegte landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrigschwellige Leistungen:


						Fallpauschale 1			8,458 €			(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)


						Fallpauschale 2			7,766 €			(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)


						Pauschale nP			1,150 €			(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)





			Budgetanteil gesetzliche Leistungen			1. Berechnung Budgetanteil gesetzliche Leistungen:





						Anteil Fallpauschale 1			+			Anteil Fallpauschale 2									=			Budgetanteil gesetzlich


						8,458 €			+			7,766 €									=			16,224 €





						1.1 Berechnung Anteil Fallpauschale 1





						Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung gesamt			*			Fallpauschale 1									=			Anteil
Fallpauschale 1


						1			*			8,458 €									=			8,458 €





						1.2 Berechnung Anteil Fallpauschale 2





						Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung FP 2			*			Fallpauschale 2									=			Anteil
Fallpauschale 2


						1			*			7,766 €									=			7,766 €


			+


			Budgetanteil niedrigschwellige Leistungen			2. Berechnung Budgetanteil niedrigschwellige Leistungen:





						Durchschnittliche Anzahl der Klienten Pn			*			Pauschale Pn									=			Anteil
Pauschale Pn


						1			*			1,150 €									=			1,150 €


			=


						3. Gesamtbudget vor Ausgleich:																		17,374 €


																		mit Tarifklasse:						17,374 €


			-			Budget 2017																		20,000 €


			=			Differenz 2018: 2017												Differenz %			-13%			-2,626 €





						Anteil Differenz 2017															40.00%			-1,050 €





			=			4. Rechnerisches Gesamtbudget mit Anteil Differenz:																		18,950 €


			+


			Strukturkosten			6. Strukturkosten:						Strukturkosten 1* = 			zzgl. Strukturkosten 2


															(Ergebnis Vhdlg.)


												1 €			2 €						=			3 €


			* Erläuterungen Strukturkosten 1 + 2 als Anlage


			=			7. Gesamtbudget mit Anteil Diff. und pA 2018																		18,953 €
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		Anlage 5.5.6 LRV § 131 Abs. 1 SGB IX Teilhabe im arbeitsweltlichen Kontext (TaK)



				Aufteilung der Kostenarten     -     Kalkulationsblatt Einzelverhandlung



		I. Stammdaten:		Einr.nummer:		0		Einrichtung:		xxx

				Vereinbarungsjahr:		20xx

				Divisor:		0		Träger:		xxx

				Plätze:		0

				Auslastung:		0.00%		Aktzeichen:		xxx

				Betriebstage:		0.00



		II. Vbg Vorjahr				Gesamtverg. Vorjahr:		0.00 €						Vbg.jahr:

						Investitionsbetrag:		0.00 €				Freihaltetage:		0

						Grundpauschale:		0.00 €				Lebensm.:		0.0000 €

						Maßnahmepauschale:		0.00 €





		III. Vergütungs-vereinbarung:



				Fachleistung				0.00 €

				Investitionsbetrag (IB 1 bis 3)				0.00 €

				Leistungspauschale		Vereinbarungszeitraum		0.00 €

				monatlich Faktor:		30.44		0.00 €

				Freihalteabzug GP		Freihaltetage*40% GP/Divisor



		IV. Kalkulation PK:		Ziffer		Kostenarten				ggf. tgl. Ansatz		tgl. Ansatz		MP

				1.		Personalkosten				Vorjahr		Vbg.jahr		Vbg.jahr

				1.1		Zentr. Leitung/Verw. 				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Leitung/Verw. Einrichtung 

				1.2		Päd. u. Betreuungspers., Prakt.

						Pflegepersonal, Therap. Pers.				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				1.3		HW-Küchenpers.

						Reinigg.-Wäschereipers.				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Technischer Dienst

				1.4		Sonstiges Pers., BFD, FSJ 				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Summe Personalk.				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €



		V. Kalkulation SK:		2.		Sachkosten

				2.1		Lebensmittel				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				2.2		Energie, Brennst., Wasser 				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

				2.3		Med. u. therap. Kosten				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Betreuungskosten

				2.4		Wirtschaftsaufw., Fuhrpark 				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €

						Verwaltung, Abgaben. u. Vers.

						Summe Sachkosten				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €



				3.		Sonstige Kosten 				0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €



				Gesamtsumme FLS 						0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €
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IB 1

		Anlage 5.5.6 LRV Kalkulationsblatt IB 1								20xx		Einrichtnr.:		0

						Einrichtung:		xxx				Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Investitionsbetrages

														€/tgl.

		1.		Mieten, Pachten, Erbbauzinsen						 

				Es sind die aktuellen Werte anzusetzen



				Euro/Jahr		0.0000 €		 /Divisor 		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		2.		Fremdkapitalaufwand

				Es sind die  aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2 



				Euro/Jahr		0.0000 €		 /Divisor 		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €



		3.		Inventarinstandhaltung und-abschreibung 



				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €



		4.		Inventar "Spezialgerät"



				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €



		3.		Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung

				Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom

				Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist.

												Instandhaltg.

				FKW 1914  		Alter d. Gebäude		Richtzahl		Wiederbesch.wert		= Euro/Jahr

		1,0%		0.0000 €		< 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,3%		0.0000 €		> 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,6%		0.0000 €		> 25 J. bes. Abn.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		Sonst.:										0.0000 €

		Summen:		0.0000 €						0.0000 €		0.0000 €

		FKW Vorj.:		0.0000 €								 / Divisor

												0		0.0000 €



		4.		Gebäudeabschreibung

				gemäß IB 3						zzgl. Verr.pos.:		 / Divisor 

				Summe AfA:		0.0000 €				0.0000 €		0		0.0000 €



		5.		Abzugsbetrag Anrechnung Förderung:						= Euro/Jahr		 / Divisor 

				(s. IB 3!)						0.0000 €		0		0.0000 €



		Summe Investitionsbetrag:												0.00 €
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IB 2

		Anlage 5.5.6 LRV Kalkulationsblatt IB 2						Vbgs.jahr:		20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

						Fremdkapitalaufwand





		1.		Fremdkapitalaufwand /Tilgungen 

		a)		Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient haben

				und die mit einem festen Tilgungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind:



				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		Zinsen vom Ursprungs-darlehen		Tilgungssatz %		Tilgung ohne Mehrtilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe a)		0.0000 €		Summe a)		0.0000 €



		b)		Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der

				Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz

				zu tilgen sind:



				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		voraussichtl. Zinsen Euro		Tilgungssatz %		Tilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe b)		0.0000 €		Summe b)		0.0000 €



								zzgl. a)		0.0000 €		zzgl. a)		0.0000 €



		c)		Verrechnungspositionen Zinsen/Zinserträge:						0.0000 €		Tilgungsanteil		0.0000 €

												von c)

		d)		Aufwendungszuschuss der WK** (Minusbetrag!)						0.0000 €

												Summe

		e)		Summe Fremdkapitalaufwand						0.0000 €		Tilgung		0.0000 €

												Vorjahr

												0.0000 €

		** gilt nur für WK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997
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IB 3

		Anlage 5.5.6 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 								20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln

		Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung



		1.		Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln:

				Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude.

				Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten

				für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung

				(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis

				eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages

				gewährt werden.*

				Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die

				Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt.

		* Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus

				- Ausgleichsfonds des Bundes; 

				- Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit;

				- Zuschüsse des Integrationsamtes;

				- Zuschüsse der FHH (gem. §§ 23/44 LHO und der WK)



		Zuschuss-geber		Zeitpunkt der Förderung**		Zuschusshöhe		Restwert		Anrechnungsbetrag		Divisor		Abzug/tgl.

						Euro		200x		1.40%		0

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				Summe		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

		* Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber

		   Maßgebend ist das Datum des Verwaltungsaktes (Bewilligungsbescheid), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages

		  Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend

		  für die letzten 25 Jahre anzugeben.



		2.		Gebäudeabschreibung								Geb.wieder-

												beschaffungswert

				FKW		*		FKR		=		€

				0.0000 €		*		12.44				0.0000 €



								Abschreibungsbasis:				0.0000 €



								davon 1,4 %						0.0000 €

										zzgl. Tilgung Anlage 2:				0.0000 €

												Summe:		0.0000 €

		jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes:								0.0000 €

								somit AfA:						0.0000 €

				Verrechnungsposten:										0.0000 €

								Summe Geb-AfA:						0.0000 €
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allgemeine Vorlage

				Anlage 5.5.6 TaK

		1		Umrechnung trägereigene Vergütung







				Beispielrechnung										- 0 €		Tagessatz

						Tagessatz		Sockel		Sockel:		Vergütung anteilig		Jahressatz				Std/Woche		Teilzeit in % 

				Beschäftigungsumfang <=8 Stunden		0.00 €		0.00 €		20%		73.33%		0.00 €				8		53%

				Beschäftigungsumfang >8 bis <=15 Stunden		0.00 €		0.00 €		0%		100.00%		0.00 €				15		100%

				niedrigschwellige Begleitung		0.00 €						10.00%		0.00 €





allg. Vorlage Budget

				Strukturblatt Kalkulation TaK

														Divisor

						Einr.nr.:

		erforderliche Kennzahlen:														Stand 

				1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 8 h/Woche gesamt:												0.00

				2. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 15 h/Woche gesamt:												0.00

				3. Kennzahl: niedrigschwellige Betreuung:												0.00

		*Tarifklassen 2018: ohne 0,9 - mit 1,0 - mit SuED 1,01 - AVH: 1,1

		Von der VK SGB XII festgelegte landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrigschwellige Leistungen:

				Beschäftigungsumfang 8 h/Woche		0.00 €		(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)

				Beschäftigungsumfang 15 h/Woche		0.00 €		(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)

				niedrigschwellig (Begriff wird noch überprüft)		0.00 €		(Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr)



				1. Berechnung Budgetanteil gesetzliche Leistungen:



				1.1 Berechnung Anteil F5 h/Woche



				1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 8 h/Woche gesamt:		*		Beschäftigungsumfang 8 h/Woche						=		jährlicher Anteil
1.1

				0		*		0 €						=		0 €



				1.2 Berechnung Anteil 10 h/Woche



				2. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 15 h/Woche gesamt:		*		Beschäftigungsumfang 15 h/Woche						=		jährlicher Anteil
1.2

				0		*		0 €						=		0 €



				1.3 Berechnung Anteil 15 h/Woche



				3. Kennzahl: niedrigschwellige Betreuung:		*		niedrigschwellig (Begriff wird noch überprüft)						=		jährlicher Anteil
1.3

				0		*		0 €						=		0 €

				2. Gesamtbudget Jahr:												0 €



Anlage 5.5.6 Kalkulation Tak LRV SGB IX		
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Kalkulation FLS

		Anlage 5.5.7 LRV SGB IX Tafö

				Aufteilung der Kostenarten     -     Kalkulationsblatt Einzelverhandlung

		I. Stammdaten:		Einr.nummer:		0		Einrichtung:		xxx

				Vereinbarungsjahr:		20xx

				Divisor:		0		Träger:		xxx

				Plätze:

				Auslastung:				Aktzeichen:		xxx

				Betriebstage:

		II. Vbg Vorjahr		2019		Gesamtverg. Vorjahr:		0.00 €

						Investitionsbetrag:		0.00 €

						Grundpauschale:		0.00 €

						Maßnahmepauschale:		0.00 €

		III. Vergütungs-vereinbarung:

				tgl. FLS Vollzeit				0.00 €

				Investitionsbetrag (IB 1 bis 3)				0.00 €

				Leistungspauschale				0.00 €

				monatlich Faktor:		0.00		0.00 €

		IV. Kalkulation PK:		Ziffer		Kostenarten				ggf. tgl. Ansatz		jährlicher Ansatz		tgl. FLS Vollzeit

				1.		Personalkosten				Vorjahr		Vbg.jahr		Vbg.jahr

				1.1		Zentr. Leitung/Verw.				0.0000 €				0.0000 €

						Leitung/Verw. Einrichtung

				1.2		Päd. u. Betreuungspers., Prakt.

						Pflegepersonal, Therap. Pers.				0.0000 €				0.0000 €

				1.3		HW-Küchenpers.

						Reinigg.-Wäschereipers.				0.0000 €				0.0000 €

						Technischer Dienst

				1.4		Sonstiges Pers., BFD, FSJ				0.0000 €				0.0000 €

						Summe Personalk.				0.0000 €		0		0.0000 €

		V. Kalkulation SK:		2.		Sachkosten

				2.1		Energie, Brennst., Wasser				0.0000 €				0.0000 €

				2.2		Med. u. therap. Kosten				0.0000 €				0.0000 €

						Betreuungskosten

				2.3		Wirtschaftsaufw., Fuhrpark				0.0000 €				0.0000 €

						Verwaltung, Abgaben. u. Vers.

						Summe Sachkosten				0.0000 €		0		0.0000 €

				3.		Sonstige Kosten				0.0000 €		0		0.0000 €

				Gesamtsumme FLS						0.0000 €		0		0.0000 €





IB I

		Anlage 5.5.7 LRV Kalkulationsblatt IB 1								20xx		Einrichtnr.:		0

						Einrichtung:		xxx				Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Investitionsbetrages

														€/tgl.

		1.		Mieten, Pachten, Erbbauzinsen

				Es sind die aktuellen Werte anzusetzen

				Euro/Jahr		0.0000 €		/Divisor		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		2.		Fremdkapitalaufwand

				Es sind die  aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2

				Euro/Jahr		0.0000 €		/Divisor		0		=		0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		3.		Inventarinstandhaltung und-abschreibung

				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		4.		Inventar "Spezialgerät"

				Euro/Jahr		0.0000 €								0.0000 €

				nachrichtlich:  Vorjahr		0.0000 €

		3.		Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung

				Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom

				Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist.

												Instandhaltg.

				FKW 1914		Alter d. Gebäude		Richtzahl		Wiederbesch.wert		= Euro/Jahr

		1,0%		0.0000 €		< 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,3%		0.0000 €		> 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		1,6%		0.0000 €		> 25 J. bes. Abn.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		Sonst.:										0.0000 €

		Summen:		0.0000 €						0.0000 €		0.0000 €

		FKW Vorj.:		0.0000 €								/ Divisor

												0		0.0000 €

		4.		Gebäudeabschreibung

				gemäß IB 3						zzgl. Verr.pos.:		/ Divisor

				Summe AfA:		0.0000 €				0.0000 €		0		0.0000 €

		5.		Abzugsbetrag Anrechnung Förderung:						= Euro/Jahr		/ Divisor

				(s. IB 3!)						0.0000 €		0		0.0000 €

		Summe Investitionsbetrag:												0.00 €





IB II

		Anlage 5.5.7 LRV Kalkulationsblatt IB 2						Vbgs.jahr:		20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

						Fremdkapitalaufwand

		1.		Fremdkapitalaufwand /Tilgungen

		a)		Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient haben

				und die mit einem festen Tilgungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind:

				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		Zinsen vom Ursprungs-darlehen		Tilgungssatz %		Tilgung ohne Mehrtilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe a)		0.0000 €		Summe a)		0.0000 €

		b)		Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der

				Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz

				zu tilgen sind:

				Ursprungsdarlehen Euro		Restdarlehen am 31.12.200x-1		für 200x maßgebl. Zinssatz %		voraussichtl. Zinsen Euro		Tilgungssatz %		Tilgung

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

				0.0000 €		0.0000 €		0.00%		0.0000 €		0.00%		0.0000 €

								Summe b)		0.0000 €		Summe b)		0.0000 €

								zzgl. a)		0.0000 €		zzgl. a)		0.0000 €

		c)		Verrechnungspositionen Zinsen/Zinserträge:						0.0000 €		Tilgungsanteil		0.0000 €

												von c)

		d)		Aufwendungszuschuss der WK** (Minusbetrag!)						0.0000 €

												Summe

		e)		Summe Fremdkapitalaufwand						0.0000 €		Tilgung		0.0000 €

												Vorjahr

												0.0000 €

		** gilt nur für WK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997





IB III

		Anlage 5.5.7 LRV - Kalkulationsblatt IB 3								20xx		Einr.nr.:		0

								Einr.:		xxx		Akt.z.:		xxx

		Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln

		Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung

		1.		Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln:

				Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude.

				Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten

				für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung

				(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis

				eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages

				gewährt werden.*

				Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die

				Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt.

		* Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus

				- Ausgleichsfonds des Bundes;

				- Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit;

				- Zuschüsse des Integrationsamtes;

				- Zuschüsse der FHH (gem. §§ 23/44 LHO und der WK)

		Zuschuss-geber		Zeitpunkt der Förderung**		Zuschusshöhe		Restwert		Anrechnungsbetrag		Divisor		Abzug/tgl.

						Euro		200x		1.40%		0

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				0		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

				Summe		0.0000 €		0.0000 €		0.0000 €				0.0000 €

		* Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber

		Maßgebend ist das Datum des Verwaltungsaktes (Bewilligungsbescheid), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages

		Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend

		für die letzten 25 Jahre anzugeben.

		2.		Gebäudeabschreibung								Geb.wieder-

												beschaffungswert

				FKW		*		FKR		=		€

				0.0000 €		*		12.44				0.0000 €

								Abschreibungsbasis:				0.0000 €

								davon 1,4 %						0.0000 €

										zzgl. Tilgung Anlage 2:				0.0000 €

												Summe:		0.0000 €

		jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes:								0.0000 €

								somit AfA:						0.0000 €

				Verrechnungsposten:										0.0000 €

								Summe Geb-AfA:						0.0000 €





Umstellung TZ

		Anlage 5.5.7 Berechnungsmodell-Teilzeitvergütung Tagesförderung		Kalkulationsverfahren - Berechnungsmodell zur Ermittlung der trägerspezifischen Teilzeitvergütung

																mtl. Faktor		tgl.		Monat

		Basis zur Berechnung eines 1/2 Tages						Std./Woche		30		Beschäftigung				0.00		$0.00		$0.00

												h/Woche:		%		incl. Vergütung Sockel				Vergütung                            TZ Monat

		Divisor (Woche = 10 halbe Tage)										3		10%

		Halber Tag (Basis)										3		10%

		Beschäftigungsumfang 20%										6		20%		32%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 30%										9		30%		40%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 40%										12		40%		49%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 50%										15		50%		58%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 60%										18		60%		66%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 70%										21		70%		75%		- 0 €		$0.00

		Beschäftigungsumfang 80%										24		80%		83%		- 0 €		$0.00
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Kalkblatt ambulante Dienste

		5.5.8      Kalkulationsblatt ambulante Dienste (z.B. Wohnassistenz, PBW etc.)

		1. Personalkosten:										PKosten je Stunde NJAZ

		Personal Betreuung		AG-Jahresbrutto		Prozentanteil

								$0.00				$0.00

								$0.00				$0.00

								$0.00				$0.00

								$0.00				$0.00

		Honorare/Aushilfen						$0.00

				SUMME Fachpersonal		0%		$0.00

		2. Kosten je Betreuungseinheit:

		Nettojahresarbeitszeit (Anlage 5.4):		Fachpersonal/Std.		Leitung/ Verwaltung		Gemeinkosten-zuschlag*		Kosten/Std.

		1,623.3		0.0000 €		0.0000		0.0000		$0.00

		* Gemeinkostenzuschlag:		Sachkosten (Raumkosten, Verwaltung, Fahrtkosten, Versicherung)
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5.5.9_Änderung Leistungspauschale_AWG_final.xlsx
Kalkulationsblatt AWG mit

		Anlage 5.5.9 LRV SGB IX Kalkulationsblatt AWG 



		I. Stammdaten:		Einr.nummer:		0		Einrichtung:		AWG 

				Vereinbarungsjahr:		20xx

				Divisor:		0		Träger:

				Plätze:		0

				Betriebstage:		365.25		Aktzeichen:







		II. Vergütungs-vereinbarung:				HBG 0		HBG 1		HBG 2		HBG 3		HBG 4		HBG 5

				GK-Zuschlag		20.00%		20.00%		20.00%		20.00%		20.00%		20.00%

				Leistungspauschale		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €

				monatlich		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €

				pro Stunde		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €		0.00 €



		IV. LE HBG:				HBG 0		HBG 1		HBG 2		HBG 3		HBG 4		HBG 5

				Min. je HE/tgl.		34.2857		51.4286		85.7143		120.0000		145.7143		162.8571

				tgl. PK Betr.pers.		0.0000		0.0000		0.0000		0.0000		0.0000		0.0000

				Stunden/Woche		4.00		6.00		10.00		14.00		17.00		19.00



				Pers.kosten/Stelle		p.a.:				Durchschnitt lt. Trägerangaben

						p. Minute:		0.0000 €		1607		NJAZ: gem. Anlage 5.4





						HBG 1		HBG 2		HBG 3		HBG 4		HBG 5		Gesamt:

						1		1		1		1		1		5



		Maßnahmekosten/Jahr AWG				0 €		0 €		0 €		0 €		0 €		0 €
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6_Geschäftsordnung der VK SGB IX 2020_redaktionell_bearbeitet_final.docx
Anlage 6 GO VK SGB IX

G E S C H Ä F T S O R D N U N G



der Vertragskommission gem. § 2 Absatz 2 LRV nach § 131 Abs. 1 SGB IX 

(GO VK SGB IX)





1.	Grundlagen



1.1 	Die Einsetzung der Vertragskommission erfolgt in Umsetzung des § 2 Abs. 1 des  Landesrahmenvertrages nach § 131 Abs. 1 SGB IX vom 19.12.2018. Die Vertragskommission trägt in ihrer Zusammensetzung und Arbeitsweise dem Grundgedanken partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen der zuständigen Trägerin der Eingliederungshilfe, den Vereinigungen der Leistungserbringer und der beteiligten Interessenvertretung der behinderten Menschen in Hamburg Rechnung.



1.2 	Die Vertragskommission soll eine einheitliche, für alle Beteiligten Rechtssicherheit gewährleistende Gestaltung der Vertragsangelegenheiten in Zuständigkeit der Freien und Hansestadt Hamburg sicherstellen.





2.	Aufgaben der Vertragskommission



Die Aufgaben der Vertragskommission ergeben sich aus § 2 Abs. 4 LRV SGB IX.





3.	Mitglieder



	Mitglieder der Vertragskommission sind die vertragsschließenden Parteien des Landesrahmenvertrages.

Die Mitglieder der Vertragskommission benennen namentlich



· 3 stimmberechtigte Mitglieder für die in der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege zusammengeschlossenen Verbände,

· 1 stimmberechtigtes Mitglied für die Zusammenschlüsse privatwirtschaftlicher Unternehmen und

· 1 stimmberechtigtes Mitglied der Freien und Hansestadt Hamburg.



Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen in Hamburg e.V. (LAG) entsendet 

· 1 nicht stimmberechtigtes Mitglied, 

welches die Möglichkeit hat, an der Beschlussfassung der Vertragskommission mitzuwirken.



Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied namentlich zu benennen.



4.	Geschäftsstelle



4.1 	Vorsitz und Geschäftsführung der Vertragskommission liegen bei der Geschäftsstelle der Vertragskommission. 

4.2 	Die Benennung des geschäftsführenden Mitglieds erfolgt für jeweils zwei Jahre durch Beschlussfassung in der Vertragskommission bis zum 31.12. des entsprechenden Vorjahres. Geschäftsführendes Mitglied kann auf der Seite der Vereinigungen der Leistungserbringer auch ein Zusammenschluss von Vertragspartnern sein. 

4.3 	Das geschäftsführende Mitglied trägt die Kosten der Geschäftsstelle.

4.4	Die Einberufung der Vertragskommission erfolgt durch die Geschäftsstelle der Vertragskommission. Die Vertragskommission ist einzuberufen, wenn es das berechtigte Interesse erfordert oder mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder die Einberufung unter Angabe der gewünschten Tagesordnung fordern.



4.5	Die Einladungen und die Tagesordnung gehen den Vertragspartnern spätestens 14 Tage vor der Sitzung zu. Ergänzende Unterlagen und Beschlussvorlagen sollen spätestens sieben Tage vor der Sitzung bei den Vertragspartnern eingehen.





5. 	Beschlussfassung



5.1	Die Vertragskommission ist beschlussfähig, wenn die gem. Ziffer 3 benannten stimmberechtigten Mitglieder oder ihre Stellvertretungen anwesend sind. 



5.2	Beschlüsse der Vertragskommission erfolgen einstimmig.

	Werden durch die LAG, als nicht stimmberechtigtes Mitglied, inhaltliche Bedenken gegen eine Beschlussvorlage geltend gemacht, sind die Bedenken vor Beschlussfassung zu erörtern und einvernehmlich zu regeln. Sollte kein Konsens mit der LAG erreicht werden, muss dies im Beschlusstext umfassend begründet werden.



5.3	Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden. Ein Beschluss im schriftlichen Verfahren kommt zustande, wenn die zur Beschlussfähigkeit gem. Ziffer 3 erforderlichen Stimmen binnen einer Frist von 14 Tagen nach Aufforderung zur Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren der Geschäftsstelle der Vertragskommission vorliegen. 

Die Vertragskommission kann hiervon abweichende Fristen beschließen.

Die LAG erhält die Beschlussvorlagen mit der Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb der Beschlussfrist. Die Stellungnahme wird gegenüber der Geschäftsstelle der Vertragskommission abgegeben. Diese leitet die Stellungnahme unverzüglich an die Mitglieder der Vertragskommission weiter. Macht die LAG in ihrer Stellungnahme inhaltliche Bedenken gegen die Beschlussvorlage geltend, wirken die Parteien darauf hin, umgehend im schriftlichen Wege Einigung zu erzielen. Der Schriftverkehr hat über die Geschäftsstelle der Vertragskommission zu erfolgen, welche diesen weiterleitet. Das Verfahren wird für diese Zeit ausgesetzt. Alle Beteiligten sind gehalten, daran mitzuwirken, dass das Verfahren zeitnah abgeschlossen werden kann. Sollte ein Konsens nicht erreicht werden, wird das Verfahren wieder aufgenommen; es besteht eine umfassende Begründungspflicht i.S.d. Ziffer 5.2 Satz 3.





6. 	Durchführung der Sitzungen



6.1 	Sitzungen der Vertragskommission sind nicht öffentlich.



6.2 	Die Beratungen der Vertragskommission sind vertraulich.



6.3 	Wird von einem Mitglied die Beteiligung eines Gastes oder Beraters gewünscht, bedarf dies der Zustimmung der anwesenden Mitglieder.





7.	Ergebnisprotokoll



Über die Sitzungen der Vertragskommission werden Ergebnisprotokolle angefertigt.



Für das Ergebnisprotokoll ist die Geschäftsstelle der Vertragskommission zuständig. In das Ergebnisprotokoll werden auch Erklärungen einzelner Mitglieder der Vertragskommission aufgenommen. Das Ergebnisprotokoll soll den Vertragspartnern spätestens 14 Tage nach der Sitzung der Vertragskommission zugehen. Erfolgt innerhalb weiterer zwei Wochen nach Zugang des Protokolls keine Beanstandung, so gilt das Protokoll als genehmigt. 





8.	Anpassung von Beschlüssen gem. § 59 SGB X

Haben sich die Verhältnisse, die für einen wirksam gewordenen Beschluss maßgebend gewesen sind, so wesentlich geändert, dass mindestens einer Vertragspartei das Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist, kann sie gemäß § 59 SGB X die Anpassung des Beschlusses verlangen. 





9. 	Inkrafttreten und Kündigung der Geschäftsordnung der  Vertragskommission 



Die Geschäftsordnung der Vertragskommission tritt mit dem Tag des Inkrafttretens des Landesrahmenvertrags in Kraft. 



Die Geschäftsordnung der Vertragskommission kann ganz oder in Teilen mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres von jedem Vertragspartner schriftlich gekündigt werden. 

Im Falle der Kündigung der Geschäftsordnung gilt diese weiter, bis eine neue Geschäftsordnung in Kraft getreten ist, jedoch längstens für 12 Monate ab dem Tag des Zugangs der Kündigung.

Im Falle der Kündigung des Landesrahmenvertrages gem. § 10 Abs. 2 LRV SGB IX gilt die Frist gem. § 10 Abs. 3 LRV SGB IX.







Hamburg, den 19.12.2018 
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Table 1

		Kennzahlenmatrix ASP für Anlage 2.1 (5.3.1 und 5.3.2)



		Träger                                                                                                          																																																				Jahr

		ab Zählung 01.10.2019

		Anmerkungen:
- Diese Kennzahlen werden monatlich je Träger erhoben und sind für die Fortschreibung der Trägerbudgets erforderlich
-Gezählt werden Personen (dazu zählen auch Personen, die namentlich nicht erfasst werden {anonym bleiben} wollen)
Bitte füllen Sie alle Felder aus!
Sollte es bei einem Angebot/einer Maßnahme keine Klienten geben, kennzeichnen Sie dies bitte mit einer Null (O). Sollten Sie die aufgeführten Angebote/ Maßnahmen nicht anbieten, kennzeichnen Sie dies bitte mit einem Strich(-).

		1. Kennzahlenmatrix für den Bereich Prävention und Nachsorge/niedrigschwelliger Bereich gem. ASP- Mustervereinbarung  Anlage 2.1 Ziffer 5.3.1

		Anmerkung: Hier werden nur Personen ohne Leistungsbescheid erfasst.   ·                                                    ·                                             ·                             -

		Budgetrelevant:



		Personen 								Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep				Ø

		Anzahl Personen, die mindestens ein Angebot aufgesucht haben																																																						0

		(Menschen, die an mehreren Angeboten teilgenommen haben, werden in der Summe nur 1x gezählt)



		Nachrichtlich:



		Angebote/Maßnahmen								Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep				Ø

		Beratung
(Anzahl der Beratung /Monat  (dazu zählt auch die Beratung von Angehörigen usw. lt. Anlage 1))																																																						0

		Präventions-/Nachsorgegruppen *
(Anzahl genutzter Gruppen / Monat)
																																																						0

		Freizeitmaßnahmen
(Anzahl der Termine)																																																						0

		Angebote								Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep				Ø

		Offene Treffs
(Wie viele Tage im Monat  geöffnet?)																																																						0

		davon Wochenende / Feiertag																																																						0

		Feste / Veranstaltungen
(Anzahl der Angebote)																																																						0

		davon Wochenende / Feiertag																																																						0

		* eine Gruppe versteht sich ab einer TN-Zahl von 4, dies bedeutet, dass eine regelmäßig geführte Gruppe auch gezählt wird, wenn die TN-Zahl an einzelnen Terminen unter 4 liegt.

		2. Kennzahlenmatrix Personenorientierte Leistung

		Anmerkung: Hier werden Personen mit Leistungsbescheid erfasst.

		Budgetrelevant:

		Personen 								Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep				Ø

		Anzahl ASP Klienten gesamt                                                                                                                                                                                              																																																						0

		davon Fallpauschale 2																																																						0



		Nachrichtlich:

		Personen 								Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep

		Anzahl der Personen aus Wechsel niedrigschwelligre Bereich in personenorientierte Leistung 																																																						0

		Anzahl Personen aus Wechsel personenorientierten Leistung in den niedrigschwelligen Bereich																																																						0

		Art						Maßnahme**		Okt				Nov				Dez				Jan				Feb				Mrz				Apr				Mai		Jun				Jul				Aug				Sep

		Einzelfall						Aufsuchend: Summe der Leistungen für Maßnahmen im eigenen Wohnraum und Wohnumfeld des Klienten																																																0

								Begleitend: Summe der Leistungen für personell begleitende Anliegen (z.B. Arztbesuch, Behördengänge)																																																0

								Anbieterseitig: Summe der Leistungen für Maßnahmen in Räumen der Einrichtung																																																0

		Gruppenleistung						strukturierte Gruppen:                         Anzahl der Gruppenangebote:																																																0

		Nutzung der Begegnungsstätte:                              Summe der Klienten:																																																						0

		**		Es wird die gesamte Anzahl der Leistungen (unterschieden in diese Bereiche) monatlich angegeben. Daraus kann der Leistungsumfang des Trägers für seine Klienten deutlich gemacht werden, auch in Bezug der Intensivfälle. Dies ist für das Jahresgespräch Grundlage zur Beschreibung der Leistung und Intensität.



Stand 26.09.2018 finalisiert
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Anlage 3 MV 

Qualitätssicherungsbericht (QSB)

		Träger:

		



		Berichtszeitraum:

		01.01.__ – 31.12.__



		Angewandtes QS-System nach § 10 Ziff. 2.1.3:

		







		Leistungsart:

§§ 76 ff SGB IX

		ASP

		AWG

		AWG psych

		GWU

		HFbK

		HPL

		PBW

		TaK

		TaFö

		WA

		WG klass. 

		WG psych 

		Sonst.



		

		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		______



		Einrichtungsnummer

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Aktenzeichen

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Leistungsberechtigte

Stichtag 31.12.

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		davon mit Pflegegrad (betrifft nur WG klass, WG psych,AWG)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Betreuungs-Personal (in VZÄ[footnoteRef:1]) [1: ] 


Zum Stichtag 31.12.

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ



		davon mit pflegerischen Kenntnissen/ Ausbildung (betrifft nur WG klass., WG psych)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Fachkraft-Quote bezogen auf die LV

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%







Möglichkeit zur Vorbemerkung des Trägers:

(Gab es im Berichtsjahr beim Träger Besonderheiten, die Auswirkungen auf die Qualitätssicherung bzw. die Berichterstattung haben?)

		







A) Qualitäts-MATRIX



Folgende Angaben sind bei der Darstellung der nachfolgenden QS-Kriterien zu berücksichtigen:



- Ergebnisse zum Beschwerdemanagement gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 sowie zu den Schulungen und Schulungsinhalten (jährlich)

- Ergebnisse zu Präventionsmaßnahmen bezüglich Machtmissbrauch, Gewalt und sexuellen Missbrauchs  gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (jährlich)

- Ergebnisse aus Befragungen gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (alle 2 Jahre)



Folgende Kriterien sind nur aufzuführen, wenn im Berichtsjahr tatsächlich Maßnahmen hierzu durchgeführt wurden. 

Eigene relevante Kriterien sind zu ergänzen. 



· Eingangsmanagement

· Hilfeplanung

· Klientenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung)

· Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5

· Präventive  Maßnahmen zu den Themen Gesundheit / Hygiene



		Kriterium nach QS-System

		Maßnahmen im Berichtszeitraum

		Maßstab / Kriterien der Bewertung (ergeben sich aus dem jeweiligen QS-System)

		Ergebnisse der Maßnahmen

		Aus den Ergebnissen abgeleitete Maßnahmen



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		









Bereiche, in denen der Träger Verbesserungspotential sieht:

(prägnante Zusammenfassung, in welchen Bereichen die Qualitätssicherung ergeben hat, dass es noch Verbesserungspotenziale gibt. Hierauf ist im kommenden Jahr ein besonderes Augenmerk zu legen.  Die hier benannten Baustellen sind im folgenden QSB in der Matrix aufzuführen.)

		









Bereiche, in denen der Träger besondere Stärken hat:

(Wo sieht sich der Träger gegenüber anderen Anbietern als besonders gut bzw. leistungsstark?)

		









B) Ausgewählte Indikatoren zur Ergebnisqualität

		







































Ergebnisse der Zielerreichung der Leistungserbringung auf Unternehmensebene:

Durch die Abgabe dieses QSB bestätigt der Träger, dass er mit individuellen Zielvereinbarungen arbeitet:

· Operationalisierung der Ziele aus dem Gesamtplan

· kurz- bzw. max. mittelfristige Zielsetzungen

· Vereinbarung konkreter Zwischenschritte

· Dokumentation im Einzelfall



		





Anzahl der Fälle, in denen dies nicht möglich war: 



Begründung:

		

















___________________________

Datum/Unterschrift



 VZÄ = Vollzeitäquivalenten  Wert gibt an, wie viele Vollzeitstellen sich rechnerisch bei einer gemischten Personalbelegung mit Teilzeitbeschäftigten ergeben
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Anlage_2_QSB mit nummerischen Verweisen zum Infoblatt QSB..docx
Anlage 3 MV 

Qualitätssicherungsbericht (QSB) 	1.)   

		Träger:

		



		Berichtszeitraum:

		01.01.__ – 31.12.__



		Angewandtes QS-System nach § 10 Ziff. 2.1.3:

		2.)







		Leistungsart:

§§ 76 ff SGB IX     3.)

		ASP

		AWG

		AWG psych

		GWU

		HFbK

		HPL

		PBW

		TaK

		TaFö

		WA

		WG klass. 

		WG psych 

		Sonst.



		

		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		☐		______



		Einrichtungsnummer

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Aktenzeichen

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Leistungsberechtigte

Stichtag 31.12.

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		davon mit Pflegegrad (betrifft nur WG klass, WG psych,AWG)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Anzahl Betreuungs-Personal (in VZÄ[footnoteRef:1]) [1: ] 


Zum Stichtag 31.12.

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ

		___VZÄ



		davon mit pflegerischen Kenntnissen/ Ausbildung (betrifft nur WG klass., WG psych)

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		

		



		Fachkraft-Quote bezogen auf die LV

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%

		___%







Möglichkeit zur Vorbemerkung des Trägers:

(Gab es im Berichtsjahr beim Träger Besonderheiten, die Auswirkungen auf die Qualitätssicherung bzw. die Berichterstattung haben?)

		4.)







A) [bookmark: _Ref12451424]Qualitäts-MATRIX     5.)



Folgende Angaben sind bei der Darstellung der nachfolgenden QS-Kriterien zu berücksichtigen:



- Ergebnisse zum Beschwerdemanagement gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 sowie zu den Schulungen und Schulungsinhalten (jährlich)

- Ergebnisse zu Präventionsmaßnahmen bezüglich Machtmissbrauch, Gewalt und sexuellen Missbrauchs  gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (jährlich)

- Ergebnisse aus Befragungen gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (alle 2 Jahre)



Folgende Kriterien sind nur aufzuführen, wenn im Berichtsjahr tatsächlich Maßnahmen hierzu durchgeführt wurden. 

Eigene relevante Kriterien sind zu ergänzen. 



· Eingangsmanagement

· Hilfeplanung

· Klientenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung)

· Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5

· Präventive  Maßnahmen zu den Themen Gesundheit / Hygiene



		Kriterium nach QS-System

		Maßnahmen im Berichtszeitraum

		Maßstab / Kriterien der Bewertung (ergeben sich aus dem jeweiligen QS-System)

		Ergebnisse der Maßnahmen

		Aus den Ergebnissen abgeleitete Maßnahmen



		…  6.)

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		



		…

		

		

		

		









Bereiche, in denen der Träger Verbesserungspotential sieht:    7.)

(prägnante Zusammenfassung, in welchen Bereichen die Qualitätssicherung ergeben hat, dass es noch Verbesserungspotenziale gibt. Hierauf ist im kommenden Jahr ein besonderes Augenmerk zu legen.  Die hier benannten Baustellen sind im folgenden QSB in der Matrix aufzuführen.)

		









Bereiche, in denen der Träger besondere Stärken hat:    8.)

(Wo sieht sich der Träger gegenüber anderen Anbietern als besonders gut bzw. leistungsstark?)

		









B) Ausgewählte Indikatoren zur Ergebnisqualität

		













Ergebnisse der Zielerreichung der Leistungserbringung auf Unternehmensebene:     9.)

Durch die Abgabe dieses QSB bestätigt der Träger, dass er mit individuellen Zielvereinbarungen arbeitet:

· Operationalisierung der Ziele aus dem Gesamtplan    10.)

· kurz- bzw. max. mittelfristige Zielsetzungen

· Vereinbarung konkreter Zwischenschritte

· Dokumentation im Einzelfall



		





Anzahl der Fälle, in denen dies nicht möglich war:  	11.)                             



Begründung:

		















	12.)

___________________________

Datum/Unterschrift



 VZÄ = Vollzeitäquivalenten  Wert gibt an, wie viele Vollzeitstellen sich rechnerisch bei einer gemischten Personalbelegung mit Teilzeitbeschäftigten ergeben




image25.emf
Anlage_3_Infoblatt  QSB_Erläuterung.docx


Anlage_3_Infoblatt QSB_Erläuterung.docx


Informationsblatt für die Erstellung des QSB 2019 und folgende Erläuterungen des Qualitätssicherungsberichtsformates (Die Zahlen beziehen sich auf die entsprechenden Vermerke im anhängenden Berichtsformat):



1.) Es soll nur ein Qualitätssicherungsbericht pro Leistungserbringer (LE) angefertigt werden. Auf der ersten Seite des Berichtes werden alle Leistungen aufgeführt werden, für die der LE eine § 75er-Vereinbarung SGB XII/ § 123er Vereinbarung SGB IX mit der BASFI abgeschlossen hat. Sollte es auf Grund von trägerspezifischen Einrichtungsstrukturen nicht möglich sein, einen zusammengefassten Bericht zu erstellen, kann in Einzelfällen und in Absprache mit der BASFI die Anzahl der Qualitätssicherungsberichte an die Besonderheiten des Trägers angepasst und erhöht werden. 

a. Ein Bericht ist ab einem Leistungsberechtigten (LB) abzugeben. Sollte eine Vereinbarung vorliegen, aber aktuell keine LB betreut werden, ist die Fachbehörde dahingehend zu informieren.

b. Nach Eingang des Berichtes erhält der LE eine Eingangsbestätigung.

2.) Es werden bewusst keine QS Systeme vorgegeben, bitte das tatsächlich regelhaft angewandte System eintragen.

3.) Die Leistungsarten mit der jeweiligen Anzahl an LB, der jeweiligen Anzahl an Betreuungspersonal in VZÄ (siehe Fußnote 1) und der jeweiligen Fachkraftquote in % werden zukünftig in der Übersicht Leistungsart dargestellt. 

a. Die Anzahl der LB entspricht der Anzahl der LB am Stichtag 31.12.xx pro Leistungsart.

b. In WG klass. und WG psych sowie AWG sind die LB aus a), die einen Pflegegrad haben in der Zeile darunter anzugeben.

c. Bei der Anzahl VZÄ sind die Mitarbeiter_innen, die in verschiedenen Leistungsarten betreuen, entsprechend anteilig aufzuführen.

d. In der Zeile darunter ist die Anzahl des  Betreuungspersonals aufzuführen, welches pflegerische Kenntnisse bzw. eine pflegerische Ausbildung hat (siehe Anlage).

e. Die Abfrage Fachkraftquote bezieht sich auf das IST im Bezug zur jeweiligen Leistungsvereinbarung.

f. Erläuterung zu den Leistungsarten im QSB:

i. ASP = Ambulante Sozialpsychiatrie

ii. AWG = Ambulant betreute Wohngemeinschaft

iii. AWG psych = Ambulant betreute Wohngemeinschaft für psychisch kranke Menschen 

iv. GWU = Gastweise Unterbringung

v. HFbK = Hilfen für Familien mit behinderten Kindern 

vi. HPL = Heilpädagogische Leistungen 

vii. PBW = Pädagogische Betreuung im eigenen Wohnraum 

viii. TaK = Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext

ix. TaFö = Tagesförderstätte

x. WA = Wohnassistenz 

xi. WG klass = Wohngruppe klassisch

xii. WG psych = Wohngruppe für psychisch kranke Menschen 

xiii. Sonst. =  Sonstiges 

4.) Hier besteht die Möglichkeit, auf Besonderheiten im Berichtsjahr, die Auswirkungen auf die Berichterstattung bzw. Qualitätssicherung im laufenden Jahr hatten, hinzuweisen. Besonderheiten wären z.B. Umzug eines Standortes, Leitungswechsel, starke Abweichen bei der Stichtagserhebung zum Jahresdurchschnitt etc. .

5.) Die Angaben zum Beschwerdemanagement, zu Präventionsmaßnahmen und Schulungsinhalten für die Mitarbeiter_innen sowie zu Kundenbefragungen sind Teil der Matrix. 

a. Angaben zum Beschwerdemanagement, zu Schulungen und Präventionsmaßnahmen  müssen in jedem Jahr in der Matrix erscheinen, Ergebnisse zu Befragungen  alle 2 Jahre.

b. Die Berichterstattung über die hier aufgeführten Kriterien ist abhängig von tatsächlich durchgeführten Maßnahmen. Die verwendeten Begrifflichkeiten können abhängig vom jeweiligen QS System variieren, sind dann entsprechend zu benennen und aufzuführen. 

c. Es werden bewusst keine QS Systeme vorgegeben, um den Trägerspezifika gerecht zu werden. Um eine Vergleichbarkeit abzubilden werden vier Kernprozesse benannt, die es dem Träger ermöglichen sollen, seine entsprechenden QS Bereiche abzubilden. 

6.) Hier ist auf den besonderen, zirkulären Charakter der Matrix hinzuweisen. Im Idealfall erscheinen die abgeleiteten Maßnahmen des letzten Jahres wieder in der Matrix des Folgejahres und werden bewertet.

a. Im Rahmen der Kernprozesse können Maßnahmen , die länger als ein Jahr laufen (wie es sich bereits in der Praxis bewährt hat) weiter angegeben werden

7.) Bereiche, in denen der LB Verbesserungspotenzial sieht, werden so lange als Bausteine in der Matrix aufgeführt, bis alle geplanten Umsetzungen und Projekte zur Optimierung abgeschlossen sind.

a. Benannte „Baustellen“ sind im nächsten Jahr als Teil der Matrix (Maßnahmen) aufzuführen.

8.) Stärken sind positiv hervor zu hebende Besonderheiten oder Leistungen eines LB im zurück liegenden Berichtszeitraum, erreichte Erfolge oder abgeschlossene Veränderungsprozesse (Beschreibung).

9.) Hier drunter bitte  nichts eintragen, es ist nur eine Überschrift.

10.) Eine Bestätigung des LB, dass nach Zielen gearbeitet wird  ist als Nachweis für die Einhaltung der § 75er Vereinbarung SGB XII/ § 123er Vereinbarung SGB IX unabdingbar.

a. Diese Bestätigung, dass nach individuellen Zielvereinbarungen gearbeitet wird, ersetzt die Kennzahlen.

11.) Ausnahmen (z.B. längere Abwesenheit eines LB) können hier eingetragen und sollten kurz beschrieben werden.

12.) Der QSB muss in unterschriebener Fassung versandt werden, sonst erfolgt eine Nachforderung. Nur unterschriebene Fassungen werden im Eingang bestätigt

Abgabe der Qualitätssicherungsberichte bei: 

Referat SI 42

Hamburger Straße 47

22083 Hamburg

E-Mail: qualitätssicherungsbericht_egh@basfi.hamburg.de



Anlage zur Erläuterung Pflegekraft

Pflegerische Fachkraft ist, wer

1. eine abgeschlossene, dreijährige Ausbildung als

a) Altenpflegerin oder Altenpfleger,

b) Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger,

c) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,

d) Ergotherapeutin oder Ergotherapeut,

e) Haus- und Familienpflegerin oder Haus- und Familienpfleger,

f) Physiotherapeutin oder Physiotherapeut,

g) Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger,

h) Hauswirtschafterin oder Hauswirtschafter,

i) Erzieherin oder Erzieher,

j) Heilerzieherin oder Heilerzieher oder

k) Heilpädagogin oder Heilpädagoge,

Landesrechtlich anerkannte Assistentin oder Assistent im Sinne von Absatz 3 ist, wer eine mindestens einjährige Ausbildung in den Arbeitsfeldern Pflege oder Hauswirtschaft beziehungsweise Sozialpädagogik oder Heilpädagogik mit berufsbezogenem schulischen Unterricht und eine praktische Ausbildung unter Anleitung einer Fachkraft nachweisen kann, die mit einer Prüfung durch die zuständige Landesbehörde abgeschlossen wurde. Dazu gehören:

1.Krankenpflegehelferinnen oder Krankenpflegehelfer,

2.Altenpflegehelferinnen oder Altenpflegehelfer,

3.Gesundheits- und Pflegeassistentinnen oder Gesundheits- und Pflegeassistenten,

4.Familienpflegerinnen oder Familienpfleger,

5.Fachpraktikerinnen Hauswirtschaft oder Fachpraktiker Hauswirtschaft,

6.Sozialpädagogische Assistentinnen oder Sozialpädagogische Assistenten,

7.Heilerziehungspflegehelferinnen oder Heilerziehungspflegehelfer oder

8.Personen mit einer gleichwertigen Berufsqualifikation.

Der Einsatz von Personal, dass nur pflegerische Kenntnisse besitzt, muss vom Träger erläutert werden (welche Kenntnisse und wie erlangt bzw. wie nachweisbar). 

Dies kann unter 4. erfolgen. 
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KalkblattZeit ab 2020 

		Anlage 5.5.2 Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren klass besondere Wohnformen

		Einrichtungsnr.:				0		für Jahr:		2020		Stand:

		I. Ausgangswerte

		Stellen Ist:								nachr.:		FK-Quote:

		Nettojahresarbeitszeit gemäß Anlage 5.4 LRV				1,607.00						Jahresstunden:		0

		Belegung Ist:										Schlüssel 1 :		1.71



		Vereinbarte allgemeine Steigerungsraten				PK:				SK:		0.000%

		I.I PK Betreuung je Stelle

				Tarif:		Analog Du.		TV-L / KTD		AVH		nachrichtl.: Durchschnitt

				Tarifklassenwert Vereinbarungsjahr		49,700 €		57,889 €		64,516 €		57,368 €

				Vereinbarte Steigerungsrate Tarifklassen		0.000%		0.000%		0.000%

				Tarifklassenwert Vorjahr		49,700 €		57,889 €		64,516 €		57,368 €

								je Stelle / p.a.		je Stelle / p.h.

						Anzuwendende Tarifklasse		TV-L / KTD

						PK Betreuung:		57,889.00 €		36.02 €

						Personalnebenkostenpauschale Vereinbarungsjahr		1,455 €		0.91 €

						Personalkostenwert mit PNK:		59,344.00 €		36.93 €



		I.II PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung)				p.P./p.M.		p.P. / p.a.		p.P. / p.h.



				Pauschale je Platz, Vereinbarungsjahr				7,978.00 €		8.49 €

				Pauschale je Platz, Vorjahr				7,978.00 €		8.49 €



		II. Beträge pro Monat und pro Person

		1		zzgl. Inventarinst. Betrieb(aus IB):		- 0 €

		2		zzgl. Miete Betrieb		- 0 €

		3		Differenzbetrag BK warm		21.77 €

		4		Differenzbetrag Lebensunterhalt		100.40 €

		5		trägerspezifische Freihaltegeldabzug 		- 0 €



				Sume Positionen 1 - 5		122.17 €



		6		Mietanteil über 125% 		- 0 €



								Summe Leistungsstunde (aus I.I & I.II):		45.42 €

		III. Bestandteile der Leistungspauschale

						h / Woche		Summe h / Woche		€ MP / Woche		Positionen      1-5/ Monat		Position 6/Monat

		Grundleistung:				9.00

		Leistungsstufe 1		≤		2.37		11.37		516.46 €		122.17 €		- 0 €

		Leistungsstufe 2		≤		5.92		14.92		677.71 €		122.17 €		- 0 €

		Leistungsstufe 3		≤		11.84		20.84		946.62 €		122.17 €		- 0 €

		Leistungsstufe 4		≤		20.73		29.73		1,350.43 €		122.17 €		- 0 €



		IV. Leistungspauschalen für das Vereinbarungsjahr						Leistungs-pauschale je Monat		Leistungs-pauschale je Tag		nachrichtlich

												Plätze		€ / Jahr

						LS 1:		2,368.03		77.79 €		0		0 €

						LS 2:		3,069.24		100.83 €		0		0 €

						LS 3:		4,238.61		139.24 €		0		0 €

						LS 4:		5,994.61		196.93 €		0		0 €

						Summe:						0		0 €



		Legende		trägerspezifisch einzusetzende Daten/Sachverhalte

				Vorjahreswerte 2019, die für die Kalkulation 2020 zu verwenden sind (PK/SK-Pauschale bereinigt)



&"Arial,Fett"Anlage 5.5.2 LRV § 131 SGB IX		


=
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Anlage 5.5.2	Vergütung von Leistungen in besonderen Wohnformen der klassischen Behindertenhilfe

1.	Geltungsbereich

Diese Anlage regelt die Festsetzung von Vergütungen für Leistungen der klassischen Behindertenhilfe in besonderen Wohnformen. Sie gilt insbesondere für Wohnformen, die vor 2020 als „klassisch stationär“ bezeichnet wurden.

Sie gilt nicht für Leistungen, die in besonderen Wohnformen im Bereich der Psychiatrie und der Suchthilfe erbracht werden. Sie gilt nicht für die Leistungsarten „AWG“ und „AWG Psych“.

2.	Leistungsstufen[footnoteRef:1] [1: [Der Inhalt dieses Abschnitts steht unter dem Vorbehalt, dass sich noch Änderungen ergeben können aus einem geänderten, ICF-orientierten System der Bedarfsermittlung und aus einer daraus folgenden geänderten Systematik von „Gruppen vergleichbaren Bedarfs“.]] 


Leistungen in besonderen Wohnformen werden vom Träger der Eingliederungshilfe in vier Leistungsstufen bewilligt, je nach Zugehörigkeit der leistungsberechtigten Person zu einer der vier Gruppen vergleichbaren Bedarfs. Daher werden Vergütungen differenziert nach vier Leistungsstufen kalkuliert und vereinbart. Für die Leistungsstufen werden folgende Personalressourcen pro Klient (in Wochenstunden Nettoarbeitszeit) für die Betreuung zugrunde gelegt:

		Leistungsstufe

		1

		2

		3

		4



		Grundleistung

		9,00

		9,00

		9,00

		9,00



		Ergänzende Leistung

		2,37

		5,92

		11,84

		20,73



		Insgesamt

		11,37

		14,92

		20,84

		29,73





Für Einrichtungen mit speziellen Zielgruppen sowie für einzelne Klienten mit erheblich abweichendem Bedarf können abweichende Vereinbarungen getroffen werden.

3.	Tarifklassen

Bei der Kalkulation der Personalkosten für Betreuung wird nach drei Tarifklassen unterschieden, die die Bindung des Leistungserbringers an ein tarifliches oder sonstiges Vergütungssystem abbilden. Es gibt folgende Tarifklassen:

		TV-L/KTD

		Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder / Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie



		TV-AVH

		Tarifvertrag der Arbeitsrechtlichen Vereinigung Hamburg



		Analog

		





Als tarifgebunden gelten neben den Direktanwendern auch sog. Analoganwender, die in Form von Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) oder Arbeitsvertraglichen Bedingungen (AVB) für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Trägers die wesentlichen Regelungen eines Tarifvertrages (z.B.: Arbeitszeit, Tabellenerhöhung, Eingruppierung, Sonderzuwendung, Urlaubsanspruch) regelhaft umsetzen.

Für die beiden erstgenannten Tarifklassen werden durchschnittliche Personalkostenwerte pro Stelle für Betreuungskräfte durch die Vertragskommission festgesetzt und fortgeschrieben, die alle anfallenden Personalkosten einschließlich der vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge abbilden.

Für die Tarifklasse „Analog“ werden Personalkostenwerte pro Stelle je Leistungserbringer ermittelt.

Die Werte für 2020 werden ermittelt durch Fortschreibung der Werte, die für 2019 in der Leistungsart „klassisch stationär“ galten.

4.	Personalnebenkostenpauschale

Der Personalkostenwert pro Stelle wird um eine für alle Tarifklassen einheitliche Personalnebenkostenpauschale erhöht, die u.a. die Kostenpositionen Fortbildung des pädagogischen Personals, Berufsgenossenschaft, Insolvenzgeld und Impfschutz abdeckt.

Der Wert der Personalnebenkostenpauschale für 2020 wird ermittelt durch Fortschreibung des Wertes, der für 2019 in der Leistungsart „klassisch-stationär“ galt.

5.	Nettojahresarbeitszeit

Die in die Vergütung einfließende Nettojahresarbeitszeit (in Stunden) wird unter Berücksichtigung der für den einzelnen Leistungserbringer geltenden (tariflichen) Regeln zur Wochenarbeitszeit nach Maßgabe der Anlage 5.4 zum Landesrahmenvertrag ermittelt.

6.	Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten

Für die Sachkosten der Fachleistung (ohne Gebäudekosten und Kosten für Inventar) und sonstige Personalkosten (insbes. Leitung, Verwaltung und Hauswirtschaft) wird eine für alle Leistungserbringer einheitliche Pauschale pro Platz und Jahr in der Vergütung berücksichtigt (im Folgenden: PK/SK-Pauschale).

Die PK/SK-Pauschale für das Jahr 2020 wird wie folgt ermittelt:

	PK/SK-Pauschale der Leistungsart „klassisch-stationär“ im Jahr 2019 in Höhe von Euro 13.539

	abzüglich eines Betrages von 12 x 339 € = 4.068 €[footnoteRef:2] [2:  Dieser Betrag hängt mit der Herauslösung sonstiger Lebensunterhaltskosten der Klienten aus der bisherigen Komplexvergütung zusammen. Er beruht auf der Basis des für das Jahr 2019 gültigen Regelsatzes 3 ] 


	abzüglich eines Betrags von 12 x 124,40 € = 1492,80 €[footnoteRef:3] [3:  Dieser Betrag hängt mit der Herauslösung von Kosten des Wohnens der Klienten, insbesondere der warmen Betriebskosten aus der bisherigen Komplexvergütung zusammen. Herausgerechnet wird ein Betrag pro Bewohner/Jahr bei einer angenommenen Wohnfläche von 40 qm/Bewohner und warme Betriebskosten von Euro 3,11 je qm] 


	Der so ermittelte Betrag wird gesteigert um den von 2019 auf 2020 anzuwendenden Fortschreibungssatz gemäß Beschluss der Vertragskommission SGB IX.

Auf Verlangen eines Vertragspartners ist die PK/SK-Pauschale für den nächstfolgenden Vergütungszeitraum neu zu verhandeln. Dies soll nur bei wesentlichen neuen Erkenntnissen oder wesentlichen Kostenveränderungen im Rahmen eines noch einzurichtenden Begleitmanagements oder eines anderen in der Vertragskommission abzustimmenden Verfahrens geschehen.

7.	Gebäude- und Inventarkosten

7.1	Grundsatz

Bestandteile der Vergütung für Leistungen in besonderen Wohnformen sind

a)	die Gebäudekosten, die der Fachleistung der Eingliederungshilfe zuzurechnen sind und

b)	die Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten, soweit sie nach § 42a Absatz 6 Satz 2 SGB XII von den Leistungen nach Teil 2 des SGB IX umfasst sind, da sie die Angemessenheitsgrenze nach § 42a Absatz 5 Satz 4 SGB XII um mehr als 25 % übersteigen.

c)	die Inventarkosten der Fachleistung. Die bis 2019 in den Vergütungen enthaltenen Inventarkosten sind insgesamt als Inventarkosten der Fachleistung anzusehen. Die Inventarkosten für 2020 werden ermittelt durch Steigerung um den von 2019 auf 2020 anzuwendenden Fortschreibungssatz für Sachkosten gemäß Beschluss der Vertragskommission.

7.2	Gebäudekosten der Fachleistung

7.2.1	Kostenarten

Gebäudebezogene Kosten der Fachleistung nach 7.1.a) umfassen die folgenden tatsächlich anfallenden Kosten:

-	Mieten, Pachten und Erbbauzinsen,

-	Gebäudeabschreibungen,

-	Zinsen und Tilgungsanteile für das Gebäude eingesetztes Fremdkapital; die Berücksichtigung von Eigenkapitalzinsen wird im Laufe des Jahres 2019 noch durch die Vertragsparteien gemeinsam geprüft.

-	Aufwand für Instandhaltung von Gebäuden und Außenanlagen

-	Sonstige im Einzelfall zu vereinbarende gebäudebezogene Kosten.

Sie umfassen weiterhin warme Betriebskosten der Fachleistung. Diese werden für 2020 mit einem pauschalen Wert von 3,46 € pro Monat je Quadratmeter Fachleistungsfläche angesetzt.

Entlastungen aus öffentlicher Förderung sind nach Maßgabe der Anlage 1 zum LRV gegenzurechnen.

7.2.2	Kostenzuordnung

Die der besonderen Wohnform zuzurechnenden Kosten von zentralen Verwaltungen oder Geschäftsstellen des Leistungserbringers sind Gebäudekosten der Fachleistung.

Kosten von Gebäuden, in denen besondere Wohnformen betrieben werden, sind im Verhältnis der Flächen auf die Bereiche „Wohnen“ und „Fachleistung“ aufzuteilen.

Wohnflächen sind persönlich genutzte Räumlichkeiten oder Gemeinschaftsräumlichkeiten gemäß § 42 a Absatz 2 Nr. 2  i.V.m. Satz 3 und Absatz 5 Nr. 1 bis 3 des SGB XII i.d.F. ab 2020. Diese sind insbesondere

-	Schlafzimmer,

-	Wohnzimmer,

-	für die Bewohner frei benutzbare Küchen (ggf. mit zugeordneter Speisekammer/Vorratsraum)

-	normale Bäder zur individuellen oder gemeinschaftlichen Nutzung und

-	Flure, die nur die vorgenannten Räume verbinden

Fachleistungsflächen sind Räumlichkeiten, die über den Wohnraum hinaus für die Erbringung der unterschiedlichen Leistungen der Eingliederungshilfe erforderlich sind oder sein können. Diese sind insbesondere

-	Therapieräume

-	Hobbyräume

-	Veranstaltungsräume,

-	Pflege-/Bewegungsbäder

-	Räume für Personal (z.B. Leitungsbüro, Nachtbereitschaftsraum, Pausenraum, Besprechungsraum, Mitarbeiterbüro, Mitarbeitertoiletten)

-	Gästetoiletten,

-	Für die Bewohner nicht frei benutzbare Küchenräume, Wäschereiräume und sonstige Hauswirtschaftsräume

Die auf das Wohnen und die Fachleistung entfallenden Flächenanteile werden anhand des Anhangs zu dieser Anlage ermittelt. Soweit sich keine Korrekturbedarfe ergeben, können die in den Jahren 2013/2014 erhobenen Daten genutzt werden.

Die Gebäudekosten der Fachleistung in gemischt genutzten Gebäuden errechnen sich, indem die Gesamtkosten des Gebäudes durch die „Summe Gesamtfläche“ dividiert und das Ergebnis mit der Fachleistungsfläche multipliziert wird.

Die in den Vergütungen für das Jahr 2020 zu berücksichtigenden Gebäudekosten der Fachleistung werden wie folgt ermittelt:

-	Die im Investitionsbetrag für das Jahr 2019 berücksichtigte Kosten werden erhöht oder gemindert um für 2020 eintretenden Kostenänderungen und im Falle einer diesbezüglichen Einigung erhöht um Zinsen auf eingesetztes Eigenkapital.

-	Der sich ergebende Betrag wird gemindert um die Gebäudekosten des Wohnens, die sich aus der Kostenaufteilung im Verhältnis der Flächen ergeben.

7.2.3	Pauschalierung der Gebäudekosten der Fachleistung

Anstelle der konkreten Kalkulation der Gebäudekosten der Fachleistung kann zwischen dem Leistungsträger und dem einzelnen Leistungserbringer vereinbart werden, diese Gebäudekosten für alle besonderen Wohnformen eines Leistungsanbieters mit einer in die Leistungsvergütung einzurechnenden Pauschale zu vergüten.

7.3	Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten

7.3.1	Datengrundlage

Der Leistungsträger informiert die Vertragskommission jährlich über die aktuelle Höhe der durchschnittlichen tatsächlichen Aufwendungen für die Warmmiete eines Einpersonenhaushalts im Sinne von § 42a Absatz 5 SGB XII in Hamburg, damit die Leistungserbringer ermitteln können, ob und in welcher Höhe sie Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten im Rahmen der Vergütungen geltend machen müssen. Der Leistungsträger legt die statistischen Grundlagen des genannten Betrages offen.

7.3.2	Kalkulation

Der Leistungserbringer legt für die Einrichtungen, für die Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten im Rahmen der Vergütung geltend gemacht werden, der BASFI eine Kalkulation der gesamten warmen Gebäudekosten dieser Einrichtungen vor.

7.3.3	Neue Gebäude, Umbau, Sanierung und Modernisierung

Wenn für besondere Wohnformen nach dem 01.01.2020 neue Gebäude in Betrieb genommen werden, ist die BASFI zur Übernahme von Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten im Rahmen der Vergütungen der Eingliederungshilfe nur verpflichtet, wenn Sie der Anmietung bzw. dem Erwerb des Gebäudes im Voraus zugestimmt hat. Dies gilt für den Umbau, die Sanierung und die Modernisierung vorhandener Gebäude entsprechend. Bereits vor dem 01.01.2020 ausgesprochene Zustimmungen für Investitionsmaßnahmen und Anmietungen bleiben gültig.

8.	Pro Monat und Person kalkulierte Vergütungsbestandteile

In die Vergütungen wird eine Position „Pro Monat und Person kalkulierte Vergütungsbestandteile“ eingerechnet. Diese wird nicht der Leistungsstunde zugeordnet, sondern mit Sätzen pro Person und Monat in der Vergütung berücksichtigt. 

Diese Position setzt sich aus sechs Unterpositionen zusammen:

(1)	Die pro erwarteten Belegungsmonat anfallenden trägerindividuellen Kosten für die Instandhaltung von Betriebsinventar. Für 2020 wird diese Position aus der Kalkulation für 2019 übernommen und um den in der Vertragskommission zu vereinbarenden Steigerungssatz für Sachkosten gesteigert.

(2)	Die pro erwarteten Belegungsmonat anfallenden trägerindividuellen Gebäudekosten der Fachleistung pro Platz gemäß Abschnitt 7.2

(3)	Ein trägerübergreifend einheitlicher Monatsbetrag, der mit der Herauslösung von Kosten des Wohnens der Klienten (siehe Nr. 6) zusammenhängt. Es handelt sich um einen Korrekturwert unter Annahme einer durchschnittlichen Bewohnerfläche von 33 qm statt vormals angenommenen 40 qm multipliziert mit warmen Betriebskosten in Höhe von Euro 3,11/qm. Für 2020 beläuft sich dieser Betrag auf 124,40 € – 102,63 € = 21,77 €

(4)	Ein trägerübergreifend einheitlicher Monatsbetrag, der mit der Herauslösung sonstiger Lebensunterhaltskosten der Klienten (siehe Nr. 6) zusammenhängt. Für 2020 beläuft sich dieser Betrag auf 339 € – 238,60 € = 100,40 €.

(5)	Ein monatlichen Betrag zum Ausgleich des bis 2019 vorgenommenen Freihaltegeldabzugs. Für 2020 errechnet sich dieser Betrag, indem der für 2019 trägerindividuell vereinbarte und in der jeweiligen Vergütungsvereinbarung ausgewiesene tägliche Freihaltegeldabzug mit 30,44 Tagen multipliziert wird.

(6)	Einem monatlichen trägerindividuellen Betrag, der die vom Träger der Eingliederungshilfe zu übernehmenden Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten gemäß Nr. 7.1. b) abbildet.

9.	Berechnungsweg

9.1	Berechnungsschritte

Die Vergütungen werden in folgenden Schritten kalkuliert:

a)	Es wird der für den Leistungserbringer anzuwendende Personalkostenwert pro Betreuungsstunde ermittelt. Hierzu wird zu dem aufgrund der Tarifklassenzugehörigkeit (siehe Nr. 3) anzuwendenden Personalkostenwert je Betreuungsstelle die Personalnebenkostenpauschale (siehe Nr. 4) addiert und die Summe durch die für den Leistungserbringer geltende Nettojahresarbeitszeit dividiert. Das Ergebnis sind die Kosten des Betreuungspersonals pro Leistungsstunde.

b)	Die PK/SK-Pauschale gemäß Nr. 6 wird durch die vereinbarte Nettojahresarbeitszeit dividiert und mit dem mittleren Betreuungspersonalschlüssel von 1,71 multipliziert.

c)	Die Ergebnisse der Schritte a) und b) werden summiert. Das Ergebnis sind die Gesamtkosten je Leistungsstunde (ohne die Kosten, die über Monatssätze in die Vergütung einfließen).

d)	Die Positionen (1) bis (5) aus Nr. 8 werden addiert. Das Ergebnis ist die Summe monatlich kalkulierter Kosten (ohne Miete über 125%).

e)	Für jede der vier Leistungsstufen wird die Gesamtzahl der wöchentlichen Leistungsstunden gemäß Nr. 2 mit den Gesamtkosten je Leistungsstunde gemäß c) multipliziert, durch 7 dividiert und mit 30,44 multipliziert. Das Ergebnis sind die Kosten der Leistungsstunden pro Monat.

f)	Zu den Kosten gemäß e) werden die Summe der monatlich kalkulierten Kosten gemäß d) und der Betrag der Position 6 aus Nr. 8 hinzugerechnet. Das Ergebnis sind für jede der vier Leistungsstufen die Vergütungen je Monat.

g)	Die Vergütung je Tag ergibt sich für jede Leistungsstufe, indem die Werte gemäß f) durch 30,44 dividiert werden.

9.2	Kalkulationsdatei

Dieser Berechnungsweg ist auch abgebildet in einer EXCEL-Datei, deren Ausdruck dem Landesrahmenvertrag als Anlage 5.5.2 beigefügt ist. Die EXCEL-Datei ist hinsichtlich ihrer Formeln abgestimmt und in elektronischer Form bei allen Unterzeichnern des Landesrahmenvertrages hinterlegt. Änderungen an dieser Datei und ihren Formeln sind nur auf Grundlage eines Beschlusses der Vertragskommission zulässig.

10.	Fortschreibung der Vergütungen

10.1	Personalkostenwerte pro Betreuungsstelle

Die Personalkostenwerte pro Stelle für die Tarifklassen (siehe Nummer 3) werden durch Beschluss der Vertragskommission fortgeschrieben. Im Übrigen gelten die Regelungen der Anlage 5.5 zum LRV SGB IX Pauschale Anpassung besondere Wohnformen. 

 10.2	Personalnebenkostenpauschale

Die Personalnebenkostenpauschale gemäß Nummer 4 wird durch Beschluss der Vertragskommission jährlich um die vereinbarte Veränderungsrate der Personalkosten (D8) fortgeschrieben. . Im Übrigen gelten die Regelungen der Anlage 5.5 zum LRV SGB IX Pauschale Anpassung besondere Wohnformen.

10.3	Nettojahresarbeitszeit

Es gelten die Regelungen der Anlage 5.4 zum LRV SGB IX Nettojahresarbeitszeit

10.4	Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten

Die Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten gemäß Nr. 6 wird durch Beschluss der Vertragskommission jährlich fortgeschrieben. Dabei wird für 80% der Pauschale die vereinbarte Veränderungsrate der Personalkosten und für 20% der Pauschale der vereinbarten Steigerung der Sachkosten herangezogen. Im Übrigen gelten die Regelungen der Anlage 5.5 zum LRV SGB IX Pauschale Anpassung besondere Wohnformen. 

10.5	Konkret vereinbarte gebäudebezogene Kosten

Änderungen von gebäudebezogenen Kosten (Nr. 7 bzw. Positionen (2) und (6) aus Nr. 8) werden zwischen dem Leistungsträger und den einzelnen Leistungserbringern vereinbart. Wenn Kostenänderungen auf Maßnahmen beruhen, die im Voraus mit dem Leistungsträger abgestimmt wurden, kann der Leistungserbringer auch außerhalb des üblichen Jahresturnus eine Anpassung noch laufender Vergütungsvereinbarungen verlangen. Dies gilt nur bei Neubauten oder Sanierung von Gebäuden. 



10.6	Sonstige Kosten

	Die Kosten der Positionen (1), (3), (4) und (5) werden um der vereinbarten Steigerung der Sachkosten gesteigert. Im Übrigen gelten die Regelungen der Anlage 5.5 zum LRV SGB IX Pauschale Anpassung besondere Wohnformen.

11.	Auswertung und Überprüfung

Die Vertragsparteien sind sich der Tatsache bewusst, dass im Bereich der besonderen Wohnformen zum 01.01.2020 eine sehr grundsätzliche Umstellung des rechtlichen und finanziellen Rahmens eintritt. Sie werden gemeinsam beobachten und bewerten, ob die vorstehenden Regelungen den Belangen der Klientinnen und Klienten und denen der Vertragspartner gerecht werden und bei Bedarf in der Vertragskommission die erforderlichen Anpassungen vornehmen.









Anhang (zu Nr. 7.2.2)
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KalkblattZeit2020

				Anlage 7.5.3 LRV SGB IX besondere Wohnformen Psych



				Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren psych stat mit LS 2018 (inkl. p.A. 2018)																		Anlage 5.5.3 Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren psych besondere Wohnformen

				Einrichtungsnr.:				999						Stand:								Einrichtungsnr.:				999						Stand:

				I. Ausgangswerte																		I. Ausgangswerte

				Stellen Ist:		ERROR:#REF!						nachr.:		FK-Quote:								Stellen Ist:										nachr.:		FK-Quote:

				NJAZ:		ERROR:#REF!								Jahresstunden:		ERROR:#REF!						NJAZ:		1,608.50

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
entsprechend WAZ VZ und Anlage 5.4 LRV SGB IX										Jahresstunden:		0

				Belegung Ist:		ERROR:#REF!								Schlüssel 1 :		ERROR:#REF!						Belegung Ist:												Schlüssel 1 :		ERROR:#DIV/0!





				I.I PK Betreuung je Stelle																		I.I PK Betreuung je Stelle

				Tarif:		Analog Du.		PET		TV-L / KTD		AVH		Durchschnitt										Tarif:		Analog Du.		TV-L / KTD

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
wenn PK über den Mittelwerten liegen, dann auf trägerspezifisch mit Nachweis der PK möglich		AVH				Durchschnitt

				Index-Wert:		49,247 €				57,362 €		65,058 €		57,222 €										Index-Wert:		49,700 €		57,889 €		64,516 €				57,368 €

				nachr. 2017:																				nachr. 2018:		48,140 €		56,072 €		62,256 €				55,489 €

										je Stelle / p.a.		je Stelle / p.h.																je Stelle / p.a.		je Stelle / p.h.

								PK Betreuung:		57,222 €		ERROR:#REF!																TV-L / KTD

								zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		1,409 €		ERROR:#REF!														PK Betreuung:		57,889.00 €		35.99 €

								Personalkostenwert mit PNK:		58,631 €		ERROR:#REF!														zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		1,455.00 €		0.90 €

																										Personalkostenwert mit PNK:		59,344.00 €		36.89 €										547,700.83 €

				I.II PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung)						p.P. / p.a.		p.P. / p.h.										I.II PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung)				p.P./p.M.		p.P. / p.a.		p.P. / p.h.										- 0 €

										13,214 €		ERROR:#REF!		(GP+MP)								1		PK/SK		0 €														- 0 €

				davon Anteil GP																		2		zzgl. Inventarinst. Betrieb(aus IB):		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Übernahme aus IB Pos. 3+4														- 0 €

						RBS 3:		332 €		3,984 €		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								3		zzgl. Miete Betrieb		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
betriebl. Miete + BK														547,700.83 €		ERROR:#DIV/0!

						zzgl. Inventarinst. (aus IB):		35.00 €		420 €		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!		GP						4		Abzug von RBS 

																										

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Abzug des Betrages, welcher dem Bewohner für HLU in Rechnung gestellt werden		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
wenn PK über den Mittelwerten liegen, dann auf trägerspezifisch mit Nachweis der PK möglich		nachr. IB:		ERROR:#REF!						ERROR:#REF!		ERROR:#REF!						5		trägerspezifisch Freihaltegeldabzug

				davon Anteil MP (PK/SK ohne RBS/BK warm)						ERROR:#REF!		ERROR:#REF!

																						Mietanteil über 125% 				- 0 €

				Summe Leistungsstunde (aus I.I & I.II):								ERROR:#REF!

																						Summe Position 1-4				- 0 €		Summe Leistungsstunde 		36.89 €

								h / Woche		Summe h / Woche		€ MP / Woche		€ MP / Monat												h / Woche		Summe h / Woche		€ MP / Woche		Positionen      1-54/ Monat		Miete > als 125%		€ MP / Monat				aktuelle Vereinbarung MP

				Grundleistung:				1.53		1.53		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								HBG 1

				Leistungsstufe 1		≤		3.50		5.03		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								HBG 2		≤		5.50		5.50		202.89 €		- 0 €		- 0 €		882.28 €				2,727.79 €

				Leistungsstufe 2		≤		4.50		6.03		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								HBG 3		≤		7.70		7.70		284.05 €		- 0 €		- 0 €		1,235.21 €				3,090.70 €

				Leistungsstufe 3		≤		6.00		7.53		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								HBG 4		≤		10.48		10.48		386.60 €		- 0 €		- 0 €		1,681.16 €				3,552.90 €

				Leistungsstufe 4		≤		9.00		10.53		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!								HBG 5		≤		14.58		14.58		537.85 €		- 0 €		- 0 €		2,338.88 €				4,232.85 €



										Plätze		€ MP / Jahr				MP												Plätze		€ MP / Jahr						MP						MP

				Kontrollsumme:				LS 1:		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!		LS 1:		ERROR:#REF!						Kontrollsumme:				HBG 1				0 €				HBG 1		0.00 €

								LS 2:		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!		LS 2:		ERROR:#REF!										HBG 2				0 €				HBG 2		28.98 €

								LS 3:		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!		LS 3:		ERROR:#REF!										HBG 3				0 €				HBG 3		40.58 €				0.00 €

								LS 4:		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!		LS 4:		ERROR:#REF!										HBG 4				0 €				HBG 4		55.23 €				0.00 €

																										HBG 5				0 €				HBG 5		76.84 €				0.00 €

								Summe:		ERROR:#REF!		ERROR:#REF!														Summe:		0.00		0 €

																										HLU				0 €										302,616.22 €		GP

																										KDU		trägerspezifisch errechnet		- 0 €										245,084.62 €		IB

																														0 €										547,700.83 €				-547,700.83 €











&"Arial,Fett"Anlage 5.5.3 LRV § 131 SGB IX		
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		Anlage 5.5.5 LRV SGB IX Kalkulation besondere Wohnformen Sucht Umstellung



		Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren klass stat 2019 (inkl. p.A. 2019)																Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren besondere WF Sucht

		Einrichtungsnr.:										Stand:						Einrichtungsnr.:												Stand:

		I. Ausgangswerte																I. Ausgangswerte

		Stellen Ist:								nachr.:		FK-Quote:						Stellen Ist:								nachr.:				FK-Quote:

		NJAZ:		1,595.68								Jahresstunden:		0				NJAZ:												Jahresstunden:				0

		Belegung Ist:										Schlüssel 1 :						Belegung Ist:		0.0										Schlüssel 1 :				ERROR:#DIV/0!

						PK-Steigerung:						TV-L/KTD						Auslastungsquote:		0.0%										Divisor				0

						SK-Steigerung

		I.I PK Betreuung je Stelle																I.I PK Betreuung je Stelle

		Tarif:		Analog Du.		PET		TV-L / KTD		AVH		Durchschnitt								Tarif:		Analog Du.		TV-L / KTD		AVH		trägerindividuell				Durchschnitt

		Index-Wert:		49,700 €				57,889 €		64,516 €		55,960 €								Index-Wert:		49,700 €		57,889 €		64,516 €						57,368 €

		nachr. 2017:		47,058 €		49,652 €		53,657 €		60,856 €		53,666 €								nachr. 2018:		48,140 €		56,072 €		62,256 €						55,489 €

								je Stelle / p.a.		je Stelle / p.h.														 		pro Platz / p.tag

						PK Betreuung:		64,516 €		40.43 €

						zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		1,455 €		0.91 €												PK Betreuung:				ERROR:#DIV/0!

						Personalkostenwert mit PNK:		65,971 €		41.34 €												zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		0.00 €		ERROR:#DIV/0!

																						Personalkostenwert mit PNK:		- 0 €		ERROR:#DIV/0!



																		I.II PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung)				p.P./p.M.		p.P. / p.a.		p.P. / p.tag

																								ERROR:#DIV/0!		ERROR:#DIV/0!

																		1		zzgl. Inventarinst. Betrieb(aus IB):

																		2		zzgl. Miete Betrieb

																		3		Abzug von RBS 				Achtung Minusbetrag!

																		4		trägerspezifisch Freihaltegeldabzug 

																		5		Zusätzlicher Verwaltungsbedarf



																		Mietanteil über 125% 				- 0 €		I.II aus Rückrechnung ermittelte Pauschale zur Herstellung von Budgetneutralität in der Umstellung



																		Summe Position 1-5				- 0 €		Summe Fachleistung/Tag (aus I.I & I.II):		ERROR:#DIV/0!



																		Fachleistung				Summe h / Monat		€ MP / Monat		Positionen      1-5/ Monat				Mietanteil über 125% 		€ MP / Monat		Tagessatz

																						0.00

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
nur nachrichtlich		ERROR:#DIV/0!

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Fachleistung abzgl. Position 1-4
		- 0 €				- 0 €		ERROR:#DIV/0!

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
mtl. FLS aus Gesamtbetrag in M37
		ERROR:#DIV/0!



																								Plätze		€ FL / Jahr

								Plätze		€ MP / Jahr incl. Auslastungsquote				Vergütung				Kontrollsumme:						0.00		ERROR:#DIV/0!		0 €

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
FLS (Jahresbudget 2019) - Service Betreuung (LUA*Belegung*12) - (Miete *12 *Belegung)



																								

Hüchtebrock, Susanne: Hüchtebrock, Susanne:
PK-Index*J6		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
nur nachrichtlich		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Fachleistung abzgl. Position 1-4
		Kontrollsumme:				GP				0 €		LS 1:		-0.41 €								zzgl. LUA:				0 €

						IB				0 €		LS 2:		0.00 €								zzgl. KDU				0 €

				Zusätzl. Verwaltungsbedarf

										0 €

										0 €

										0 €

						MP				0 €		LS 3:		0.00 €

						LS 4:		0.00		ERROR:#REF!		LS 4:		ERROR:#REF!

										0 €

										0 €

																						Summe Gesamt:				ERROR:#DIV/0!

						Summe MP + GP+IB:				0 €
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		Anlage 5.5.5 LRV SGB IX Kalkulation besondere Wohnformen Sucht Umstellung Beispiel



		Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren klass stat 2019 (inkl. p.A. 2019)																Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren besondere WF Sucht

		Einrichtungsnr.:										Stand:		8/27/19				Einrichtungsnr.:												Stand:		8/7/19

		I. Ausgangswerte																I. Ausgangswerte

		Stellen Ist:								nachr.:		FK-Quote:						Stellen Ist:		11.45						nachr.:				FK-Quote:

		NJAZ:		1,595.68								Jahresstunden:		0				NJAZ:		1,595.68										Jahresstunden:				18,271

		Belegung Ist:										Schlüssel 1 :						Belegung Ist:		50.0										Schlüssel 1 :				4.37

		Auslastungsquote:				PK-Steigerung:						TV-L/KTD						Auslastungsquote:		95.00%										Divisor				17,349

						SK-Steigerung												Freihaltebetrag		0.095

		I.I PK Betreuung je Stelle																I.I PK Betreuung je Stelle

		Tarif:		Analog Du.		PET		TV-L / KTD		AVH		Durchschnitt								Tarif:		Analog Du.		TV-L / KTD		AVH		TVL-trägerspezifisch				Durchschnitt

		Index-Wert:		49,700 €				57,889 €		64,516 €		55,960 €								Index-Wert:		49,700 €		57,889 €		64,516 €						57,368 €

		nachr. 2017:		47,058 €		49,652 €		53,657 €		60,856 €		53,666 €								nachr. 2018:		48,140 €		56,072 €		62,256 €						55,489 €

								je Stelle / p.a.		je Stelle / p.h.														p.p. / p.a.		p.P. / p.Tag

						PK Betreuung:		57,889 €		36.28 €

						zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		1,409 €		0.88 €												PK Betreuung:		662,829.05 €		38.20 €

						Personalkostenwert mit PNK:		59,298 €		37.16 €												zzgl. Personalnebenkostenpauschale:		16,659.75 €		0.96 €

																						Personalkostenwert mit PNK:		679,488.80 €		39.17 €



																		I.II PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung)				p.P./p.M.		p.P. / p.a.		p.P. / p.tag

																								16,833 €		46 €

																		1		zzgl. Inventarinst. Betrieb(aus IB):		65.45 €

																		2		zzgl. Miete Betrieb		253.70 €

																		3		Abzug von RBS 		-   200.00 €

																		4		trägerspezifisch Freihaltegeldabzug 		2.89 €

																		5		Zusätzlicher Verwaltungsbedarf		29.76 €



																		Mietanteil über 125% 				- 0 €		I.II. aus Rückrechnung ermittelte Pauschale zur Herstellung von Budgetneutralität in der Umstellung



																		Summe Position 1-7				151.80 €		Summe Fachleistung/Tag (aus I.I & I.II):		85.25 €



														 				Fachleistung				Summe h / Monat		€ MP / Monat		Positionen      1-4/ Monat		Differenz aus GP/IB in FLS, die nicht in exixtenz Lst. überführt werden		Mietanteil über 125% 		€ MP / Monat		Tagessatz

																						30.45

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
nur nachrichtlich		2,594.90 €

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Fachleistung abzgl. Position 1-4
		151.80 €				- 0 €		2,746.70 €

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
mtl. FLS aus Gesamtbetrag in M37
		90.23 €



														Vergütung										Plätze		€ FL / Jahr

								Plätze		€ MP / Jahr*				 				Kontrollsumme:						50.00		1,565,492 €		1,565,492 €

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
FLS (Jahresbudget 2019 99,25*35*12*96,5%) - Service Betreuung (262*35*12) - (Miete *12 *35)



																						

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
nur nachrichtlich		

Haubner, Katrin: Haubner, Katrin:
Fachleistung abzgl. Position 1-4
		Kontrollsumme:				GP		50.00		339,874 €				19.59 €								zzgl. LUA				113,991 €												Differenz:				0 €

						IB		50.00		228,491 €				13.17 €								zzgl. KdU				222,436 €												pro Jahr/ Bewohner				0.0 €

				Zusätzl. Verwaltungsbedarf				50.00		15,000 €

								50.00

								50.00

								50.00

						MP		50.00		1,318,553 €				76.00 €																								pro Monat/ Bewohner				0.0 €

						LS 4:		0.00		ERROR:#REF!				ERROR:#REF!





																						Summe Gesamt:				1,901,918 €

						Summe MP + GP+IB:				1,901,918 €

		incl. Auslastungsquote











IB 1 13

		Anlage 3.2 LRV Kalkulationsblatt IB 1										Einrichtnr.:		xxx		Anlage 3.1 LRV IB 1				ab		2018				Einrichtungsnr.:		xxx		Stand

						Einrichtung:						Akt.z.:		xxx												AZ:		xxx

		Ermittlung des Investitionsbetrages

														€/tgl.		Träger										Platzzahl		50

		1.		Mieten, Pachten, Erbbauzinsen						 						Einrichtung:										Divisor		17,349

				Es sind die aktuellen Werte anzusetzen																										nachrichtl. (gem. IB alt):

																												€ / m² / Monat		€ / tgl.

				Euro/Jahr		24,000.0000 €		 /Divisor 		17,349		=		1.383 €		1.		Mieten, Pachten, Erbbauzinsen

																		Euro / Jahr				24,000 €		 /Gesamtfläche		=		1.1111 €		1.38 €

		2.		Fremdkapitalaufwand

				Es sind die  aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2 												2.		Fremdkapitalaufwand

																		Summe Fremdkapitalzinsen inkl. Tilgung

				Euro/Jahr		62,000.0000 €		 /Divisor 		17,349		=		3.574 €				Euro / Jahr				62,000 €		 /Gesamtfläche		=		2.8704 €		3.57 €

																		davon Tilgung				0 €



		3.		Inventarinstandhaltung und-abschreibung 												3.		Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung

																		Euro / Jahr				40,430 €		 /Gesamtfläche		=		1.8718 €		2.33 €

				Euro/Jahr		30,000.0000 €								1.729 €

																4.		Gebäudeabschreibung < 1,4% auf WHW lt. Vbg.

																		WHW:		3,400,000

		4.		Inventar "Spezialgerät"														Euro / Jahr				85,000 €		 /Gesamtfläche		=		3.9352 €		4.90 €



				Euro/Jahr		7,300.0000 €								0.421 €		5.		Verrechnungspositionen/Sonstige Positionen Gebäude

																		Euro / Jahr				4,800 €		 /Gesamtfläche		=		0.2222 €		0.28 €



		5.		Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung												6.		Abzugsbetrag Anrechnung Förderung / Mieteinnahme:

				Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom														Euro / Jahr				-25,000 €		 /Gesamtfläche		=		-1.1574 €		-1.44 €

				Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist.

												Instandhaltg.				Zw.summe Nettokaltmiete						191,230 €						8.8532 €		11.0226 €

				FKW 1914  		Alter d. Gebäude		Richtzahl		Wiederbesch.wert		= Euro/Jahr

		1,0%		325,000.0000		< 25 J.		12.44		4,043,000.0000 €		40,430 €				7.		Inventarinstandhaltung und -abschreibung

		1,3%		0.0000		> 25 J.		12.44		0.0000 €		0.0000 €						Euro / Jahr				30,000 €		 /Gesamtfläche		=		1.3889 €		1.73 €

		1,6%				> 25 J. bes. Abn.		12.44		0.0000 €		0.0000 €

		Sonst.:						Vorjahr:				4,800.0000 €				8.		Inventarspezialgerät

		Summen:		325,000.0000				12.44		4,043,000 €		45,230.0000 €						Euro / Jahr				7,300 €		 /Gesamtfläche		=		0.3380 €		0.42 €

		FKW Vorj.:										 / Divisor

												17,349		2.607 €		Zw.summe Inventar						37,300 €				=		1.7269 €		2.15 €		65.45 €



		6.		Gebäudeabschreibung												Summe IB						228,530 €				=		10.5801 €		13.1726 €

				gemäß IB 3						zzgl. Verr.pos.:		 / Divisor 

				Summe AfA:		85,000.0000 €				0.0000 €		17,349		4.899 €		9.		Korrekturposition zu IB alt

				davon Tilgung:														Euro / Jahr						 /Gesamtfläche		=		0.0000 €		0.00 €

		7.		Abzugsbetrag Anrechnung Förderung:						= Euro/Jahr		 / Divisor 

				(s. IB 3!)						-25,000 		17,349		-1.441 €		Summe IB inkl. Korrektur						228,530 €						10.5801 €		13.17 €

				Mieterträge (Minusbetrag)						- 0 €				0.000 €

		Summe Investitionsbetrag:								228,530 €				13.17 €								Fläche in m²		Flächenanteil		Fläche / Platz in m²		IB / Platz / Mt.		BK		Bewirtschaftungskosten		Aufschläge bis 25%		Warmmiete

																Gesamtfläche:						1,800.0		100%		36.00		318.72 €		208.21 €		 				 

																davon Bewohner:						1,000.0		56%		20.00		177.06 €		96.16 €		44.89 €		72.16 €		390.27 €

														11.02 €		davon Betrieb:						800.0		44%		16.00		141.65 €		112.05 €		0.00 €				253.70 €

																davon Andere Leistungen:						0		0%		0.0		0.00 €								0.00 €
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Flächenzuordnung

		AG Kalkulation 						Einrichtungsnr.:

		Ermittlung der Bewohner-, Betriebs- und Gesamtfläche						AZ:

				Angabe erforderlich				Stand:		8/21/19

				Angabe bei Bedarf/wenn möglich



				Träger:

				Einrichtung:

				Standort (Adresse):

				vereinbarte Platzzahl:		50

				Divisor:		17,349		nachrichtlich*:

				Gebäudekosten p.a. (ohne Inventar)*:		191,230 €		Inventar		37,300 €

				*gemäß überarbeitete Anlage 3.1. LRV IB 1				Korrekturposition		0 €

				Räumlichkeiten		Anzahl		Gesamtfläche in m²





		1.		Bewohner

		1.1		Bewohnerzimmer		50		1,000

		1.2		Bewohnerbäder

		1.3		Gemeinschaftsbäder (z.B. Pflegebäder)

		1.4		Bewohnerküchen

		1.5		Gemeinschaftsküchen (vorrangig durch Bewohner genutzt)				 

		1.6		Gemeinschaftsräume Bewohner (vorrangig durch Bewohner genutzt)

		1.7		Flure/Garderoben (Verkehrsflächen) im Wohnen

		1.8		Nebenräume (z.B. Abstellräume) im Wohnen

		1.9		Balkone/Terrassen im Wohnen
                                     Anrechnung nur zu 25%:		0.00

				nachrichtl. 100%:		0		0

		1.10

				Summe Bewohnerfläche				1,000.0



		2.		Betrieb

		2.1		Personalräume Wohngruppe

		2.2		Verwaltung / Büros (inkl. Abstellräume)

		2.3		Gemeinschaftsräume allgemeine Nutzung (NICHT vorrangig durch Bewohner genutzt)

		2.4		WCs / Bäder allgemeine Nutzung (NICHT vorrangig durch Bewohner genutzt)

		2.5		Gemeinschaftsküchen (NICHT vorrangig durch Bewohner genutzt)

		2.6		Flure/Garderoben (Verkehrsflächen) allgemeine Nutzung (NICHT vorrangig durch Bewohner genutzt)

		2.7		Therapieräume

								800

				Summe Betriebsfläche				800



		3.		Andere Leistungen (nur wenn gesondert vereinbart oder konzeptionell für integrierte Tagesstrukturierung)

		3.1		Tagesstruktur

		3.2

		3.3

		3.4

		3.5

				Summe Fläche Andere Leistungen				0



				Summe Gesamtfläche				1,800.0





				Nicht bei der Ermittlung der Gesamtfläche zu berücksichtigen sind:



				Kellerräume

				Dachböden

				Heizungsräume

				sonstige technische Räume

				Garagen/Parkplätze etc.



				Kennzahlen:



				ø m² Wohnfläche / Platz:		20.00



				NKM / m² / Monat (m²-Preis):		8.85 €

				IB / m² / Monat (m²-Preis inkl. Inventar + Korrektur)		10.58 €



						NKM / Platz / Monat:		NKM / Monat:

				Bewohnerfläche		177.06 €		8,853.24 €

				Betriebsfläche		141.65 €		7,082.59 €

				Fläche Andere Leistungen		- 0 €		- 0 €

				SUMME (NKM)		318.72 €		15,935.83 €

				Jahressumme (NKM)		3,824.60 €		191,230.00 €



				zzgl. Inventar (Ziff. 7. + 8. aus Blatt IB 1)		62.17 €		3,108.33 €

				zzgl. Korrekturposition (Ziff. 9. aus Blatt IB 1)		- 0 €		- 0 €

				Summe (IB neu)		380.88 €		19,044.17 €

				Jahressumme (IB neu)		4,570.60 €		228,530.00 €

				nachrichtlich Jahressumme IB alt:				228,530.00 €
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